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Kommentar 


Massaker in Kurdistan 


Die Türkei aufdem Weg 
zur regionalen Ordnungsmacht 


ie Situation sei wieder unter Kon- 
D-: heißt es in Ankara in bezug 

auf die bewaffneten Auseinander- 
andersetzungen in der kurdischen Botan- 
region. Selbst in der gleichgeschalteten 
türkischen Presse wird jedoch deutlich, 
daß “es nicht mehr so ist wie zuvor”. Der 
Krieg, den die türkischen Sicherheits- 
kräfte schon seit ca. 8 Jahren gegen die 
kurdische Bevölkerung und die Guerilla 
der Pkkerst verdeckt, dann immer offener 
führten, wird auch von Regierungsseite 
nicht mehr beschönigt. In schöner Einmut 
betonen Regierung, Staatspräsident und 
Militärs, daß “alles, was innerhalb dieses 
Krieges notwendig ist, getan werden 
muß. Das darf nicht mehr versteckt, son- 
dernmuß von den Verbündeten akzeptiert 
werden. 

Die Ereignisse in Cizre und Sirnak um 
die Newroztage stellten in dieser Hinsicht 
eine Feuerprobe dar. Vor den Augen der 
Weltpresse wurde in den kurdischen 
Städten aus Panzern auf unbewaffnete 
Menschen geschossen. Ca. 100 Todesop- 
fer und hohe Dunkelziffern von Verletz- 
ten waren die Bilanz der von staatlicher 
Seite vorgeplanten Eskalation; Fernseh- 
teams übertrugen das Massaker, die Dis- 
kussion darüber, ob in Kurdistan Kriegs- 
zustandherrsche hat sich ergeben. 

Schon Tage vor dem Newwrozfest war 
in Diyarbakir eine militärische Landkarte 
aufgetaucht, auf der verschiedene Städte 
im Halbkreis um die türkisch irakische 
Grenze eingezeichnet waren - die Städte 
in denen es zu blutigen Auseinanderset- 
zungen gekommen war. Andere, weiter 
nördlich gelegene Städte, in denen es 
große Demonstrationen und Sympathie- 
bekundungen mitder PKK gegeben hatte, 
blieben verschont. Die PKK hatte zwar in 
Cizre und Sirnak erstmals direkt, bewaff- 
net auf die Angriffe der Sicherheitskräfte 
geantwortet, von ihr war die Eskalation 
nicht ausgegangen. “Wir sind bereit” hieß 
es in Erklärungen vor dem Fest, “aber wir 
wollen kein Blutvergießen.” “Wir 
machen die irakische Grenze dicht wie 
eine Mauer” hatte Demirel am 24.3.92 
verkündet. Dazu dienten die Auseinan- 
dersetzungen in Cizre und Sirnak ebenso, 
wie die ununterbrochenen Luftangriffe 
auf die irakische Seite der Grenze. Offen- 
sichtlich ist in Ankara beschlossen wor- 
den, nicht mehr zu warten, bis der Türkei 
die Rolle der Ordnungsmacht in der 


gesamten kurdischen Region auf interna- 


'tionaler Ebene übertragen wird, das türki- 


sche Militär versucht vielmehr diese Rol- 
le nun faktisch einzunehmen und damit 
die internationale Position der Türkei zu 
verbessern. 

Für die Verbesserung ihrer Position, 
die nach dem Golfkrieg einen ihrer Tief- 
punkte erricht hatte, scheinen die Chan- 
cen momentan durch die Öffnung des 
zentralasiatischen Raumes günstiger als 
zuvor. Nach der Leseart Ankaras stellt es 
keinen Widerspruch dar, wenn die türki- 
sche Regierung in Kurdistan Krieg führt 
und gleichzeitig im Konflikt um berg 
Karabag als Friedenstifterin auftritt. Der 
Krieg ist notwendig um eine westorien- 
tierte stabile Kraft in diesem geogra- 
phisch wichtige Raum zu schaffen - heißt 
esin Ankara. Deshalb mußer nicht länger 
versteckt werden, im Gegenteil, die Tür- 
kei fühlt sich stark genug, die Gretchen- 
frage an den Westen zu stellen: seidihr für 
oder gegen uns. Ein Faktor, der diese Art 
offensiven Verhaltens wohl mit ermög- 
licht hat, war sicherlich die Tatsache, daß 
die Antwort der USA schon seit minde- 
stens einigen Monaten feststeht. Vermu- 
tungen, daß sich Ministerpräsident Demi- 
rel bei seinem Staatsbesuch im Februar in 
den USA grünes Licht für die Aktionen 
im März eingeholt hat, scheinen nicht von 
der Hand zu weisen zu sein. 

enau hier muß auch in erster Linie 
(3: der Begründung für das Ver- 

halten der Bundesrepublik 
gesucht werden. Nach mehr oder weniger 
einem Jahr schwelender Kritik an der tür- 
kischen Politk insgesamt und der Kurden- 
politik im besonderen kam es nach den 
Newrozereignissen zur ersten konkreten 
Sanktion der BRD gegen die Türkei. Die 
Politiker allem voran Ministerpräsident 
Ozal gingen auf harten Kurs, in der Wirt- 
schaft, z.B. bei den türkischen Unterneh- 
merverbänden herrschte Besorgnis vor. 
Dort wird als Reaktion auf einem “spon- 
tanen Boykottaufruf gegn deutsche 
Waren”, der vor allem von der Presse lan- 
ciert wurde, überlegt, was es heißt Expor- 
te im Werte von 7 Mrd DM (1991) in die 
BRD zu verlieren. Kritik und Stirnrun- 
zeln hatte es in Wirtschaftskreisen schon 
vor und unmittelbar nach den Ereignissen 
um das Newrozfest gegeben. Die Wirt- 
schaftswissenschaftlerin Tansu Ciller, 
mit reichlichen Vorschußlorbeeren auf 


den Sessel einer “Staatsministerin für 
Wirtschaftsfragen” gesetzt, erklärte am 
22.3.: Noch ein Ereignis wie dieses und 
ich garantiere für gar nichts mehr.” Vom 
Arbeitgeberverband TÜSIAD war schon 
des öfteren zu hören gewesen, daß “die 
politischen Probleme des Landes aufeine 
Art gelöst werden müssen, die die Stabi- 
lität nicht gefährdet.” Oppositon zum 
Kriegskurs also, von seiten türkischer 
Wirtschaftskreise und einem Staat, wie - 
der BRD, die ihre eigene Hegemonie von 
jehereher aufindirekte Einflußnahme vor 
allem im wirtschaftlichen Bereich grün- 
det. Unterstützung von der USA, die 
umgehend mehrere Cobra Kampfhub- 
schrauber “zur Sicherung dr Grenze lie- 
ferte” die Frage ihrer Militärhilfe aller- 
dings mit der Diskussion um eine Verblei- 
ben der multinationalen poised hammer 
Truppe über den 30.6.92 hinaus ver- 
knüpfte. Die Türkei scheint sich hier als 
ein möglicher Garant direkter amerikani- 
scher Militärpräsent in der Region zu pro- 
filieren. Die Frage liegt auf der Hand, ob 
nicht das deutsche Embargo gegen genau 
diese Politik gerichtet ist. 

Auch in bezug auf mögliche Verhand- 
lungen mit der PKK reagieren türkische 
Eliten gespalten. Während die Regierung 
kategorisch ablehnt, die PKK als Ver- 
handlungspartner zu akzeptieren, war 
z.B. von dem türkischen Großindustriel- 
len Alaton zu vernehmen, “er möge zwar 
auch nicht mit Terroristen verhandeln, 
aber wenn es denn sein muß...” Die 
Suche nach einem kurdischen Verhand- 
lungspartner außerhalb der PKK hält in 
Ankara noch an. Doch in der kurdischen 
Bevölkerung und immer größeren Teilen 
der 4 - 5 Mio Kurden in den türkischen 
Metropolen wächst die Sympathie für die 
PKK von Tag zu Tag. Verhandlungen mit 
“braveren Kurden” würden wohl kaum 
akzeptiert werden. 

Die Türkei wird sich in der kommen- 
den Zeitals doppeltes “Schlachtfeld” pro- 
filieren; innenpolitisch wirdes kurzfristig 
nicht möglich sein, die kurdische Region 
zu befrieden - außenpolitisch werden die 
USA und die BRD (die wiederum gegen 
und mit der EG) versuchen ihre Art von 
Einflußnahme durchzusetzen und - 
zumindest im Fall der USA möglichst 
viele Industrienationen einzubinden. 
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Philippinen 


Aquinos Erben 
sind zerstritten 


Wahlen aufden Philippinen 


m 11. Mai sind 32 Millionen Fili- 
Ar und Filipinas zum Umen- 
gang aufgerufen. Fünf Männer 
und zwei Frauen kämpfen um die Nach- 
folge von Präsidentin Corazon Aquino. 
Sie war im Februar 1986 nach massiven 
Wahlfälschungen durch einen von Mas- 
senprotesten geschützten Militärputsch 
an die Macht gekommen, der langjährige 
Diktator Ferdinand Marcos nach Hawaii 
geflohen. Am 30. Juni endet Aquinos 
Amtszeit. Die in sie gesetzten Erwartun- 
gen hat sie nicht erfüllt. Überfällige 
Reformen wurden nicht oder nur halbher- 
zig umgesetzt. Das soziale Elend ist nicht 
eingedämmt worden, die Landreform ist 
ein Flop, Menschenrechtsverletzungen 
gehen unvermindert weiter und selbst 
fortschrittliche Entscheidungen zu 
Beginn ihrer Amtszeit werden revidiert. 
So soll das eingemottete, vom US-Kon- 
zern Westinghouse in einem Erdbebenge- 
biet nahe des Vulkans Pinatubo gebaute 
Atomkraftwerk nun doch noch ans Netz 
gehen.” 


Neben falschen Versprechungen wer- 
den Aquino immer wieder Entschei- 
dungsschwäche und mangelnde Füh- 
rungsqualitäten vorgeworfen, was die 
Beliebtheit autoritär auftretender Nach- 
folgekandidatInnen erklärt. Aquinos 
Koalition ist stückweise zerbrochen. 
Zuletzt gelang es der Regierungspartei 
LDP nicht einmal, sich auf einen Nach- 
folger zu einigen. Zum Jahreswechsel 
spaltete sich eine Fraktion ab, die jetzt mit 
Fidel Ramos antritt, einem von zahlrei- 
chen KandidatInnen aus Aquinos ur- 
sprünglicher Koalition. 

Als ihre große Leistung gilt, daß Aqui- 
no die sechsjährige Amtszeit im Regie- 
rungspalast überhaupt durchstehen konn- 
te und nicht einem der Putschversuche 
zum Opfer fiel. Ihre vielleicht noch 
größere Leistung ist die Wiederein- 
führung der parlamentarischen Demo- 
kratie. Die jetzigen Präsidentschaftswah- 
len sind die ersten "freien" seit der Ver- 
hängung des Kriegsrechts (1972-1981). 
Es kandidieren so viele wie noch nie für 
das höchste Staatsamt. 


4 blätter des iz3w, Nr. 181, Mai 1992 


SON ik 
Cory Aquino setzt auf FidelRamos 


Ein Blick auf die KandidatInnen (siehe 
Kasten) zeigt jedoch die Grenzen dieser 
Demokratie. Alle repräsentieren die herr- 
schende Elite. Sie haben eher ein Interes- 
se am Erhalt des Status Quo als an Refor- 
men. Die Bandbreite reicht von Imelda 
Marcos und Cojuangco am rechten Rand 
des Elitespektrums zu Salonga am linken. 
Die ideologischen und zum Großteil auch 
programmatischen Unterschiede sind 
jedoch gering. Bis auf den liberalen 
Salonga sind alle KandidatInnen konser- 
vativ. Die Favoriten sind Ramon Mitra, 
Fidel Ramos und Eduardo Cojuangco. 
Sie verfügen über das meiste Kapital und 
die landesweit größten Parteiapparate. 

as politische System war bis zum 

Kriegsrecht durch zwei Parteien 

gekennzeichnet, die sich in der 
Herrschaft des Landes ablösten und hin- 
ter denen sich die Clans der Elite grup- 
pierten. Etwa 100 einflußreiche Familien 
beherrschen traditionell das Land. Wer 
sich in den Wahlkampf begibt, braucht 
viel Kapital oder finanzkräftige Mäzene. 
Pächter, Land- und FabrikarbeiterInnen 
sind oft von den Eliten abhängig. Mit per- 
sönlichen Begünstigungen wie der Ver- 
mittlung eines Arbeitsplatzes oder Sti- 
pendiums, der Übernahme von Kranken- 


kosten, einem Tauf- oder Hochzeitsge- 
schenk, dem Bau einer Straße usw. wird 
die Abhängigkeit zementiert und Wohl- 
verhalten erkauft. Wer vom Arbeitgeber, 


“ Großgrundbesitzer oder Bürgermeister 


eine "Gunst" erhielt, fühlt sich ihm bei der . 
nächsten Wahl verpflichtet. 

Dies System erstreckt sich von der 
kommunalen bis auf die nationale Ebene. 
Lokale KandidatInnen "liefern" Präsi- 
dentschaftskandidatInnen Stimmen im 
Austausch gegen politische und finanzi- 
elle Unterstützung. Wahlkampfkosten 
sind dabei Investitionen in die Zukunft. 
Die Wahlsieger holen sich diese während 
ihrer Amtszeit mit Gewinn zurück. 

Das unter Aquino wiedereingeführte 
parlamentarische System hat die Macht 
der Clans und die Mechanismen traditio- 
neller Politik unangetastet gelassen. Zwei 
Drittel der 200 Abgeordneten des jetzigen 
Unterhauses, die bei den Parlamentswah- 
len 1987 gewählt wurden, kommen aus 
einflußreichen Familien. 44 von ihnen 
saßen schon im Scheinparlament der 
Marcos-Diktatur. Neu ist bei den Wahlen 
im Mai jedoch, daß sich weder Regierung 
noch Opposition auf jeweils einen einzi- 
gen Päsidentschaftskandidaten und eine 
Partei einigen konnten. Deshalb gibt es so 


Andere setzen auf Gott 


viele KandidatInnen, die sıch nicht merk- 
lich unterscheiden. 

Die Parteien sind beliebig austausch- 
bare Wahlvereine politischer Clans oder 
Fanclubs einzelner Persönlichkeiten 
geblieben. Sie sind keine Volksparteien 
mit klarer Ideologie, verbindlichem Pro- 
gramm, fester Mitgliederzahl und stabiler 
Stammwählerschaft. Während es kaum 
Programme gibt, bleiben Parteiwechsel 
an der Tagesordnung. 


Das unter Aquino installierte Wahlsy- 
stem (siehe Kasten) bevorzugt die Kandi- 
datInnen der Elite und lädt zur Manipula- 
tion geradezu ein. Das Aufschreiben der 
vielen Namen überfordert die WählerIn- 
nen, benachteiligt weniger Gebildete und 
nützt KandidatInnen, die bereits bekannt 
sınd oder z.B. über das Geld verfügen, um 
Musterzettel zu drucken. Eine Wahlteil- 
nahme können sich VertreterInnen von 
Basisorganisationen nichtleisten. 

Die stellvertretende Vorsitzende der 
Wahlkomission, Haydee Yorac, hat die 
Wahlen schon im Vorfeld als "organisato- 
rischen Alptraum” bezeichnet ®. Anfang 
Februar kam es zu großen Unregelmäßig- 
keiten, als sich bei der WählerInnenregi- 
strierung weit mehr hatten eintragen las- 


Philippinen 


sen, als dies bevölkerungsstatistisch 
möglich war ”. In vielen Gegenden mußte 
der Vorgang wiederholt werden, weilsich 
etliche Personen auf die Namen Verstor- 
bener oder fiktiver Personen hatten mehr- 
fach eintragen lassen. Stimmen sind für 
die armen Bevölkerungsschichten eine 
willkommene Einkommensquelle und 
werden meistbietend verkauft. 

ie hohe Zahl der Präsidentschaft- 
D++ hat Auswirkungen 

auf die Wahl und die Ergebnisse. 
Ein harter und teurer Wahlkampf ist zu 
befürchten. Schätzungen über die Kosten 
reichen bis zu 50 Mrd. Peso (3,2 Mrd. 
DM), was die Inflation kräftig anheizen 
würde. Die letzten Monate ist der Peso 
gegenüber dem Dollar beständig gestie- 
gen, weil hohe Summen von ausländi- 
schen Konten ins Land flossen. Seit Jah- 
resbeginn überwacht der IWF das Haus- 


‚haltsdefizit monatlich, um die Finanzie- 


rung von KandidatInnen aus der Staats- 
kasse zu verhindern ®. 

Sollten alle Präsidentschaftskandida- 
tInnen bis zum Wahltag durchhalten, wird 
der Sieger nur eine relative Mehrheit 
haben. Der zukünftige Präsident wird 
höchstens über ein Drittel der Stimmen 
und über keine Mehrheit im Parlament 
verfügen. Dies erhöht die politische 
Instabilität und birgt die Gefahr eines Put- 
sches. Vorhersagen sind äußerst schwie- 
rig. Die politische Situation ist im Fluß. 
Viele Kräfte halten sich mit definitiven 
Festlegungen noch zurück oder lassen in 
ihrem Verhalten keine Eindeutigkeit 
erkennen. Sollten sie ihre abwartende 
Haltung aufgeben, könnten sie durch die 
Unterstützung des aussichtsreichsten 
Kandidaten einen Dominoeffekt auslö- 
sen. 

Nicht klar absehen lassen sich auch die 
konkreten Auswirkungen des fortschrei- 


Die KandidatInnen im Überblick 


Ramon Mitra von der Regierungspar- 
tei LDP ("Kampf des demokratischen 
Filipino") ist Präsident des Unterhauses 
und ein typischer Repräsentant des tra- 
ditionellen Politikers. Er hat den Segen 
von Kardinal Sin, dem Oberhaupt der 
katholischen Kirche, wird von wohlha- 
benden Familien und der Mehrheit der 
Senatoren, Kongreßabgeordneten, 
Gouverneure und Bürgermeister unter- 
stützt. Dies sichert ihm die beste 
Maschinerie und eine Favoritenrolle. In 
Umfragen schneidet Mitra nicht so gut 
ab. Einer seiner Geldgeber ist der ein- 
flußreiche Holzschlagunternehmer Jose 
Alvarez. 

Fidel Ramos von der EDSA-LDP 
(einer nach der Straße des Massenpro- 
tests 1986 benannten LDP-Abspaltung) 
war General und Verteidigungsminister. 
Unter seinem Vetter Marcos vollstreck- 
te Ramos das Kriegsrecht. Später vertei- 
digte er Aquino gegen zahlreiche 
Putschversuche. Er trägt die Verantwor- 
tung für zahlreiche Menschenrechtsver- 
letzungen und wird von Aquino, einem 
Teil des Militärs und einigen Geschäfts- 
leuten unterstützt. Bisher war er mit sei- 
nem Wahlkampf wenig erfolgreich. 

Eduardo Cojuangco von der "Natio- 
nalist People's Coalition" ist ein verfein- 
deter Cousin von Aquino und Freund 
von Mitra. Als Marcos-Günstling häufte 
Cojuangco ein riesiges Vermögen an, 
bevor er 1986 in die USA floh. Seit sei- 
ner Rückkehr hat er sein Firmenimperi- 
um und alte Patronagebeziehungen 
reaktiviert. Ende März trat Joseph Estra- 
da, populistischer Senator und ehemali- 
ger Filmschauspieler, als Vize an 
Cojuangcos Seite. Cojuangcos Geld 
vereint mit Estradas Beliebtheit geben 
dem Team gute Chancen. Cojuangcos 
Nähe zu Marcos und starke wirtschaftli- 


che Eigeninteressen belasten seine Kan- 
didatur. 

Miriam Defensor-Santiago von der 
"People's Reform Party" (PRP) war 
Chefin der Einwanderungsbehörde und 
kurzzeitig Landreformministerin. Ihr 
Wahlkampf baut auf ihrem Image als 
gnadenlose Korruptionsjägerin. Trotz 
eigener Korruptionsvorwürfe führt sie 
beständig in den Meinungsumfragen, 
deren Repräsentativität allerdings 
bezweifelt wird. Angesichts ihrer finan- 
ziell und organisatorisch schwachen 
Partei hat Defensor-Santiago kaum 
Chancen. Wegen ihres rabiaten Auftre- 
tens werden ihr faschistoide Methoden 
vorgeworfen. 

Jovito Salonga von der "Liberalen 
Partei" (LP) war bis vor kurzem Senats- 
präsident. Als bürgerlich-gemäßigter 
Nationalist brachte er die traditionelle 
LP auf einen etwas fortschrittlicheren 
Kurs. Salonga war im Senat die treiben- 
de Kraft hinter der Ablehnung des US- 
Basenvertrages. Er ist der linke Pol 
unter den KandidatInnen und wird von 
einer Reihe von Basisorganisationen 
unterstützt. Als einziger verfügt er über 
ein nennenswertes Programm. Mit sei- 
nen 72 Jahren und sehr begrenzten Mit- 
teln werden ihm kaum Chancen einge- 
räumt. 

Imelda Marcos, Diktatorenwitwe, 
von der alten Marcos-Partei "Bewegung 
für eine neue Gesellschaft" (KBL) ist 
reich, dıskreditiert und immer für eine 
Show gut. Ihr fehlt der Apparat. Sie 
begann zu spät, die alten Beziehungen 
wiederzubeleben. Ihre Kandidatur ist 
der Versuch, die gegen sie laufenden 
Gerichtsprozesse abzuwenden. Ihr Sieg 
ist unwahrscheinlich, eher zieht sie ihre 
Kandidatur zurück und verbündet sich 
mit Cojuangco. 
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tenden gesellschaftlichen Wandlungs- 
prozeßes: Ein höherer Verstädterungs- 
gradder Bevölkerung, weitere Auflösung 
feudaler Beziehungen, ein Anstieg sozia- 
ler Mobilität, ein größerer Einfluß von 
Nichtregierungs- und Basisorganisatio- 
nen und eine größere Verbreitung von 
Massenmedien sind die auffälligsten Ent- 
wicklungen. Desweiteren sind fast ein 
Viertel der Wahlberechtigten Erstwähle- 
ıInnen?. 

Andere Entwicklungen sind offen- 
sichtlicher. So kandidierten noch nie so 
viele Generäle und Offiziere (einschließ- 
lich ehemaliger Putschisten). Mit Ramos 
bewirbt sich ein Ex-General direkt um die 
Präsidentschaft, zwölf weitere kandidie- 
ren für andere Amter ©. Mit Ausnahme 
der Liberalen finden sich unter den Kan- 
didatInnen aller Parteien zahlreiche 
Militärs. Unter dem Kriegsrecht ist das 
Militär zu einer politisierten Großorgani- 
sation mit 200.000 Mann herangewach- 
sen, das seine Interessen seit 1986 vehe- 
ment verteidigt. Ausdruck davon sind die 
zahlreichen Putschversuche der letzten 
Jahre und jetzt die hohe Zahl der Kandi- 
daten in Uniform. Das Militär ist aber 
nicht geschlossen. Kein Kandidat und 
keine Partei ließe sich allein als die des 
Militärs bezeichnen. Legal zu den politi- 
schen Schaltstellen vorzudringen, ist ein 


LONGLIVE 
APO DANDING 


THE NATION’S 
ONLY HOPEII 


Eduardo “Danding” Cojuangco setzt 
auf den Charme seines Geldes 
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Philippinen 


Versuch, die zurückgehende US-Unter- 
stützung zukompensieren. 

Die geringere Einflußnahme der ehe- 
maligen Kolonialmacht USA und der 
wachsende wirtschaftliche Einfluß Tai- 
wans, Hong Kongs und Japans ist ein wei- 
teres Novum. Während die USA vom 
Haushaltsdefizit geplagt und mit dem 
eigenen Wahlkampf beschäftigt sind, 
stiegen in den letzten Jahren staatliche 
und private Investitionen der anderen 
Länder aufden Philippinen. Das Interesse 
der USA an ihrem philippinischen Stütz- 
punkt Subic hat sich aufgrund global- 
strategischer Umbrüche reduziert. Das 
US-Interesse an dem Inselstaat hat nach- 
gelassen, was sich auch an der Reduzie- 
rung des US-Botschaftspersonals zeigt.” 
Washington weiß die überwiegende 
Mehrheit der KandidatInnen auf seiner 
Seite, was ein starkes Engagement nicht 
nötig macht. Ein direktes Eingreifen wäre 
dagegen bei einem "gegen US-Interes- 
sen" gerichteten Putsch wahrscheinlich, 
wie es ein Krisenszenario des Pentagons 
auch vorsieht. 


rstmalig versuchen Nichtregie- 
E+: und Basisorganisationen 
(NROs), deren VertrerInnen man- 
gels Geld nicht selbst kandidieren Kön- 
nen, einen WählerInnenblock zu bilden, 
um die Wahlen zu beeinflussen. Sie wol- 
len Sachfragen in den Vordergrund 
rücken und die wenigen KandidatInnen 
unterstützen, die die Interessen der brei- 
ten Bevölkerungsmehrheit vertreten. Ein 
eigens ausgearbeitetes Programm ist der 
Kriterienkatalog für die Unterstützungs- 
würdigkeit. Als Präsidentschaftskandidat 
wird nur Jovito Salonga unterstützt, bei 
den Parlaments- und Kommunalwahlen 
wenige KandidatInnen verschiedener 
Parteien. 
Den NROs ist bewußt, daß sie im Mai 
auf nationaler Ebene keinen Einfluß aus- 
üben können. Sie konzentrieren sich auf 


die Lokalwahlen, wo es gelingen Könnte, 


einige Bürgermeister zu stellen und die 
Ausgangsbasis für zukünftige Wahlen zu 
verbessern. NROs und vor allem kirchli- 
che Gruppen bemühen sich durch Wähle- 
rInnenaufklärung und Wahlüberwachung 
auch um einen fairen Verlauf des Urnen- 
gangs. 

Die im Untergrund operierende Natio- 
nale Demokratische Front setzt weiter auf 
den bewaffneten Kampf. Der Guerillaor- 
ganisation ist es nicht gelungen, den nach 
Marcos’ Sturz entstandenen Spielraum zu 
nutzen. Bei den Wahlen 1987 konnte die 
Basis, der immer die Teilnahme an "bür- 
gerlichen" Wahlen ausgeredet worden 
war, nicht plötzlich für eine Unterstüt- 
zung der KandidatInnen des Untergrun- 
des mobilisiert werden. Diesmal begann 
die NDF zu spät, auf dieses wichtige Feld 
politischer Auseinandersetzung Einfluß 
zu nehmen. Eine halbherzige Unterstüt- 
zung vereinzelter lokaler KandidatInnen 
wird nicht ausreichen, um mehr als eine 


zählen der St 
kompliziert, 


passive Zuschauerrolle ohne Eingriffs- 
möglichkeiten zu spielen. 

Bisher ist bei breiten Bevölkerungs- 
schichten aber auch nicht erkennbar, daß 
sie die Wahlen als etwas anderes als eine 
Art Fiesta ansehen. Für die arme Bevöl- 


“kerungsmehrheit, die auf jedes Wahlge- 


schenk angewiesen ist und keine Mög- 
lichkeit sieht, die Wahlen zu ihren Gun- 
sten zu beeinflussen, wird dieser Umen- 
gang erneut eine willkommene Einkom- 
mensquelle sein statt ein Mittel bewußter 
politischer Einflußnahme. Die jetzige 
Regierung hat keine effektiven Maßnah- 
men ergriffen, um daran etwas zu ändern. 
Deshalb werden auch bei diesen Wahlen 
wieder Geld, Betrug und Gewalteine ent- 
scheidende Rolle spielen. Grundlegende 
Lösungen drängender Problemedes Lan- 
des sind vom Ausgang der Wahlen nicht 
zu erwarten. 

Sven Hansen 


Anmerkungen: 
1) Far Eastern Economic Review 19.3.92 
2) Far Eastern Economic Review 15.8.91 
3) Philippine Daily Globe 4.2.92 
4) Far Eastern Economic Review 2.4.92,5.8 
5) Manila Chronicle 14.12.91 
6) Philippine Daily Inquirer 27.1.92 
7)Manila Chronicle 10.2.92 


Vorwort 


"Alle sind in Bewegung - aber wer bewegt 
überhaupt etwas?" 
(Christian Wernicke, Die Zeit 17.4.92) 


In der Tat, eines kann man den Beamten 
der "Konferenz der Vereinten Nationen 
über Umwelt und Entwicklung", kurz 
UNCED, sicherlich nicht vorwerfen: Faul- 
heit. Alleine für die vierte und letzte Vorbe- 
reitungskonferenz in New York wurden 24 
Millionen Seiten Papier produziert. Die 
Maschinerie dieser größten UN-Konferenz 
aller Zeiten arbeitet auf Hochtouren. Und 
dennoch: Alle Beobachter des UNCED- 
Vorbereitungsprozesses sind sich darin 
einig, daß die hochgesteckten Erwartungen, 
die viele in diese Konferenz gelegt hatten, 
sich nichterfüllen werden. 

Die Verhandlungen laufen ausgespro- 
chen zäh, gefeilscht wird um jedes Komma 
der verschiedenen Dokumente und Kon- 
ventionen und am Ende dürfte wenig mehr 
als die Formulierung eines neuen Minimal- 
konsenses stehen, der kaum über das Ergeb- 
nis der ersten UNCED-Konferenz 1972 in 
Stockholm hinausgehen dürfte. 

So wird also die zentrale Frage, ob Öko- 
logie und Entwicklung vereinbare Begriffe 
sind, auch nach zwanzig Jahren Umwelt- 
diskussion ungelöst bleiben. Die Suche 
nach einer möglichst schmerzlosen, 
kostengünstigen und bequemen Harmoni- 
serung der Konzepte "Umweltschutz" und 
"Entwicklung" bestimmt nach wie vor die 
Diskussion auf internationaler Ebene. 
Dabei sollte doch klar sein, daß eine solche 
Harmonisierung, sollte sie überhaupt mög- 
lich sein, nur um den Preis eines radikalen 


Ökologie und Entwicklung 


Wandels des Lebensstils in den Industrie- 
staaten zu haben sein wird. 

Sollen die biophysischen Grenzen unse- 
res Planeten weiter ausgetestet, bis zum 
Letzten ausgereizt werden ? Läßt sich eine 
ökologisch verträgliche Entwicklung allein 
mit effizienterem Ressourcenmanagement 
erreichen? Wie kann der Wachstumsfeti- 
schismus der Kultur der Industriestaaten 
durch eine Politik der "weisen Selbstbe- 
schränkung" abgelöst werden? 

Fragen, die auch nach der UNCED-Kon- 
ferenz unbeantwortet bleiben werden. Die 
Suche nach den politischen, ökologischen 
und kulturellen Grenzen "unseres Modelis" 
bleibt, so nötig sie wäre, weiterhin aus. 

Die "blätter" versuchen, im ersten Teil 
dieses Themenschwerpunktes eine Diskus- 
sion über die genannten offenen Fragen in 
Gang zu bringen. Diese Diskussion soll in 
den folgenden Nummern der "blätter” fort- 
gesetzt werden. 

Wolfgang Sachs beschreibt in seinem 
Beitrag die wechselvolle Beziehungsge- 
schichte der Begriffe Umwelt und Entwick- 
lung. Die zahlreichen gescheiterten Versu- 
che, beide Begriffe miteinander zu versöh- 
nen, dienten laut Sachs letztlich nur dazu, 
das Konzept "Entwicklung" zu retten. Ein 
Ausstieg aus dem Entwicklungsrennen wur- 
de nie ernsthaft diskutiert. Vor diesem Hin- 
tergrund erweisen sich viele Appelle zur 
Rettung des Planeten als Appelle zur Ret- 
tung der Industriegesellschaften. 

FürSaral Sarkar baut die Diskussion über 
die Versöhnung von Umwelt und Entwick- 
lung auf Illusionen auf. Ohne einen radika- 
len Ausstieg aus der Industriegesellschaft, 
die gar nicht ökologisch sein kann, können 
die ökologischen Probleme nicht gelöst 


werden. 


Stephan Hessler unternimmt in seinem 
Beitrag einen ersten Versuch, Erkenntnisse 
der Chaos- und Systemtheorie auf entwick- 
lungspolitische Fragestellungen zu übertra- 
gen. 

Als einer der wichtigsten Diskussions- 
punkte während der UNCED wird sich die 
Frage nach einer Klimakonvention erwei- 
sen. Wie kann der steigende Energiebedarf 
der Länder des Südens befriedigt werden, 
ohne die Atmosphäre an die Grenze ihrer 
Belastbarkeit zu führen? Dieter Seifried und 
Siegfried Hennicke versuchen in ihrem Bei- 
trag, Strategievorschläge zu entwickeln. 

Für Patrick McCully stellt sich das Pro- 
blem einer Klimakonvention grundsätzli- 
cher. Seiner Meinung nach macht der 
Transfer von Geld und Technologien in die 
Länder des Südens keinen Sinn, solange die 
Strukturen, die die gegenwärtigen Proble- 
me verursachthaben, nichtbeseitigtsind. 

Der zweite Teil des Themenschwer- 
punktes widmet sich der UNCED-Konfe- 
renz. Barbara Unmüßig analysiert den bis- 
herigen Verhandlungsverlauf. Sie sieht in 
der UNCED den Beginn eines Prozesses, 
der weitergeführt werden muß und ver- 
sucht, Ansatzpunkte für die Arbeit nach der 
Konferenz aufzuzeigen. 

Parallel zur UNCED werden über 200 
Veranstaltungen von Nichtregierungsorga- 
nisationen (NGOs) aus aller Welt stattfin- 
den. Thomas W. Fatheuer beschreibt die 
Aktivitäten und Hoffnungen insbesondere 
der brasilianischen NGOs und führte dazu 
ein Interview mit einem Vertreter des brasi- 
lianischen Forum, einem Zusammenschluß 
von über 1000 NGOs. 

Die Redaktion 
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Umwelt und 
Entwicklung 


Zur Geschichte einer 
widersprüchlichen Beziehung 


Neil Armstrong brachte von seiner 
Reise zum Mond ein neues Bild mit, 
das uns alle fasziniert hat-keinBild 
des Mondes, sondern ein Bild der 
Erde. Aus dem Raumschiff Apollo 
fotografierte Armstrong die ferne 
Erde; auf diesen Bildern, die inzwi- 
schen den Umschlag fast eines jeden 
Buches über die Zukunft des Plane- 
ten schmücken, erscheint die Erde 
vor demschwarzen Hintergrund 
des Allsals zerbrechliche blau- 
schimmernde Kugel, bedecktvon 
einem zarten Geflecht aus Wolken, 
Meeren, Land und Grün. Die Welt- 
raumfotografie verlieh dem Plane- 
ten neue Wirklichkeit, indem sieihn 
den Menschen als Objekt präsen- 
tierte und zum ersten Malals 
Ganzes vor Augen führte. Voller 
Staunen und Ehrfurcht blicktman 
auf den schwebenden Erdball - mit 
einem Mal kann man von unserem 
Planeten sprechen. 


ber das Possessivpronomen 
As“ sich als sehr doppeldeutig: 

dieses ‘unser’ kann Mitverant- 
wortung ausdrücken und die Abhängig- 
'keit des Menschen von der Wirklichkeit 
hervorheben, deren Teil er ist, es kann 
aber auch auf Inbesitznahme verweisen, 
die Berufung des Menschen betonen, das 
gemeinsame Gut zu beherrschen und zu 
verwalten. Die Vorstellung, daß die Erde 
‘unser’ Planet ist, läßt also ganz verschie- 
dene Schlußfolgerungen zu: siekann zum 
Maßhalten, aber auch zum Größenwahn 
führen. 

In der Geschichte des Begriffs 
‘Umwelt’ ist die gleiche Ambivalenz 
festzustellen. Heute führt man ihn auf den 
Fahnen, um eine neue Ara der ‘Entwick- 
lung’ einzuleiten, aber ursprünglich war 
der Begriff als Anklage gegen die Ent- 
wicklungspolitik gedacht. Es sieht so aus, 
als ob nach den Jahrzehnten, in denen 
‘Unwissenheit’ und ‘Armut’ im Vorder- 
grund standen, nun in den 1990er Jahren 
die ‘Rettung des Planeten’ zum Dring- 
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lichkeitsprogramm erklärt wird, was, 
unter großer Anteilnahme der Medien, 
eine weitere wilde Runde auf dem Ent- 
wicklungskarussell einläutet. Der Bericht 
der Weltkommission für Umwelt und 
Entwicklung (Brundtland-Bericht) be- 
schwört zu Beginn das Bild unseres Pla- 
neten im All, doch schon die Einleitung 
schließt mit der Feststellung: "Dieser 
neuen, unentrinnbaren Wirklichkeit gilt 
es ins Auge zu sehen, und sie müssen wir 
in den Griffbekommen...."' 


Die Entdeckung 
der "globalen Fragen" 


Bestimmend für die internationale 
Diskussion über Fragen der Entwicklung 
war stets die wechselnde Aktualität poli- 
tischer Themen in den Ländern des Nor- 
dens. 1945 war dem Westen nichts wichti- 
ger, als die Wirtschaft nach dem verhee- 
renden Krieg wieder auf Hochtouren zu 
bringen - das fand seinen Ausdruck in 
einer grenzenlosen Begeisterung für das 
Wirtschaftswachstum. Nach dem ‘Sput- 
nik-Schock’ von 1957 setzten die Ameri- 
kaner ganz auf die Ausbildung qualifi- 
zierter Arbeitskräfte; in den 60er Jahren 
bewirkte Präsident Johnsons innenpoliti- 
sche Offensive, daß man die ‘Grundbe- 
dürfnisse’ entdeckte und sich über die 
weltweite Ungleichheit Gedanken mach- 


te. Die aktuelle Befindlichkeit derreichen 
Nationen bestimmt, was man jeweils 
unter Entwicklung zu verstehen hat: so ist 
auch der Begriff “Umwelt” ins Spiel 
gekommen. 

In der internationalen Diskussion 
tauchte der Begriff erstmals 1972 auf: 
Schweden zeigte sich besorgt über den 
sauren Regen, das Ausmaß der Umwelt- 
verschmutzung im Baltikum und die 
hohen Werte von Pestiziden und Schwer- 
metallen, die in Vögeln und Fischen fest- 
gestellt wurden und initiierte eine UN- 
Konferenz zum Thema ‘Mensch und 
Umwelt’, die im Juni 1972 in Stockholm 
stattfand. Es war eine Art ungeplante, 
aber sehr nachdrückliche Internationali- 
sierung, die sich hier ankündigte: Indu- 
strieabfälle haben eben keine Ausweispa- 
piere und machen nicht an der Zollstation 
halt, sie entziehen sich jedem nationalen 
Souveränitätsanspruch. Auf diese Weise 
entdeckten die Staaten, daß sie keine 
abgeschlossenen Einheiten sind, sondern 
allesamt abhängig von dem, was die 
anderen tun. Eine neue Art von Problem- 
stellung entstand: die ‘globalen Fragen’. 

Die Idee eines globalen Okosystems 
war nicht der einzige Ansatz, es gab kon- 
kurrierende Vorstellungen, aber dem 
Denkender internationalen Elite von Ent- 
wicklungsexperten war sowohl die bio- 
zentrische wie auch die humanistische 
Weltsicht fremd. Sie wollten die Natur ja 


auch weiterhin ausbeuten, sich dabei nur 
etwas geschickter und flexibler zeigen. 

Angesichts der eher trüben Aussichten 
konnte den Managern in den Spitzenposi- 
tionen der internationalen Organisatio- 
nen nur eine Perspektive gefallen, in der 
ihr eigener Aufgabenbereich nicht be- 
schnitten, sondern ihre führende Funkti- 
on bestätigt wurde. Aus ihrer Sicht war 
also die Idee eines globalen Okosystems 
genau das Richtige: den neuen Untersu- 
chungsrahmen bildete die Weltgesell- 
schaft, und indem die Kritik sich am Be- 
völkerungswachstum festmachte, stand 
die Dritte Welt im Zentrum der Aufmerk- 
samkeit. 

Darüberhinaus bot das Modell den 
Vorteil, die Konflikte um die Ressourcen 
von den konkreten regionalen oder politi- 
schen Zusammenhängen abzulösen - da- 
mit erschien wieder regelbar, was sonst 
wie eine verfahrene Angelegenheit aus- 
gesehen hätte. Datenkränze erwecken 
leicht den Eindruck von Klarheit, ab- 
strakte Werte eignen sich gut als Bauele- 
mente für diverse Szenarien, und wenn 
man mechanische Zusammenhänge zwi- 
schen den verschiedenen Bestandteilen 
annimmt, kann man wieder an die Wirk- 
samkeit globaler Strategien glauben. 
Auch wenn das Wachstumsideal bereits 
verblaßt war, so gab es für diejenigen, die 
glaubten, die Welt lenken zu müssen, 
doch immer noch eine andere Zielset- 
zung, auf die man beruhigt zurückgreifen 
Konnte: die Stabilität. 


Vereinigung von 
Umwelt und Entwicklung 


Es sollte aber noch eine ganze Weile 
dauern, bis der Wunsch nach Entwick- 
lung und die Sorge um die Umwelt 
zusammenfanden: der Brundtland- 
Bericht erschien erst 1987. Auf der Kon- 
ferenz von Stockholm im Jahr 1972 wur- 
den alle Vorschläge, die auf einen Wachs- 
tumsstop hinausliefen, unerbittlich 
zurückgewiesen, und zwar gerade von 
Regierungen aus der Dritten Welt. Unter 
dem Zwang, das Bruttosozialprodukt zu 
steigern, war .es ihnen offenbar nicht 
schwer gefallen, naturfeindliche Positio- 
nen zu beziehen. Erst im Laufe der siebzi- 
ger Jahre, und vor allem unter dem Ein- 
druck der Olkrise, begannen die Regie- 
rungen zu begreifen, daß zur Sicherung 
des weiteren Wachstums nicht nur Kapi- 
talbildung und qualifizierte Arbeitskräfte 
nötig waren, sondern auch die langfristi- 
ge Verfügbarkeit natürlicher Ressourcen. 

Den Entwicklungsplanern ging es 
zunächst nur um die Erhaltung des Inputs 
für das künftige Wachstum, aber allmäh- 
lich fanden sie zu einer anderen Haltung: 
"Machten wir uns in der Vergangenheit 
Gedanken über die Auswirkungen wirt- 
schaftlichen Wachstums auf die 
Umwelt,” heißt es im Brundtland- 
Bericht, "so sind wir heute gezwungen, 
uns mit den Auswirkungen Ökologischer 
Belastungen, wie Verarmung der Böden, 


Ökologie und Entwicklung 


“Unser” kleiner, verletzlicher Planet 


Veränderungen des Wasserregimes, 
Waldschäden und Schäden in der Atmo- 
sphäre auf die wirtschaftlichen Gegeben- 
heiten zu befassen." 

Als ein weiteres Hindernis auf dem 
Weg zur glücklichen Vereinigung von 
‘Umwelt’ und ‘Entwicklung’ hatten sich 
die altmodischen Auffassungen vom 
Wachstum erwiesen. In all den Jahrzehn- 
ten, als Industrialisierung einfach nur 
bedeutete, daß der Schornstein raucht, 
galt es als selbstverständlich, daß Wachs- 
tum ohne fortschreitende Verausgabung 
der natürlichen Ressourcen nicht möglich 
sei. Aber diese beschränkte Sichtweise 
hatte keinen Bestand: vor allem die Kon- 
zepte der “angepassten Technologie’ 
eröffneten ein neues Spektrum technolo- 
gischer Handlungsalternativen. 

Gegen Ende der siebziger Jahre hatte 
man die neue Flexibilität im Bereich der 
technologischen Möglichkeiten soweit 
begriffen, daß man auch die ökologische 
Situation in anderem Licht sah: seither 
galten die ‘Grenzen des Wachstums’ 
nicht mehr als unüberwindliche Dämme 
gegen die Quellen des Wohlstands, son- 
dern als einzelne Hindernisse, die man 
umgehen konnte, indem der Einkom- 
mensfluß in neue Bahnen geleitet wurde. 
Dieser ‘weiche Weg’ der Umlenkung 
fand Ausdruck in einer Vielzahl von 
Experten-Studien - von der Energiepoli- 
tik bis zum Gesundheitswesen. 

In den siebziger Jahren galt der 
Umweltschutz aber auch noch als unver- 
einbar mit dem Kampf gegen die Armut. 
Andererseits war - und ist - der Anspruch, 
die Armut zu bekämpfen, ein Zentral- 
aspekt der entwicklungspolitischen Ideo- 
logie. Schließlich hat Robert McNamara, 
als Präsident der Weltbank, dieser Aufga- 
be 1973 in seiner Rede in Nairobi offiziell 
die höchste Priorität zugewiesen. Die 
Verschlechterung der Umweltbedingun- 
gen wurde als Effekt der industriellen 
Lebensweise betrachtet, einen Zusam- 
menhang mit der Armut sah man zunächst 
nicht - die Armen der Welt erschienen in 
den Überlegungen nur als künftige 
Anwärter aufeben diese Lebensweise. 

Aber angesichts der weltweit zuneh- 
menden Entwaldung und Wüstenbildung 


Ö 


machte man sie bald auch als Frevler aus 
und überzog sie mit Kampagnen zur 
Förderung ihres “‘Umweltbewußtseins’. 
Nachdem sich die Fachwelt geeinigt hat- 
te, den Opfern die Schuld zu geben, konn- 
te man gegen die neue Katastrophe das 
alte Rezept empfehlen: zum Schutz der 
Umwelt kam nur eine neue Wachstums- 
ära in Frage, denn Wachstum war ja 
bekanntlich ein Mittel gegen die Armut. 
Damit stand einer innigen Verbindung 
von ‘Umwelt’ und ‘Entwicklung’ nichts 
mehr im Wege: der Neuling konnte im 
Kreis der alteingesessenen Familie 
freundliche Aufnahme finden. 


Neue Chance 
für Entwicklung’ 


Auf den abgelebten Begriff ‘Entwick- 
lung’ wirkte diese Verbindung wie eine 
Verjüngungskur. Das ganze ist die wie- 
derholte Anwendung eines altbewährten 
Tricks: im Verlauf der letzten dreißig Jah- 
re ist jedesmal, wenn die zerstörerischen 
Wirkungen der Entwicklung sich deutlich 
zeigten, der Begriff soweit gedehnt wor- 
den, daß er nicht mehr nur für die Schädi- 
gung, sondern auch für die Wiedergutma- 
chung stand. Um 1970 zum Beispiel, als 
nicht mehr zu leugnen war, daß die Ent- 
wicklungspolitik zur Verschlimmerung 
der Armut führte, erfand man, um das 
Unvereinbare zu vereinen - die Erzeu- 
gung der Armut und ihre Abschaffung - 
den Begriff der ‘gerechten Entwicklung’. 
In der gleichen Manier verfuhr der 
Brundtland-Bericht, als er die Sorge um 
die Umwelt in die Entwicklungsvorstel- 
lungen einführte: man schuf sich mit der 
Idee der verträglichen ‘dauerhaften Ent- 
wicklung’ eine begriffliche Dachkon- 
struktion, unter der sowohl die Schän- 
dung der Umwelt als auch ihre Rettung 
Platz fanden. 

In der neuen Entwicklungsära werden 
die Experten zweifellos ihren Horizont 
erweitern müssen, undihre Aufmerksam- 
keit auch auf den Zustand von Wasser, 
Boden, Luft und den Energieverbrauch 
richten. Aber das ändert nichts am 
grundsätzlichen Charakter der Entwick- 
lungspolitik: es handelt sich nach wie vor 
um eine Reihe von Maßnahmen zur Stei- 
gerung des Bnuttosozialprodukts. "Bei 
dem gegebenem Bevölkerungszuwachs 
muß die Produktion auf das Fünf- bis 
Zehnfache ansteigen, wenn der Ver- 
brauch an Fertigerzeugnissen in den Ent- 
wicklungsländern bis zum nächsten Jahr- 
hundert - wenn der Bevölkerungszu- 
wachs sich ausgleicht - das Niveau in den 
Industrieländern erreichen soll" - so steht 
es im Brundtland-Bericht, und damit 
empfiehlt er letztlich nichts anderes als 
Wachstum, nur eben nicht mehr, wie 
einst, um das ‘größte Glück der größten 
Zahl’ zu verwirklichen, sondern um die 
Umweltkatastrophe zu begrenzen, die auf 
Künftige Generationen zukommt. 

Gab es je einen besseren Vorwand für 
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Interventionen als die Gefahren, die uns 
allen, die der Erde drohen? Die Bedro- 
hung wird immer deutlicher, und damit 
entstehen neue Eingriffsmöglichkeiten: 
die Politik bemächtigt sich der Natur, und 
ein neuer Schlag von Technokraten fühlt 
sich berufen, die Wachstumspolitik am 
Rande des Abgrunds entlang zu steuern. 


Ambivalenz als Erfolgsrezept 


Ökologie ist eine vielschichtige Ange- 
legenheit, sie umfaßt Computersimula- 
tionen und politisches Handeln, man 
kann sie als wissenschaftliche Disziplin 
und als umfassende Weltanschauung 
begreifen. Der Begriff verknüpft zwei 
verschiedene Welten. Weltweit gibt es 
Protestbewegungen, die sich in ihrem 
Kampf für die Erhaltung der Natur auf 
Befunde jener wissenschaftlichen Diszi- 
plin berufen, die den Zusammenhang 
zwischen Lebewesen und ihrer Umwelt 
untersucht. 

Die Wissenschaftler dagegen sehen 
mit Verblüffung, wie man ihre Hypothe- 
sen einerseits zu politischen Schlagwor- 
ten verkürzt und andererseits zu 
Grundsätzen einer Art post-industrieller 
Philosophie erhebt - die Verbindung von 
Wissenschaft und Protest ist alles andere 
als glücklich. Es hat den Forschern nicht 
gefallen, daß man sie zu Kronzeugen 
gegen die Rationalität der Wissenschaft 
und ihren Nutzen für die Menschheit 
machen wollte; überdies haben die Akti- 
visten der Bewegung bestimmte For- 
meln, wie etwa die vom ‘Vorrang des 
Ganzen vor seinen Teilen’ oder vom 
“natürlichen Gleichgewicht’ just dann 
übernommen, wenn die Fachwissen- 
schaft von solchen Theoremen bereits 
abgerückt war. 

Aber ohne den Rückgriff auf die Wis- 
senschaft wäre die Okologiebewegung 
vermutlich ein Häuflein von Natur- 
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schwärmern geblieben und hätte sich nie 
zu einer historischen Kraft entwickeln 
können. Zum Teil erklärt sich das 
Geheimnis ihres Erfolges gerade aus 
ihrem hybriden Charakter. Die Bewe- 
gung zeigt sich einerseits in hohen Maße 
skeptisch gegen die Wissenschaft und die 
Rationalität dr Technik - damit nimmt 
sie jenes Motiv wieder auf, das seit der 
Romantik, die Geschichte der Moderne 
kontrapunktisch begleitet hat. Aber gera- 
de weil sie sich andererseits auf die Wis- 
senschaft beruft, kann sie die Moderne 
grundsätzlich in Frage stellen und, im 
Namen der Wissenschaft, ihrerLogik ent- 
gegentreten. | 


Zum ersten Mal scheint eine anti- 
moderne Bewegung den Gegner mit sei- 


nen eigenen Waffen schlagen zu wollen. 
Die Bewegung stützt ihre Behauptungen 
und ihren Anspruch auf eine Theorie des 
Ökosystems, ‚die Physik, Chemie und 
Biologie vereint. Das ist eine erstaunliche 
Leistung, aber auch eine zweischneidige 
Angelegenheit. Die wissenschaftliche 
Ökologie hat eine wissenschaftliche anti- 
moderne Haltung befördert, die mit 
großem Erfolg den herrschenden Diskurs 
gestört hat, aber mit Hilfe der ökologi- 
schen Wisserischaft Könnte der Protest 
wiederum technokratisch aufgefangen 
werden. Erkenntnistheoretisch betrach- 
tet, kann diese ambivalente Qualität der 
“Ökologie” als Grund für den Erfolg der 
Bewegung, wie für ihr Scheitern gelten. 


Vonder Wissenschaft zur 
Weltanschauung 


Seit den sechziger Jahren ist die Öko- 
logie nicht mehr eine Angelegenheit der 
Biologen an den Universitäten, sie hat 
ihren Weg ins Öffentliche Bewußtsein 
gefunden. Der wissenschaftliche Begriff 
hat sich zu einer Weltanschauung gewan- 
delt, die mit der Verheißung antritt, zu 


vereinen, was versprengt ist, zusammen- 
zufügen, was auseinandergerissen wurde 
- miteinern Wort: dem Ganzen zu dienen. 
Aus den schmerzlichen Erfahrungen mit 
den modernen zielorientierten Institutio- 
nen istein neues Verlangen nach Ganzheit 
erwachsen, das sich der Sprache der wis- 
senschaftlichen Ökologie bedient, um 
sich Ausdruck zu verschaffen. 
‘Ökosystem’ war das konzeptionelle 
Relais, das dafür sorgte daß der Funke 
von der Biologie auf die Gesellschaft 
übersprang, und im Nachhinein erscheint 
das nicht weiter verwunderlich: der 
Begriff ist dafür ganz hervorragend 
geeignet. Bedeutungsumfang und Gel- 
tungsbereich sind weiträumig, der 
Begriff umfaßt nicht nur Pflanzen und 
Tiere (wie schon der Begriff der Lebens- 
gemeinschaft), sondern er reicht von der 
unbelebten Welt bis zur Welt der Men- 
schen. Damit sind die ontologischen 
Unterschiede zwischen der Welt der 
Mineralien, dem traditionellen ‘Pflan- 
zen- und Tierreich’ und schließlich der 
Welt der Menschen aufgehoben - der 
Begriff ist einfach universell gültig und 
gewissermaßen freilaufend, ohne ein 
enges Bedeutungsgehege. 

Ein Fachbegriff steigt aufins Reich der 

Metaphysik - eine wirklich bemerkens- 
werte Karriere! Vielen Umweltschützern 
scheint Ökologie inzwischen für das 
Wahre, Schöne, Gute in der Welt zu ste- 
hen und damit die sittliche Ordnung des 
Daseins zu stiften: Ökologie ist Wahrheit, 
aber auch ein sittlicher Imperativ und 
sogar ein ästhetisches Ideal. 
.. Nun stützt sich aber die Theorie der 
Ökosysteme auf die Kybernetik, eine 
Wissenschaft, die sich mit der Technik 
automatischer Regelkreise beschäftigt - 
und das ist alles andere als ein Bruch mit 
der zweifelhaften westlichen Tradition 
der Naturbeherrschung. Kann es eine 
Steuerungstheorie ohne Manipulations- 
interesse geben? Schließlich geht es ja 
auch der Systemtheorie nur um eine 
Steuerung höherer Ordnung: die Steue- 
rung der (Selbst-) Steuerung. 

Dem Systemdenken liegt unbestreit- 
bardie Vorstellungeiner selbstregulierten 
Maschine zugrunde, einer Maschine, die 
ihre Leistung nach vorgegebenen Regeln 
an wechselnde Bedingungen anpassen 
kann. Ob es nun um eine Fabrik, eine 
Familie oder um einen Binnensee geht, 
interessant sind nur die Regelmechanis- 
men, die das jeweilige System befähigen, 
auf Veränderungen seiner Umgebung zu 
reagieren. Hat man diese Mechanismen 
entdeckt, so kann man sich daran machen, 
sie zu verändern, um Einfluß auf die Sta- 
bilisierungsfähigkeit des Systems zu neh- 
men. Unter den Belastungen, die ihr der 
Mensch in der Neuzeit zugemutet hat, ist 
die Stabilisierungsfähigkeit der Natur 
inzwischen allerdings auf das äußerste 
beansprucht. 

Die Natur unter dem Aspekt selbstre- 
gulierender Systeme zu betrachten, 
bedeutet also entweder, daß man feststel- 


len will, wie weit man die Überlastung 
noch treiben kann, oder daß man ver- 
sucht, die Regelmechanismen zu verän- 
dern. Beide Strategien beharren auf der 
Bacon’schen Vision von der Naturbeherr- 
schung, neu ist nur die Ambition, nun 
auch noch die Rache der Natur zu lenken. 
Letztlich erweist sich die Technologie der 
Ökosysteme als unvereinbar mit der Öko- 
logie als Weltanschauung. Die Bewegung 
hatte sich von der Modernität verabschie- 
det - nur um sie ın neuer Gestalt durch die 
Hintertür wieder einzulassen. 


Überleben als neue Staatsraison 


Die Macht des Staates und seine 
Ansprüche gegen die Bürger sind im Ver- 
lauf der Geschichte auf viele Arten 
gerechtfertigt worden. Zu den klassi- 
schen Staatszwecken, wie Recht und 
Ordnung oder gerechte Verteilung des 
Wohlstands, die immer wieder bemüht 
wurden, ist in jüngerer Zeit das Ziel der 
‘Entwicklung’ getreten: nicht wenige 
Regierungen der Dritten Welt sind bereit, 
im Namen der Entwicklungdie Lebensin- 
teressen der Hälfte ihrer Landesbevölke- 
rung zu mißachten. Und inzwischen sieht 
es so aus, als könne das ‘Überleben des 
Planeten’ als neue pauschale Rechtferti- 
gung für die weltweit zu erwartenden 
staatlichen Eingriffe in das Leben der 
Menschen dienen. 

Die Weltbank zum Beispiel, deren 
Ansehen unter der vernichtenden Kritik 
von seiten der Umweltschützer erheblich 
gelitten hatte, schöpfte bald neue Hoff- 
nung: “Ich bin sicher,” erklärte 1988 der 
damalige Vizepräsident David Hopper, 
“daß die Bank im Laufe des nächsten Jah- 
res im gesamten Bereich der Umweltpro- 
bleme in den Partnerländern tätig sein 
wird; dabei wird es um technische und 
organisatorische Fragen gehen, von den 
kleinsten Einzelheiten der Projektpla- 
nung bis zu den übergreifenden Proble- 
men der Konzeption von umweltpoliti- 
schen Programmen und ihrer praktischen 
Durchsetzung””. Das blieb nicht unwider- 
sprochen, aber es dauerte eine Weile, bis 
die Protestrufe in den vollklimatisierten 
Büros in Washington gehört wurden; und 
das Resultat war eher ein Eigentor: die 
Forderung, den Aktivitäten der Weltbank 
Einhalt zu gebieten, hat letztlich eine 
Ausweitung ihrer Tätigkeitbewirkt. 

Daß die Umweltschützer immer wie- 
der auf die Verwundbarkeit der Natur hin- 
gewiesen haben, hat die Regierungen 
dazu bewogen, sich dieses neuen Kon- 
fliktbereichs anzunehmen. Sie mußten 
einsehen, daß es an politischen Regelun- 
gen und Verordnungen fehlte - und dies- 
mal ging es nicht um das friedliche 
Zusammenleben der Menschen, sondern 
darum, das Verhältnis von Mensch und 
Natur zu regeln. 

Der Staat tritt als Vermittler auf: er 
sorgt für eine Bestandsaufnahme, stellt 
fest, in welchem Zustand sich die Natur 
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befindet, und welchen Anteil daran der 
Mensch hat. Er übernimmt die Aufgabe, 
Normen und Gesetze zu erstellen, die das 
künftige Verhalten bestimmen sollen, und 
er sorgt auch dafür, daß die neuen Regeln 
eingehalten werden. Einerseits ist sorg- 
fältıgdarauf zu achten, daß die Natur auch 
weiterhin bestimmte Dienste leisten 
kann, zum Beispiel für saubere Luft und 
sauberes Wasser und ein stabiles Klima 
zu sorgen. Und zum anderen müssen die 
vielfältigen Formen gesellschaftlicher 
Ausbeutung der Natur hinreichend kon- 
trolliert und in geregelte Bahnen gelenkt 
werden. 

Diesen hohen Anforderungen kann der 
Staat nur genügen, wenn entsprechende 
Institutionen geschaffen werden: Kon- 
trollsysteme, Regelmechanismen und die 


..und Umwelt? 


nötigen Exekutivorgane. Eine neue 
Schicht von Fachleuten übernimmt diese 
Aufgaben, für die erkenntnistheoretische 
Abstützung der Eingriffe soll die Oko- 
wissenschaft sorgen. Mit anderen Wor- 
ten: die Experten, die sich bisher um das 
Wirtschaftswachstum gekümmert haben, 
erheben nun den Anspruch, für die Über- 
lebensfragen zuständig zu sein. 

Bekanntlich habenes aber viele ländli- 
che Gemeinschaften in der Dritten Welt 
gar nicht nötig, auf die Spezialisten aus 
den eilig gegründeten Instituten zur 
Erforschung dauerhafter Agrikultur zu 
warten, um sich die neuesten Rezepte, 
etwa gegen die Bodenerosion, empfehlen 
zu lassen. In ihrer Welt der tribalen und 
bäuerlichen Traditionen war die Vorsorge 
für Kommende Generationen seit jeher 
selbstverständlich. Jetzt besteht aller- 
dings die Gefahr, daß ihr ortsgebundenes 
Wissen über den Schutz der Natur in Kon- 
flikt gerät mit den neuen zentral geplanten 
Systemen der “Verwaltung der Umwelt- 
ressourcen'. 

Als die Frauen der Chipko-Bewegung 
in Indien die Weisheit und den Mut 


G) 


besaßen, mit ihren Körpern die bedrohten 
Bäume vor den Kettensägen der Holzfäl- 
ler zu schützen, fand ihre Aktion ein 
großes Echo; sie wurde als symbolisches 
Beispiel für den’ lokalen Widerstand 
begriffen. Aber der Erfolg hatte seinen 
Preis: nun tauchten die staatlichen Forst- 
verwalter auf und erklärten sich für 
zuständig. Freundliche Experten lösten 
die sturen Holzfäller ab, und plötzlich 
verlief der Konflikt in ganz anderen Bah- 
nen. Man verwies auf Statistiken und Dia- 
gramme, sprach über Wachstumskurven 
und optimale Abholzungsraten. Es gab 
Vorschläge zur Wiederaufforstung und 
Pläne zum Aufbau einer holzverarbeiten- 
den Industrie - und den Dorfbewohnern 
malte man eine verlockende Perspektive 
als Besitzer kleiner Sägewerke aus. 


Eigentlich war es den Aktivisten nur 
darum gegangen, die Bäume zu schützen, 
weil von ihnen ihr Lebensunterhalt 
abhing und weiles galt, einen ursprüngli- 
chen Lebenszusammenhang zu verteidi- 
gen. Doch plötzlich wurden sie mit For- 
schungsergebnissen und den abstrakten 
Kategorien der Ressourcenwirtschaft 
konfrontiert. Und überdies war bei dieser 
neuen Attacke immer vom “nationalen 
Interesse” an einer “ausgewogenen Ent- 
wicklung der Ressourcen” die Rede. Das 
waren ganz und gar fremde Zwecksetzun- 
gen, die nichts mehr damit zu tun hatten, 
was der Wald den dort lebenden Dorfbe- 
wohnern bedeutete, oder welche Baum- 
arten für ihr Überleben wichtig waren. 
Ihre ‘Ökologie’, die in der Bewahrung 
ihres lokalen Gemeinguts bestand, geriet 
in Konflikt mit einer ‘Ökologie’, die der 
Verwaltung knapper natürlicher Ressour- 
cen dienen soll. So kann sich die Planung 
zur Erhaltung nationaler Ressourcen als 
eine neue Form der Fortsetzung des Ver- 
nichtungsfeldzugs gegen die Subsistenz- 
wirtschaft erweisen. 

Die Fachleute der Ressourcenplanung 
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treten im Namen des Naturschutzes auf, 
aber ihr Bild der Natur ist grundlegend 
verschieden von den Vorstellungen der 
Dorfbevölkerung. Sobaldsich Politik und 
Planung der Natur bemächtigen, wird sie 
zur ‘Umwelt’. Man darf diese beiden 
Begriffe nicht gleichsetzen, weil man sich 
sonst die Einsicht verstellt, daß ‘Umwelt’ 
eine begriffliche Konstruktion unserer 
Epoche ist. 

Die Dorfbewohner in Indien haben 
eine völlig andere Vorstellung von Natur: 
für sie gibtes 'pakriti', eine fruchtbare und 
einwirkende Kraft, die jeden Stein, jeden 
Baum, jede Frucht und jedes Tier durch- 
dringt und für ihren Fortbestand im Ein- 
klang mit der Menschenwelt sorgt. Der 
Reichtum der Natur wird als eine Gabe 
begriffen, die man 'pakriti' verdankt - dar- 
um ist Demut und Verehrung die ange- 
messene Haltung.’ 

In Kulturen, die die Natur als ein leben- 
des Wesen begreifen, ist den Eingriffen 
des Menschen meist eine genau definierte 
Grenze gesetzt, wird sie überschritten, so 
muß man feindliche Reaktionen befürch- 
ten. ‘Umwelt’ dagegen steht für eine völ- 
ligandere Sichtweise, mit diesem Begriff 
verbindet sich der moderne Blick auf die 
Natur, der natürliche Grenzen lediglich 
als Beschränkungen der menschlichen 
Überlebensmöglichkeiten sieht. Dieser 
Unterschied in der Grundhaltung wird 
häufig übersehen, wenn man traditionelle 
Wirtschaftsformen als ‘ökologisch’ be- 
zeichnet. 


Globale Ökokratie? 


Gegen Ende der achtziger Jahre wur- 
den schwindende Ressourcen und welt- 
‘weite Umweltverschmutzung allmählich 
auch auf den Kommandohöhen der inter- 
nationalen Politik als Problem registriert. 
Inzwischen sind multilaterale Einrich- 
tungen mit der Verbreitung von Biomas- 
se-Konvertern und dem Entwurf forst- 
wirtschaftlicher Programme befaßt, auf 
den Wirtschaftsgipfeln streitet man sich 
um den Kohlendioxid-Ausstoß, und die 
Wissenschaft läßt Satelliten in die 
Umlaufbahn bringen, um festzustellen, 
wie krank die Erde ist. Diese Debatten 
gewinnen an Bedeutung, aber sie werden 
aufeine grundlegende Weise ganz einsei- 
tig geführt: man fordert immer weiter 
gehende Regelungen, nur von kluger 
Selbstbeschränkung ist nicht die Rede. 

Angesichts der zunehmenden Gefähr- 
dung werden immer neue Produkte, Ver- 
fahren und Programme erfunden, um den 
bedrohlichen Auswirkungen der Indu- 
strialisierung zu entgehen und das System 
in Gang zu halten. In der neuen Krise 
erklären sich Kapital, Bürokratie und 
Wissenschaft - die Heilige Dreifaltigkeit 
der westlichen Modernisierung - für 
unentbehrlich und geloben, durch neue 
Techniken, integrierte Planung und raffi- 
niertere Modelle das Schlimmste zu ver- 
hüten. Die Senkung des Treibstoffver- 
brauchs, die Umweltverträglichkeits- 
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Gutachten, die genaue Überwachung der 
natürlichen Frozesse, all das mag gut 
gemeint sein, aber es stützt sich auf zwei 
Annahmen: erstens, daß die Gesellschaft 
auch weiterhin gezwungen sein wird, die 
Natur bis an die Grenzen der Möglichkei- 
ten zu belasten, und zweitens, daß man 
die Ausbeutung der Natur weder maxi- 
mieren noch minimieren, sondern opti- 
mieren muß. 

Auf der ersten Seite des Jahresberichts 
1987 des “World Resources Institute’ fin- 
det sich der programmatische Satz: «Die' 
Menschheit braucht die Umwelt und muß 
sie daher mit Umsicht bewirtschaften.” 
Entscheidend ist das Wort “daher” - es 
muß nur eingefügt werden, wenn man die 
Wettbewerbstiynamik der Industriege- 
sellschaften hr selbstverständlich hält. 
Andernfalls wäre die Umwelt nicht in 
Gefahr und brauchte auch keine Bewirt- 
schaftung. Bei näherer Betrachtung 
erweisen sich die Aufrufe zur Rettung des 
Planeten häufig als Aufrufe zur Rettung 
des Industriesystems. 

Es kommt hinzu, daß Lösungen der 
Umweltprobleme, die mit intensivem 
Einsatz von Kapital, Bürokratie und Wis- 
senschaft verbunden sind, auch ihre 
sozialen Kosten haben. Den weltweiten 
industriellen [Apparat am Laufen zu hal- 
ten und immer weiter zu beschleunigen, 
und zugleich die Biosphäre des Planeten 
zu schützen, ist eine prometheische Auf- 
gabe, deren Bewältigung eine gewaltige 
Zunahme von Überwachungs- und Ord- 
nungsmaßnahmen erfordern wird. Wie 
sonst will man die unzähligen Entschei- 
dungen aufeinander abstimmen, die auf 
allen Ebenen gefällt werden, bei den Ein- 
zelnen, im Rahmen der Nationen und im 
Weltmaßstab? 

Es ist dabei eher eine Nebensache, ob 
die Modernisierung des Industrialismus 
überhaupt gelingt, ob sich dabei Marktan- 
reize als das beste Mittel erweisen, 
strenge Gesetze, Wiedergutmachungs- 
programme, raffinierte Methoden der 
Ausspähung oder eindeutige Verbote - 
alle diese Strategien erfordern jedenfalls 
mehr Zentralismus und vor allem eine 
Stärkung des Staates. Die ‘Ökokraten’ 
werden wohl kaum die industrielle 
Lebensweise in Frage stellen, nur um die 
Belastung der Natur zu reduzieren, also 
bleibt ihnen nichts anderes übrig, als ihr 
ganzes Geschick, ihren Weitblick und die 
neuesten technologischen Mittel einzu- 
setzen, um die zahllosen gesellschaftli- . 
chen Aktivitäten zum Gleichlauf zu brin- 
gen - ein Szenarium wie für einen Orwell- 
Roman. 

Die wahre historische Aufgabe stellt 
sich anders und kann nicht ökokratisch 
formuliert werden: wir müssen uns fra- 
gen, wie ökologische Gesellschaften aus- 
sehen könnten, die mit weniger Regie- 
rungsgewalt und weniger Expertenmacht 
auskommen. 

Der ökokratische Diskurs der 1990er 
Jahre wird in Umrissen bereits deutlich: 
ausgehend von der begrifflichen Verbin- 


dung von ‘Umwelt’ und ‘Entwicklung’, 
und kognitiv gestützt auf die Theorie der 
Ökosysteme, soll ein neues Niveau der 
administrativen Überwachung und Len- 
kung erreicht werden. Die Logik des 
Wettbewerbs in der Produktion, auf die 
das globale Okologieproblem zurück- 
geht, bleibt unhinterfragt, Okologie wird 
stattdessen reduziert auf eine Reihe von 
Lenkungsstrategien, die aufeine effizien- 
tere Nutzung der Ressourcen und die 
Handhabung der Risiken gerichtet sind. 


Kulturelle Gleichschaltung 
der Welt 


Damit erscheint als technisches Pro- 
blem, was man doch letztlichals entschei- 
dendes Dilemma begreifen müßte: unsere 
Zivilisation istineine Sackgasse geraten, 
weil sich das bereits erzielte Niveau der 
Produktion selbst im Norden als unhalt- 
barerweist - ganz zuschweigen vom Rest 
der Welt. Eine Grundsatzdebatte, wie 
man sie über Fragen der öffentlichen 
Moral führen muß (und dazu gehört die 
Frage, wie das Leben der Gesellschaft 
organisiert sein soll, was, wieviel und in 
welcher Weise produziert und konsumiert 
werden soll) wird allerdings nicht statt- 
finden, wenn sich die Okokratie durch- 
setzt. Die Zielvorstellungen des Westens 
werden dann weiterhin fraglos als richtig 
gelten, und zwar weltweit. 

Gesellschaften, die ihre Anstrengun- 
gen nicht vollständig auf die Produktion 
richten wollen, und ganz bewußt bereit 
sind, einen geringeren Güterdurchsatz in 
Kauf zu nehmen, wird man sich irgend; 
wann nicht mehr vorstellen können. 
Dabei wäre eine Vielzahl von Zukunfts- . 
perspektiven für Gesellschaften denkbar, 
die das Niveau ihrer materiellen Produk- 
tion beschränken, um sich anderen Idea- 
len zu verschreiben, die aus ihrer Traditi- 
on erwachsen. Doch alle Bemühungen, 
dieses Spektrum der Möglichkeiten zu 
erfassen, könnten am Ende vergeblich 
sein: die Okokraten haben keinen Blick 
für die Vielfalt, die sich außerhalb der 
westlichen Wirtschaftsgesellschaft bie- 
tet. 

Wolfgang Sachs 
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Ökologie und Entwicklung 


Illusion und Realität 


Der Ausstieg aus der Industriegesellschaft 
alsletzte Chance 


Leopoldo Märmora beschreibt das 
"unlösbare Dilemma’ der 70er 
Jahre so: "Sowohlein Nullwachs- 
tum... mitunbedachten Folgen für 
die Armen in den Entwicklungslän- 
dern und daraus resultierenden 
Konflikten um die Verteilung des 
Reichtums der Nationen als auch 
ein fortgesetztes Wachstum... mit... 
schließlicher Zerstörung der 
Umwelt sowie der Rohstoffbasis 
würden... zur Verschärfung globa- 
ler Destruktionspotentiale 
führen." 


| ] m aus diesem Dilemma herauszu- 

kommen, sind in den letzten Jah- 

ren bewußt vier Illusionen geba- 
stelt worden, woran sich auch Märmora 
beteiligt hat. Es sind die Illusionen, ' daß 
Ressourcenverbrauch dank Technologie 
trotz Wachstums reduziert werden kann; ? 
daß technologischer Umweltschutz 
machbar ist” daß Entwicklung und 
Umweltschutz kompatibel sind; (Stich- 
wort: nachhaltige Entwicklung) und ‘daß 
eine aktive Weltmarktintegration eine 
umweltschonende Entwicklung in der 
Dritten Welt ermöglichen kann. 

Der Zweck derersten und zweiten Illu- 
sion ist es, die Industriegesellschaften 
konkret und als Modell für die übrige 
Welt zu retten. Der Zweck der dritten und 
vierten ist es, den Ländern der Dritten 
Welt den Glauben zu stärken, sie könnten 
sich auch industrielle Entwicklung lei- 
sten, ohne ihre natürliche Lebensgrundla- 
ge zu ruinieren. Dies geschieht im Namen 
der Beseitigung der Armut. 

Diese Illusionen sind argumentativ 
miteinander verbunden. Dabei dienen die 
ersten zwei als Glaubenssätze, aus denen 
die letzten zwei abgeleitet werden. Es 
wird nicht nur geglaubt, daß technologi- 
scher Fortschritt die Umwelt retten kann, 
es wird auch behauptet, daß Armut eine 
der Hauptursachen der Umweltzer- 
störung sei." Daraus wird abgeleitet, daß 
Armut beseitigt werden muß, um die 
Umwelt zu schützen. Das heißt Entwick- 
lung, das heißt: Produktivitäts- und Pro- 


duktionssteigerung durch Industrialisie- 
rung muß sein. Und Industrialisierung ist 
auch notwendig, sodas Argument, umdie 
Geräte für technologischen Umwelt- 
schutz herstellen oder aus anderen Län- 
dern importieren zukönnen. Die Logik ist 
scheinbar perfekt. 


Istnachhaltige 
Entwicklung möglich? 


Die Autoren des Brundtland-Berichts 
meinen, "ein schnelleres Wirtschafts- 
wachstum in Industrie- und Entwick- 
lungsländern sei notwendig, wenn große 
Teile der Dritten Welt wirtschaftliche, 
soziale und Ökologische Katastrophen 
abwenden sollen." . Sie kennen zwar die 
Angst von vielen, daß "eine schneller 
wachsende Weltwirtschaft ökologische 
Probleme nach sich ziehen wird, die nicht 
geringer sein werden, als die durch die 
wachsende Armut verursachten Proble- 
me". Doch sie stellen "ermutigende 
Trends” fest, die angeblich belegen, daß 
"künftige Modelle der land- und forst- 


wirtschaftlichen Entwicklung, des Ener- 
gieverbrauchs, der Industrialisierung und 
menschlichen Besiedlung weniger mate- 
rialintensiv und damit ökonomisch effizi- 
enter und ökologisch verträglicher gestal- 
tetwerdenkönnen".? 

Hier ist Skepsis angebracht. In seinem 
nur zwei Jahre vor dem Brundtland- 
Bericht erschienenen Buch zitiert FE. 
Trainer vergleichende Zahlen aus den 
Nachkriegsjahren bis Ende der 1970er 
Jahre, um genau das Gegenteil zu bele- 
gen.’ Er schreibt: "Wenn technologischer 
Fortschritt uns retten soll, dann muß er 
rapide Reduktionen in der Menge von 
Energie, Maschinerie und Kapital zustan- 
de bringen, die notwendig ist, um eine 
Einheit von Output zu produzieren; aber 
in der Praxis finden wesentliche Anstiege 
statt." 

Er zitiert auch andere Autoren, die 
1979 und 1980 meinten, daß technologie- 
bedingter Ertrag im allgemeinen zurück- 
geht. Wie unglaubwürdig optimistische 
Zahlen aufdiesem Gebiet sind, zeigt Mär- 
mora selbst. Er berichtet von zwei Studi- 
en von Martin Jänicke. In der ersten, 1985 
veröffentlichten Studie zeigte Jänicke, 
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Auch “Öko-Autos” steigern die Entropie! 


daß das seit 1973 erzielte industrielle 
Wachstum mit weniger Rohstoffen und 
Energie erzeugt wurde. Die zweite, die 
die Zeitspanne 1982-1988 erfaßt, zeigt 
aber eine gegenläufige Tendenz. "Das 
spontane 'Delinkage' zwischen BIP und 
Ressourcenverbrauch ... ist ... wieder 
rückgängig. Sogarder vielzitierte Primär- 
energieverbrauch steigt seitdem wieder 
schneller als das BIP." 

Klar, wo es Verschwendung gibt, wird 
allein deren Beseitigung die Effizienz des 
Ressourcenverbrauchs erhöhen. Auch 
technologische Innovationen können die- 
se Effizienz steigern. Aber irgendwann 
wird das Optimum erreicht sein. Danach 
wird z.B. eine zwei Kilometer lange 
Autofahrt doppelt soviel Benzin benöti- 
gen wie eine ein Kilometer lange. Wir 
können uns kein Auto vorstellen, das nur 
mit Luft angetrieben wird. Nach Errei- 

‘chung jedes Optimums tritt auch das 
Gesetz abnehmenden Grenzertrags 
inkraft, im Kontext unseres Themas, 
abnehmende Effizienz des Ressourcen- 
verbrauchs. Das ist wahrscheinlich die 
Erklärung für die unterschiedlichen 
Befunde der zwei Studien von Jänicke. 

Aber egal, wie effizient Ressourcen- 
verbrauch auch sein mag, solange sie 
nicht erneuerbar sind, werden alle Res- 
sourcen bei fortgesetztem Wirtschafts- 
wachstum, ja auch bei Null-Wachstum, 
über kurz oder lang erschöpft sein. Was 
Recyclingbetrifft, kann wegen des Entro- 
piegesetzes Energie garnicht und Materie 
nur begrenzt wiederverwertet werden.’ 

Organische Rohstoffe sind zwar 
erneuerbar, aber sie wachsen langsam 
und beanspruchen knappe, fruchtbare 
Erdoberfläche. Ihr Raum- und Zeitbedarf 
machen sie zu begrenzten Ressourcen, 
d.h. sie dürfen nur in begrenzter Menge 
und in einem begrenzten Tempo ver- 
braucht werden, wenn sie nicht erschöpft 
werden sollen. 

Es herrscht auch der Glaube, daß die 
unerschöpfliche Solarenergie die Lösung 
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aller Energieprobleme bieten könnte. 
Aber auch das ist eine Illusion. Da, wie 
Nicholas Georgescu- Roegen zeigt, die 
Herstellung der für die Sammlung der 
Sonnenenergie notwendigen riesigen 
Ausrüstung, die zudem alle 15-20 Jahre 
ersetzt werden muß, Technologien 
benutzt, die auf fossilen Brennstoffen 
beruhen, ist Sonnenenergie keine Lösung 
des Ressourcenproblems. Nicht nur das. 
Er zeigt: "jedes gegenwärtige, brauchba- 
re Rezept für die direkte Nutzung der 
Solarenergie verursacht ein Defizit in der 
allgemeinen Energiebilanz; das heißt, 
jedes solche Rezept verbraucht indirekt 
mehr Energie in (einer) anderen Form(en) 
alses direkt produziert."° 


Der Mythos des 
Postindustrialismus 


Mensch hört heutzutage oft modische 
Begriffe wie Informationsgesellschaft, 
post-maturity economies (postreife Wirt- 
schaften), Dienstleistungswirtschaften 
usw. Sich auf die Tatsache beziehend, daß 
z.B. in den USA sechs von zehn Arbeit- 
nehmern in irgendeiner Form Informatio- 
nen verarbeiten, reden einige Vulgärum- 


. weltschützer von einer "Dematerialisie- 


rung" der Industriegesellschaften, die 
angeblich ermöglicht, daß diese sehr viel 
weniger Ressourcen verbrauchen als 
früher.‘ Daß dies reiner Unsinn ist, haben 
sogar die Autoren des Brundtland- 
Berichts erkannt. Sie schreiben: " ...selbst 
die fortgeschrittensten Industriewirt- 
schaften hängen von der ständigen Ver- 
sorgung mit Fertigwaren ab. Egal ob im 
Land produziert oder importiert, benötigt 
ihre Herstellung weiterhin große Mengen 
an Rohstoffen und Energie." 

Hier ist gesunder Menschenverstand 
nützlich. Erstens, wenn die energie- und 
materialintensiven Zweige der Wirt- 
schaft in unterentwickelte Länder verla- 
gert werden, sieht zwar die Bilanz der 
hochentwickelten Wirtschaften besser 


aus, aber die Bilanz der Weltwirtschaft 
bleibt unverändert. (Das gleiche gilt auch 
für die Umweltzerstörungsbilanz.) Es ist 
ein Nullsummenspiel. Zweitens, wenn 
mensch nicht bloß auf die Produktions- 
seite starrt, sondern auch einen Blick auf 
die Konsumseite wirft, wird klar, wie 
schlecht die Bilanz der hochentwickelten 
Wirtschaften ist. Für eine Einheit realen 
oder Nettokonsum verbraucht deren 
Durchschnittsbürger ungeheuer viel 
mehr Ressourcen als der Durchschnitts- 
bürger der unterentwickelten Länder. Der 
nur Information verarbeitende Arbeit- 
nehmer der USA braucht ja weiterhin 
Autos, Kühlschränke, Urlaub, Hambur- 
ger usw. Der Mensch mit gesundem öko- 
nomischen Menschenverstand weiß, daß 
20 Prozent der Menschheit, die in den 
hochentwickelten Industrieländern 
leben, 80 Prozent der Ressourcen der 
Erde verprassen. Daten kann mensch 
nicht essen. Was noch schlimmer ist: ein 
effizienteres und schnelleres Sammeln 
und Verarbeiten von Daten führt nicht nur 
zu effizienterem, sondern auch, wenn 
alles so bleibt wie heute, zu beschleunig- 
tem und daher erhöhtem Ressourcenver- 
brauch. 


Isttechnologischer 
Umweltschutz möglich? 


Da allgemein davon ausgegangen 


wird, daß die Umweltbelastung durch 


Produktion in direktem Verhältnis zum 
Ressourcenverbrauch steht, ist logisch zu 
erwarten, daß Reduzierung des Ressour- 
cenverbrauchs pro Produktionseinheit 
zusätzlich noch zur Reduktion der 
Umweltbelastung trotz Wirtschafts- 
wachstums führen würde. Doch die erste- 
re Reduzierung ist im weltwirtschaftli- 
chen Maßstab unwahrscheinlich. Ist es 
möglich, zumindest die Umweltbela- 
stung pro Produktionseinheit durch tech- 
nologische Innovation oder vermehrte 
Anwendung schon bekannter Umwelt- 


technologien direkt (d.h. ohne den 
Umweg der Reduzierung des Ressour- 
cenverbrauchs) zu reduzieren? 

Es ist durchaus vorstellbar, daß in der 
Anfangsphase einer Technologie bzw. 
eines Industriezweiges die Umweltbela- 
stung pro Produktionseinheit wesentlich 
reduziert werden kann - durch neue Ideen 


und ohne viel Aufwand. So istesin dieser 


Phase nicht unvorstellbar, daß die absolu- 
te Umweltbelastung bei steigender Pro- 
duktion sinkt. Aber wie hinsichtlich des 
Ressourcenverbrauchs wird auch in die- 
ser Hinsicht irgendwann das Optimum 
erreicht sein, die Technologie bzw. die 
Industrie wird Reife erreichen. Danach 
wird jede Produktionssteigerung durch 
proportionale oder sogar überproportio- 
nale Steigerung der Umweltbelastung 
begleitet werden. 

In den meisten Fällen aber ist Reduzie- 
rung der Umweltbelastung pro Produkti- 
onseinheit nur durch erheblichen Auf- 
wand von Energie und anderen Ressour- 
cen möglich. Und das verursacht seiner- 
seits Umweltbelastung - nur einer ande- 
ren Artund anderswo. Zum Beispiel kann 
die SO,-Emission aus Kraftwerken besei- 
tigt werden, aber das erfordert sehr viel 


Aufwand, u.a. 3 Prozent des produzierten 


Stroms. Das bedeutet, daß mehr Kohle 
verfeuert werden muß, was mehr CO;- 
Emission verursacht. Außerdem trägt die 
Herstellung der Filteranlage selbst zur 
Umweltbelastung bei. Und da die 
Lebensdauer aller Filteranlagen begrenzt 
ist, müssen sie immer wieder ersetzt wer- 
den. Gleiches gilt wahrscheinlich auch 
für bloße  industriell-technologische 
Maßnahmen zur Reduzierung des CO-- 
Ausstosses. So gesehen ist auch die So- 
larenergie nicht ganz ökofreundlich. 

Zudem bedeutet oft Reduzierung der 
Umweltbelastung nur eine Verdünnung 
und breitere Verteilung der Emissionen 
(Politik der hohen Schornsteine). Sie 
kann auch nur bedeuten, daß mensch die 
Umweltgifte auffängt und anderswo 
deponiert, was zu bekannten Deponiepro- 
blemen führt. Ein anderer Aspekt der Pro- 
blematik ist, daß im Laufe der Zeit die 
industrielle Produktionsweise - mit, aber 
auch ohne Wachstum - immer schwieri- 
gere Aufgaben bewältigen muß. Schon 
heute muß wegen Ol in der Nordsee und 
in Alaska gebohrt werden. Auch für Koh- 
le und andere Erze muß immer tiefer und 
in immer schwierigeren Regionen 
geschürft werden. Das alles wird unwei- 
gerlich erhöhte Umweltbelastung nach 
sich ziehen. Technologische Innovatio- 
nen allein werden solche Mehrbelastun- 
gen sichernicht verhindern Können. 

Bei Fragen der Umweltbelastung dür- 
fen wir also nicht isoliert aufein Problem 
schauen. Es kommt auf den Nettogewinn 
für die gesamte Umwelt der Erde an. Und 
der kann heute bei steigender Produktion 
nur zurückgehen. 

Die genannten Illusionen sind auch in 
der Dritten Welt weit verbreitet, selbst 
unter Okologen, die nur von alternativer 
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Entwicklung reden. Hier zwei Beispiele 
aus Indien: D'Monte, der einsieht, daß es 
unmöglich ist, für alle Inder Behausun- 
gen aus Zement und Ziegelsteinen zu bau- 
en, propagiert verbesserte Lehmhäuser. 
Nichtsdestotrotz will er für Indien Tech- 
nologien des 21. Jahrhunderts wie Satelli- 
ten und Solarenergie.’ Agarwal denkt an 
“verbesserte Lehmhäuser mit einem aus- 
gezeichneten Telephonsystem und kom- 
postierenden Toiletten plus einen mit 
Absaugepumpen ausgestatteten Lastwa- 
genpark."* 


Was nützt aktive 
Weltmarktintegration? 


Die meisten Dritte-Welt-Länder müs- 
sen, wenn sie solche und andere moderne 
(Umwelt-)Technologien haben wollen, 
diese importieren. Märmora gibt eine 
Strategieempfehlung für sie: "Eine aktive 
...Weltmarktintegration auf der Grundla- 
ge immer höherwertiger Güter und 
Dienstleistungen, mit einem zunehmen- 
den Grad an nationaler Weiterverarbei- 
tung in Industrie und Landwirtschaft wür- 
de... dazu führen, daß der Ressourcenan- 
teil kontinuierlich sinkt, die finanziellen 
und strukturellen Bedingungen für die 
Einführung umweltschonender, energie- 


sparender Technologien geschaffen und 
somit die Umweltbelastung von den 
Wachstumsraten der Produktion... abge- 
Koppelt bzw. absolut reduziert werden 
kann." Komplementär dazu forderterden 
ökologischen Umbau der Industriegesell- 
schaften. 

Ich habe oben ausgeführt, warum Mär- 
moras in diesem Zitat ausgedrückte Hoff- 
nungen Illusionen sind. Und an anderer 
Stelle habe ich nachgewiesen, daß eine 
ökologische Industriegesellschaft ein 
schwarzer Schimmel ist.’ Nur eins kann 
nicht bestritten werden, nämlich, daß ein 
bei der Ausführung dieser Strategie er- 
folgreiches Land mehr Geld (Devisen) 
haben würde, um Umwelttechnologien 
einzuführen. Märmora merkt aber nicht, 
daß er nur ein Nullsummenspiel vor- 
schlägt. Wenn alle (oder auch nur einige) 
heute unterentwickelten Länder auf dem 
Weltmarkt mehr hochwertige Güter und 
Dienstleistungen verkaufen, dann kön- 
nen die heute hochentwickelten Länder 


proportional weniger davon verkaufen.. 


Die letzteren brauchen aber auch "Hun- 


. derte von Milliarden Mark“ oder "enorme 


Summen", um ihre Industriegesellschaf- 
ten ökologisch umzubauen, was Märmo- 


Ö 


ra von ihnen fordert. Dieses Dilemma 
kann anscheinend nur durch ein Wunder 
gelöst werden. Durch Märmoras Strate- 
gie können Ressourcenverbrauch und 
Umweltbelastung nur umverteilt, nicht 
aber im globalen Maßstab reduziert wer- 
den, es sei denn, daß gleichzeitig die 
materielle Produktion im globalen Maß- 
stab sinkt. Aber Märmora hat das nicht 
gefordert. Im Gegenteil, er scheint weite- 
res globales Wirtschaftswachstum zu 
befürworten, indem er von "Versöhnung 
von ökonomischem Wachstum... und 
Naturschutz" redet. 

Das Fazit dieser Ausführungen: nach- 
haltige Entwicklung ist nicht möglich, es 
sei denn, wir verstehen unter Entwick- 
lung etwas anderes als Wirtschaftswachs- 
tum. Auch theoretisch ist der Begriff in 
einer begrenzten Weltein Widerspruch in 
sich. Es kann natürlich ausdrücklich 
gesagt werden, daß nachhaltiges Wirt- 
schaftswachstum nur bis zu einem 
bestimmten Punkt möglich ist. Aber dann 
ist der Gebrauch des Wortes "nachhaltig" 
unsinnig. 

Wir wissen, daß die Weltwirtschaft 
diesen Punkt längst überschritten hat. 
1989 verglich Dennis Meadows die 
Menschheit mit einem Selbstmörder, der 
schon aus dem Fenster gesprungen ist.'° 


Der Ausweg aus dem Dilemma 


Der einzige logische Ausweg aus dem 
Dilemma ist der Ausstieg aus der Indu- 
striegesellschaft. Eine industrielle Wirt- 
schaft basiert hauptsächlich auf Ver- 
brauch von nichterneuerbaren und nur 
zum Teil wiederverwertbaren Ressour- 
cen. Allein aus diesem Grund ist sie lang- 
fristig unhaltbar. Die unvermeidlichen 
Umweltbelastungen und die Nichtverall- 
gemeinbarkeit dieser Art Wirtschaft 
kommen dazu. 

Es wird oft behauptet, jedes menschli- 
che Wirtschaften sei ein Eingriff in die 
Natur, stehe also im Gegensatz zu ihr. Das 
ist Unsinn. Erstens hat die Natur aucheine 
gewisse Fähigkeit, unsere Eingriffe zu 
ertragen. Und zweitens isteine Wirtschaft 
durchaus vorstellbar, die diese Fähigkeit 
der Natur nicht strapaziert. Alfred 
Howard stellte schon in den 1940er Jah- 
ren fest, daß die traditionelle Landwirt- 
schaft in Indien und China ökologische 
Perfektion erreicht hatte. Er schrieb: "Die 
landwirtschaftlichen Praktiken des Ori- 
ents haben den höchsten Test bestanden - 
sie sind fast so beständig wie die des 
Urwalds, der Prärie oder des Ozeans." 

Ahnliches kann auch über die präindu- 
strielle Landwirtschaft Europas gesagt 
werden. Wahrscheinlich können mit aus- 
schließlich präindustrieller Landwirt- 
schaft alle Menschen derErde nicht mehr 
ernährt werden. Aber schon allein durch 
eine starke Reduzierung des Fleischkon- 
sums kann der Zwang, industrielle Hilfs- 
mittel zu benutzen, erheblich reduziert 
werden. 1977 schrieb Malcolm Caldwell 
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unter der Überschrift "Die alternative 
Zukunft": "Ein post-überentwickeltes 
Britannien würde auf einem landwirt- 
schaftlichen Sektor beruhen, der einen 
sehr viel höheren Prozentsatz der verfüg- 
baren Arbeitskräfte beschäftigt;...bei 
Lebensmitteln würde Britannien selbst- 
versorgend sein. ... Das britische Essen 
wird modifiziert werden, mit einer klei- 
neren Fleischkomponente.""’ 

Das ist nicht nur ein Traum. Caldwell 
zitiert Kalkulationen, nach denen diese 
Selbstversorgung leicht machbar ist. 
"Außerdem gibt es keine Regel, daß die 
Weltbevölkerung unbedingt 5 Milliarden 
oder mehr zählen muß. Ein allmählicher 
Ausstieg aus der Industriegesellschaft 
muß mit einer allmählichen Reduzierung 
der Weltbevölkerung einhergehen. Wie 
das zu machen ist, darauf gibt es Antwor- 
ten genug, aberich kann aus Platzgründen 
hier nicht daraufeingehen. 

Aber.das allein wird nicht genügen. Da 
Wirtschaftswachstum, sogar Nullwachs- 
tum, mit gleichzeitiger Abnahme von 
Ressourcenverbrauch und Umweltbela- 
stung im Weltmaßstab eine Illusion ist, ist 
es ein kategorischer Imperativ, daß die 
Weltwirtschaft nicht bloß stagnieren, 
sondern schrumpfen muß, wenn die Kas- 
sandrarufe von Menschen wie Dennis 
Meadows ernst genommen werden sol- 
len. 

Der Naturwissenschaftler Wolfram 
Ziegler hat die "Gesamtlast", mit der wir 
mit dem heutigen "Energie- und Material- 


durchsatz" auf die Biosphäre drücken, . 


errechnet und ist zu dem Schluß gekom- 
men, daß es eine "Naturnotwendigkeit" 
ist, daß wir diese Gesamtlast "um eine 
Zehnerpotenz" zurücknehmen. Das wäre 
nach Ziegler ein Rückgang auf ein 
Niveau, das vor hundert Jahren herrschte, 
und das wäre notwendig, um nur die Bio- 
sphäre noch vor unserem "Schadenspro- 
dukt" zu retten.'* Das bedeutet, wir müs- 
sen global neue Wirtschaftsformen ent- 
wickeln, die hauptsächlich erneuerbare 
Ressourcen verbrauchen und dies in 
einem Tempo tun, in dem sie erneuert 
werden. Da in solchen Wirtschaftsformen 
die problematischen und die nichterneu- 
erbaren Ressourcen nur noch dort benutzt 
werden dürfen, wo sie unvermeidlich 
sind, muß der Großteil der Arbeit mit 
menschlicher und tierischer Arbeitskraft 
verrichtet werden. Solche Wirtschafts- 
weisen werden den heutigen Gegensatz 
Mensch/Natur aufheben können. 


Und die Armut? 


Ich habe oben gesagt: "neue Wirt- 
schaftsformen entwickeln". Das bedeu- 
tet, daß kein einfacher Rückzug in alte 
Formen stattfinden darf. Denn in fast 
allen bisherigen Wirtschaftsformen gab 
es eine reiche ausbeutende und unter- 
drückende Minderheit, und die arme, aus- 
gebeutete und unterdrückte Mehrheit. 
Eine solche Situation kann in keiner 
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Weg damit! 


Zukunftsgesellschaft akzeptiert werden, 
selbst wenn sie ganz ökologisch wirt- 


schaftet. 


Die modernen Industriegesellschaften 
konnten die entstehenden Klassenkon- 
flikte dadurch entschärfen, daß sie den 
ausgebeuteten und unterdrückten Armen 
dank dem wachsenden BSP-Kuchen 
immer etwas mehr geben konnten. Dieser 
Ausweg aus sozialen Konflikten ist nicht 
mehr zulässig. Folglich muß Verteilungs- . 
insgesamt. 


gerechtigkeit in einer 
schrumpfenden Weltwirtschaft stattfin- 
den. Diese Forderung aber kann die kapi- 
talistische Marktwirtschaft von 


Systemfrage kann also noch nicht begra- 


ben werden, wie Märmora denkt. Aber 
auch bei Verteilungsgerechtigkeit oder 


gar-gleichheit gibtes keinen Zweifel, daß 
bei einem Ausstieg aus der Industriege- 


sellschaft nicht nur die Reichen, sondern 


auch große Teile der Arbeitnehmer weni- 
ger Güter und Dienstleistungen zum Kon- 


sumieren haben würden als heute. Aberes 
kann gehofft werden, daß in einer ökolo- 
gischen egalitären Gesellschaft die Men- 
schen ihr Glück nicht im Konsum von 
materiellen Dingen suchen würden, son- 


dern in nichtmateriellen Dingen wie z.B. 
Beziehung von Menschen zueinander. 


Ist dieser Ausstieg 
nurein romantischer Traum? 


Diese Forderung hat nichts 


in Alpträumenenden. 


Aber vielleicht will die Menschheit 


überhaupt nicht längerfristig überleben. 


ihrer 
inneren Logik her nicht erfüllen. Die 


mit 
Romantik zu tun. Sie basiert auf harten 
Fakten, auf harter Logik. Der Ausstieg ist 
eine Notwendigkeit, kein Traum. Wenn 
die Menschheit längerfristig überleben 
will, dann hat sie keine Wahl. Es ist eher 
unser bisheriger Kurs, der aus lauter 
Wunschträumen besteht, die schon heute 


Georgescu-Roegen fragte schon 1972 
verzweifelt: "Wird die Menschheit auf 
irgendein Programm hören, das eine Ein- 
schränkung ihrer Sucht nach exosomati- 
schem Komfort impliziert? Vielleicht ist 
das Schicksal der Menschheit eher, ein 
kurzes, aberleidenschaftliches, aufregen- 
des und extravagantes Leben zu haben, 
als eine lange, ereignislose und vegetati- 
ve Existenz. Laßt andere Spezies, Amö- 
ben zum Beispiel, die keine spirituellen 
Ambitionen haben, eine noch durch 
reichlichen Sonnenschein bestrahlte Erde 
erben." 

Es istschwer diese Frage zu beantwor- 
ten, zumal heute nur eine kleine Minder- 
heit der Menschheit ein extravagantes 
Leben führt. Aber wenn die Menschheit 
ein langes Leben haben will, dann ist ein 
Ausstieg aus der Industriegesellschaft 
nicht nur notwendig, sondern auch mach- 
bar. Zwar nicht über Nacht, aber ein 
Anfang kann schon heute gemacht wer- 
den. Das wird sicher bessere Bedingun- 
gen für spirituelle Ambitionen schaffen. 


SaralSarkar 


Die "blätter" werden die Diskussion über eine Vereinbarkeit 
von Ökologie und Entwicklung fortsetzen. In der nächsten 
Nummer folgt eine Antwort von Leopoldo Märrnora auf die 
Thesen von Saral Sarkar. 


Anmerkungen: 


l. Leopoldo Märmora: Okologie als Leitbildder Nord-Süd- 
Beziehungen; in "Peripherie"; Nr. 39-40/1990; 

la. The World Commission on Environment and Develop- 
ment: OurCommon Future; Oxford; 1987; 

2. Ebd. 

3.F.E. Trainer: Abandon Affluence!; London; 1985; 

4. Vgl. (1) Nicholas Georgescu-Roegen: The Entropy Law 
and the Economic Process in Retrospect; (eine Publikation 
des IOW in deutscher Übersetzung); Berlin; 1987; (2) Chri- 
stian Schütze: Das Grundgesetz vom Niedergang; München; 
1989 

5. Nicholas Georgescu-Roegen: Technology Assessment - 
the Case of the Direct Use of Solar Energy; in "Atlantic Eco- 
nomic Journal"; Dezember 1978, S.19-20. 

6. Vgl. Darryl D'Monte: Industrialism - Open Sesame or 
Dead- End?; Pune (Indien); 1987 

7.Ebd. 

8. Anil Agarwal: Between Need and Greed; in Anil Agarwal 
etal. (Hrsg.): The Fight for Survival; Delhi; 1987 

9.Saral Sarkar: Ökologische Industriegesellschaft ist ein 
schwarzer Schimmel; in "Kommune"; Nr.2/1990. 

10.Der Spiegel; Nr. 29/89 

11.Zitiert nach Vandana Shiva: Staying Alive; Delhi; 1988, 
12.Malcolm Caldwell: The Wealth of Some Nations; Lon- 
don; 1977; 

13.Wolfram Ziegler, zitiert nach: Rudolf Bahro: Logik der 
Rettung; Stuttgart; 1987; 

14.Nicholas Georgescu-Roegen: Energy and Economic 
Myths; New York etc; 1976, 8.35. 
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Chaos für Rio 


Umwelt und Entwicklung 


aus der Sicht der 


''"Neuen Naturwissenschaften'' 


aum eine Konferenz im Rahmen 
K der Vereinten Nationen hat im 
Vorfeld mehr Aufmerksamkeit er- 
regt als die bevorstehende UNCED 1992. 
In den Ländern der Dritten Welt wird die 
“United Nations Conference on Environ- 
ment and Development" vorwiegend un- 
ter entwicklungspolitischen Aspekten 
betrachtet, in den Medien hierzulande 
wird sie zumeist aufden Terminus "Welt- 
umweltkonferenz" reduziert. Daß hier 
der Entwicklungsaspekt unterschlagen 
wird, hatseinen Grund: 

Nachholende Entwicklung in der Drit- 
ten Welt wird in den Industrieländern zu- 
nehmend als Bedrohung und Beschnei- 
dung der eigenen Lebensqualität und der 
Zukunftschancen empfunden. Der eigene 
Entwicklungsstand erscheint vielen 
Menschen in den Industrieländern als 
komfortabler Endpunkt der Evolutions- 
geschichte, als ein Stadium, in dem man 
sich ausruhen könnte, wenn nicht andere 
Weltbürger lästigerweise den gleichen 
Lebensstandard anstreben würden. 

"Wenn, grob gerechnet, ein Drittel der 
Weltjahresproduktion an mineralischen 
Rohstoffen gebraucht wird, um die 6% 
der Weltbevölkerung (inden USA) aufih- 
rem Konsumptionsstandard zu halten, 
von dem man annimmt, daß ihn auch der 
Rest der Welt anstrebt, dann folgt daraus, 
daß beim gegenwärtigen Ressourcenan- 
gebot der US-Standard auf höchstens 18 
% der Weltbevölkerung ausgedehnt wer- 
den kann und dabei nichts für die restli- 
chen 82 % übrigbleibt .... Kein Land der 
Dritten Welt sollte die Hoffnung hegen, 
jemals den materiellen Überfluß (der 
USA) erreichen zu können."(Jeremy Rif- 
kin, Entropie - eine neue Weltansicht; 
Hamburg 1982, S. 217) 


Umweltpolitik für die Dritte Welt wird 
durch solche Modellrechnungen zu einer 
quasi naturgesetzlich vorgegebenen Auf- 
gabe. Sie muß in erster Linie verhindernd 
tätig werden: Entwicklung in der Dritten 
Welt verzehrt die Ressourcen unserer Er- 


de. Es muß also einerseits die Zahl der: 


Menschen begrenzt werden, die um die 
knappen Ressourcen konkurrieren (Be- 
völkerungspolitik). Andererseits müssen 


sich die Staaten der Dritten Welt mit ein- 
em Anteil am globalen Ressourcenver- 
brauch zufrieden geben, der ihren mo- 
mentanen Belastungsanteil der Biospäh- 
re nicht oder nur unwesentlich übersteigt. 
Sie müssen auf Entwicklung (im her- 
kömmlichen Sinne) verzichten, um die 
Stabilität des Gesamtsystems nicht zu ge- 
fährden. \ 

Die Leitlinien für eine am Überleben 
des Gesamtsystems orientierte Weltent- 
wicklung wurden bereits zu Beginn der 
70er Jahre im ersten Bericht des Club of 
Rome vorgelegt: Nullwachstum der Wirt- 
schaft und der Bevölkerung. Aufder UN- 
Konferenz in Stockholm 1972 lehnten die 
Vertreter der Dritten Welt eine solche 
Nicht-Entwicklungstheorie kategorisch 
ab. 


Falsche Entweder-oder-Logik 


Betrachtet man die gegenwärtige Dis- 
kussion im Vorfeld der UNCED 1992, so 
gewinnt man den Eindruck, daß die 


Mehrzahl der Akteure über den Stand der . 


70er Jahre-Debatte über den Zusammen- 
hang zwischen Umwelt und Entwicklung 
nicht hinausgekommen ist. Es wird dar- 
über gestritten, wessen Belastungsanteile 
die größten globalen Schäden verursa- 
chen, Regenwaldvernichtung und Meth- 
angasemissionen in der Dritten Welt wer- 
den gegen CO,- und FCKW-Belastungen 
durch die Industrieländer aufgerechnet. 
Vertreter aus Entwicklungsländern insi- 
stieren auf "Ressourcensouveränität" und 
"berechtigten Entwicklungsinteressen" 
ihrer Länder, in Industrieländern wird 
Ressourcenvernichtung in der Dritten 
Welt als ein Problem "ökonomischer und 
ökologischer Sicherheit" gewertet, und, 
wie in einer kürzlich veröffentlichten 
CSU-Studie, mit der Option geliebäugelt, 
Wehrpflichtige der Bundeswehr mit grü- 
nen Helmen zum Bäume-Umarmen in 
den Regenwald zuschicken. 

Kritische Stimmen zur UNCED 1992 
beziehen sich überwiegend darauf, daß 
die Belange der einen oder anderen Seite 


Der Entwicklungsstand in den Industrieländern 
als komfortabler Endpunkt der 
Evolutionsgeschichte? 


im Kampf um globale Belastungsanteile 
nicht gebührend berücksichtigt werden, 
daß Naturschutz Entwicklungsinteressen 
geopfert werde oder, anders herum Ent- 
wicklung dem Naturschutz zum Opfer 
falle. Einige Kritiker äußern Zweifel an 
der Leistungsfähigkeit internationaler 
Großkonferenzen; sie werden als ein un- 
geeignetes und veraltetes Instrument zur 
Durchsetzung von Umwelt- und Ent- 
wicklungsbelangen gebranntmarkt. 

Eine Wiedergabe dieser Kritik sollden 
Leser(innen) erspart bleiben. Die UN- 
CED magein ungeeignetes und veraltetes 
Instrument internationaler Politik sein, 
wesentlich ungeeigneter und veralteter 
sind die naturwissenschaftlichen Grund- 
lagen, auf deren Basis im Bereich globa- 
ler Umwelt- und Entwicklungspolitik ar- 
gumentiert wird. Auf den ersten Blick er- 
scheinen sie plausibel, rational und natur- 
gesetzlich determiniert. 

Die theoretischen Grundlagen der glo- 
balen Okologiedebatte, wie sie im Vor- 
feld der UNCED einmal mehr als unum- 
stößliche Wahrheiten präsentiert werden, 
sind weder sonderlich plausibel, sie sind 
auch nicht rational, sondern eher emotio- 
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nal begründet, und naturgesetzlich deter- 
miniert sind sie schon gar nicht, sie sind 
schlicht falsch! Das Falsche existiert in 
zwei konkurrierenden Varianten, in der 
Idee der Modernisierung und in der Idee 
des Naturschutzes. Beide Ideen basieren 
jeweils auf dem Bild einer Welt, die nicht 
existiert. 

Modernisierer leben in einer grenzen- 
losen Welt, die nicht durch Naturgesetze, 
sondern durch mathematische und öko- 
nomische Axiome definiert ist. 

Naturschützer haben die naturwissen- 
schaftliche Weltansicht der Entropie ver- 
innerlicht, die den Lauf der Welt als Zer- 
fallsprozeß begreift - eine Theorie, die 
weniger naturgesetzlicher Realität, als 
dem Gemütszustand der Naturschützer 
entspricht. 


Untersuchungsgegenstand der Chaostheorie 
ist nicht mehr das System im Gleichgewicht, 
sondern Entwicklungen im Bereich des 
“deterministischen Chaos” 
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Beiden Denkrichtungen gemeinsam 
ist die Entweder-oder-Logik, die Umwelt 
und Entwicklung als unvereinbare Grö- 
Ben begreift. 


Variante]: 

Die Welt der Modernisierer: 
"Entwicklung ist nötig." 
(Alles istmachbar, Herr Nachbar!) 


Variante I ist die Essenz der entwick- 
lungspolitischen Großtheorien, der kapi- 
talistischen Moderisierungs- und der 
marxistischen Dependenztheorie. Die 
Logik der Modernisierung heißt Okono- 
mie. Nach der ökonomischen Logik ist 
Natur etwas, was nutzlos und sinnlos her- 
umliegt, bis der Mensch sich ihrer be- 
dient, sie durch Transformation und Ver- 
wertung in seinen Dienst stellt. Der 
Mensch besitzt deshalb im Modernisie- 
rungsdenken einen höheren Stellenwert 
als die Natur, er ist das "Wirtschaftssub- 
jekt", Natur dagegen gilt als unvollkom- 
men, sie muß im Entwicklungsprozeßop- 
timiert werden. 

Solange noch Bedürfnisse des Men- 
schen existieren, muß der Prozeß des 
Wachstums weitergehen. Wachstum 
kann also aus der Sicht der Modernisierer 
keine naturgesetzlichen Grenzen haben. 
Diese grenzenlose Welt hat wissenschaft- 
liche Grundlagen, eine mathematische, 
physikalische und empirische. Die ma- 
thematische Basis ist der Zahlenstrahl: in 
| der Mitte die Null, nach rechts und links 
‘strebt er gegen plus, bzw. minus unend- 
lich. Zwischen diesen offenen Enden ist 

!jede mathematisch korrekte Rechenope- 

! ration legitim, vorwärts und rückwärts 
sind lediglich in ihren Vorzeichen unter- 
schieden. Fehlentwicklungen (etwa Um- 
weltschäden) sind deshalb durch Ent- 
wicklung behebbar. Die Annahmen prin- 
zipieller Berechenbarkeit und Reversibi- 
lität (Grundpfeiler Newtonscher Physik) 
treibt den Modernisierer geradewegs in 
den Planungs- und Machbarkeitswahn. 
Modernisierer neigen dazu, die Lösung 
der Weltprobleme mit einer Entwicklung 
ad infinitum anzugehen, die Natur dage- 
gen klammheimlich einer Endlösung zu- 
zuführen. 


Variante 2: 

Die Naturschützer: 
"Entwicklung ist unmöglich." 
(Es geht bergab!) 


Seit nunmehr 150 Jahren ist bekannt, 
daß die Newtonschen Annahmen einer 
sinn- und richtungslosen Natur, die nach 
den Prinzipien der Reversibilität beliebig 
verplant und verwertet werden kann, 
nicht zutreffen. Clausius und Maier lie- 
ferten mit dem 2. Hauptsatz der Thermo- 
dynamik (Entropiegesetz, Thermodyna- 
mik des Gleichgewichtes) den Beweis, 


daß Natur sehr wohl eine Gerichtetheit 
aufweist: den Zerfall. 

Jede Form von Entwicklung, von 
Transformation, von Aktivität in ge- 
schlossenen Systemen verringert nach 
der Entropietheorie den absoluten Be- 
stand und die Qualität der Naturressour- 
cen. Einziger Ausweg aus dem Zielkon- 
flikt zwischen Umwelt und Entwicklung 
ist demnach die Nicht-Entwicklung, al- 
lenfalls die Magerkost einer "niederen- 
tropischen Entwicklung", wie sie der Pro- 
tagonist der modernen Entropielehre, Ni- 
colas Georgescu-Roegen, empfiehlt. 

Die Entropielehre besitzt eine bemer- 
kenswerte Analogie zum Weltbild des 
Konservativen. Die naturwissenschaftli- 
che Lehre vom Zerfall paßt sehr gut in die 
“Früher war alles besser - Mentalität" und 
die politische Handlungsmaxime des 
"Bewahrens". Es ist deshalb einigerma- 
Ben verwunderlich, daß gerade die funda- 
mentalistische Radikalökologie, die ihre 
Wurzeln in der links-progressiven Politik 
hat, mit den Ideen der Entropietheorie 
liebäugelt. 

Entwicklungsprozesse auf allen Mi- 
kro- und Makroebenen haben nach der 
Entropietheorie eine Richtung: abwärts! 
Der Entropiesatz ist für alle geschlosse- 
nen Systeme universell gültig. 

Kritik an dieser Universalitätsannah- 
me, etwa aus der Ecke der Modernisierer, 
ist wenig stichhaltig, wenn sie sich nicht 
naturwissenschaftlich begründen läßt: 
Die mathematisch-empirische Beweis- 
führung, wie sie etwa W. Leontief 1972 in 
einer von der UNOin Auftrag gegebenen 
Studie ("World 2000") anstellte, ist nicht 
statthaft. Aus der Beobachtung, daß es 
bisher keine Grenzen des Wachstums 
gab, lassen sich ebensowenig Schlußfol- 
gerungen für die Zukunft ableiten, wie 
aus einem Sturz vom Dach eines Hauses: 


die Annahme, daß man wohlbehalten un- 
ten ankommen, weil man zur Hälfte der 
Strecke noch heil ist, mag ein empirischer 
Beweis sein; durch die Naturgesetze wer- 
den wir schließlich auf unangenehme 
Weise eines besseren belehrt. 

Eine Kritik an der Entropietheorie 
kann daher nur naturwissenschaftlich 
fundiert werden. Dies ist der sogenannten 
Chaostheorie in überzeugender Weise ge- 
lungen. 


Chaostheorie: 
"Entwicklung ist möglich" 
(Erfolgsrezepte der Natur) 


Chaostheorie ist der populärwissen- 
schaftliche Oberbegriff für eine ganze 
Reihe von Reformen, Neuerungen und 
Revolutionen innerhalb der Naturwissen- 
schaften (Thermodynamik des Nicht- 
gleichgewichtes, Nichtlineare Dynamik, 
Fraktale Geometrie, Synergetik, Quan- 
tentheorie, Koevolutionstheorie, Theorie 
dissipativer Strukturen, Theorie der 
Selbstorganisation, usw.) Die "Neue Na- 
turwissenschaft" begreift im Gegensatz 
zu ihren statischen Vorgängern die (Um-) 
Welt als einen dynamischen Wandlungs- 
prozeß, und löst damit die klassische Di- 
chothomie von Umwelt und Entwicklung 
auf. 

Chaostheorie stellt sowohl Prämissen 
des auf mathematisch-axiomatischen 
Prämissen beruhenden Weltbildes der 
Modernisierer, als auch die entropie- 
theoretische Weltsicht der Naturschützer 
in Frage. Imeinzelnen richtet sich die Kri- 
tik gegen folgende Annahmen: _ 

- die Newtonsche Annahme der Reversi- 
bilität, der beliebigen Umkehrbarkeit von 
(Fehl-) Entwicklungen. 

- die Laplacesche Annahme der Determi- 
niertheit, wonach vollständige Informati- 
on auch vollständige Berechenbarkeit 
von (Entwicklungs-) Planung ermög- 
licht. 

- die kartesianische Annahme, daß das 
Ganze nicht mehr als die Summe seiner 
Elemente darstelle und die darauf basıe- 
rende Methodik. 

- die mechanistische Annahme, daß alle 
Systeme in Bewegung einem Gleichge- 
wicht zustreben. 

- die entropietheoretische Annahme, daß 
innerhalb geschlossener Systeme Zerfall 
die einzige Entwicklungsrichtung sei. 

- die geisteswissenschaftliche Annahme, 
daß Entwicklung in der Natur nicht 
selbstorganisiert und zielgerichtet sein 
kann. 


Chaostheorie und Politik 


Die Übertragung naturwissenschaftli- 
cher Erkenntnisse auf die Politik ist, vor- 
sichtig formuliert, nicht gerade populär. 
Das liegt zum einen an ihren unrühmli- 
chen Vorgängern wie Sozialdarwinismus 
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oder der nationalsozialistischen Rassen- 
lehre mit ihren scheinwissenschaftlichen 
Theorien. 

Zum andern herrscht in der politischen 
Theorie der kartesianische Geist der Auf- 
klärung, eben jene Logik, die auch das 
Denken und Handeln der Modernisierer 
bestimmt. Danach transzendiert der 
Mensch seine natürlichen Grenzen und ist 
kein Bestandteil der Natur, des Objektes, 
er ist Subjekt, denn der Mensch denkt 
(wer lenkt, sei dahingestellt). Politik ist 
daher der normativen Kraft, dem Willen 
des Souveräns unterstellt und nicht Na- 
turgesetzen, die das Verhalten von Was- 
serdampf in Reagenzgläsern bestimmen. 
Für Naturwissenschaft ist dakein Platz. 

In den letzten Jahren hat sich dieses 
Bild geändert, seit die Vertreter der Cha- 
ostheorie das Subjekt in den Naturwis- 
senschaften entdeckten. Mit den For- 
schungen der Quantenmechaniker geriet 
die Dichothomie Beobachter - Naturpro- 
zeß ins Wanken; das Eliminieren externer 
Einflüsse auf die Versuchsapparatur (zur 
Beobachtung subatomarer Vorgänge) er- 
wies sich als prinzipiell unmöglich. Hatte 
Albert Einstein in seinen Theorien die 
prinzipielle Trennung von Materie und 
Energie wiederlegt, so bedeutete die 
Quantentheorie das Ende der Trennung 
von Mensch und Umwelt, von Subjekti- 
vität und Objektivität in der Naturwissen- 
schaft. 

Insgesamt formuliert die Chaostheorie 
eine Anzahl von Entwicklungsprinzi- 
pien, die in der Natur beobachtet werden. 
Sie weichen von der alten Naturwissen- 
schaft deshalb ab, weil die Technik heute 
ein viel breiteres Spektrum der Natur er- 
fassen kann. Untersuchungsgegenstand 
ist nicht mehr das System im oder nahe 
am Gleichgewicht, sondern Entwicklun- 


gen im Bereich des "deterministischen 
Chaos". 

Die Entwicklungsprinzipien, die im 
folgenden kurz angeführt werden, be- 
schreiben nichtnur.den Verlaufphysikali- 
scher Systeme; sie lassen sich ebenso auf 
Gesellschaftssysteme übertragen und 
führen im Bereich Entwicklungspolitik 
zu verblüffend einleuchtenden Analogien 
und Erklärungen. 

So beschreibt Fritjof Capra am Bei- 
spiel eines Säugetieres die Umgehung der 
Entropiefalle: Dieses Säugetier gerät in 
eine Eiszeit. Zunächst wählt es die er- 
probte Strategie, die größere Temperatur- 
differenz durch schnelleres Umherlaufen 
auszugleichen. Sinkt die Außentempera- 
tur weiter, so führt die einfache quantitati- 
ve Reparaturstrategie zum Entropie- 
wachstum und irgendwann bricht das Tier 
tot zusammen. Natürliche Entwicklung 
kann die Entropiefalle durch qualitativen 
Wandel umgehen. Das Tier läßt sich ein 
dichteres Fell wachsen. 

Qualitativer Wandel ist, übertragen auf 
Gesellschaftssysteme, immer dann not- 
wendig, wenn lineare Entwicklung-Um- 
welt-Beziehungen aufbrechen und völlig 
neue Problemdimensionen auftreten. 
Man könnte das Beispiel der Sowjetunion 
anführen; sie ist in die Entropiefalle ge- 
tappt. Der realsozialistische Block war 
ein geschlossenes System par excellence. 
Solche Systeme versuchen durch rein 
quantitative Strategien auf veränderte 
Umweltbedingungen zu reagieren, was 
die Kosten der Systemerhaltung (man 
denke nur an den enormen Stasiapparat) 
ständig erhöht, bis das System, wie ge- 
schehen, plötzlich zusammenbricht. 

Gelungene Entwicklung bedeutet also 
immer auch Systemoffenheit, Bereit- 
schaft zum qualitativen Wandel, zur Neu- 


Die Dichotomie Beobachter - Naturprozeß geriet ins Wanken 
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definition von Entwicklungszielen, zu 
Nicht-Linearität. Die Theorie der Selbst- 
organisation gibt eine weitere Prämisse 
für Evolution vor: die Autonomie. Fern 
von Gleichgewichten durchläuft ein Sy- 
stem Phasen der Unstetigkeit, des Chaos, 
an denen einnatürliches System geradezu 
selbst entscheidet, welchen Weg es ein- 
schlagen wird. Wird ein System zum 
Gleichgewicht gezwungen, fallen Evolu- 
tionsmöglichkeiten weg. Demokratie ist 
damit ebenso eine Voraussetzung für Ent- 
wicklung wie Vielfalt und Chaos. 


Chaostheorie und Umweltpolitik 


Welche Aussagen lassen sich aus der 
Chaostheorie nun für die Positionen zur 
Umweltpolitik ableiten, die Modernisie- 
rerund Naturschützer im Vorfeldder UN- 
CED formulierten? 

Modernisierer glauben an die prinzi- 
pielle Lösbarkeit des Umweltproblems 


Das Tieri inder rEntropiefalle. Sämtliche Bilder dieses Artikels aus ‚der Zeitschrift “Wechselwirkung” 
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innerhalb des marktwirtschaftlichen 
Rahmens. Die Vorschläge zur Internali- 
sierung von Umweltkosten im interna- 
tionalen Rahmen (Weltumweltfonds, 
etc.) sind wenig praktikabel. Chaostheo- 
retisch ist eine globale Marktwirtschaft 
an sich gefährlich und entwicklungshem- 
mend. Sie besitzt alle Merkmale einer 
Monokultur, verliert die Möglichkeiten 
der Systemöffnung und wird als ein ge- 
schlossenes System zum Entropiewachs- 
tum beitragen. Dieser Entropie fallen alle 
freien Güter der Welt zum Opfer, sie wer- 
den zu knappen Gütern, erhalten einen 
Preis oder verschwinden völlig. Das gilt 
insbesondere für Güter, deren Preis nicht 
bestimmbar ist, die aber für den Markt- 
prozeß selbst, für die Lebensqualität 
Konsensfindung unentbehrlich sind, wie 
z.B. Vertrauen. 

Eines der zentralen Anliegen der Natur- 
schützer ist die Ausweisung von Natur- 
parks in Entwicklungsländern. Aus cha- 
ostheoretischer Sicht sind solche Parks 
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nicht zu empfehlen. Sie stellen einmal 
mehr ein geschlossenes System dar, Um- 
welt wird in Parks eingeschlossen, Men- 
schen müssen draußen bleiben. Die Re- 
servatsidee ist deshalb statisch und teuer. 

Favorisiert werden nach der Chaosthe- 
orie alle Ansätze zu einem integrierten 
Naturschutz, indem sich ökonomische 
Entwicklungsinteressen und Naturschutz 
nicht ausschließen. Ein solcher Weg ist, 
am Beispiel der Tropenwaldregionen, die 
agroforstliche Nutzung des Waldes. Im 
Agroforst finden sich alle chaostheoreti- 
schen Erfolgsrezepte wieder: keine Ent- 
weder-oder-Logik, Vielfalt, Autonomie 
(Substinenz) und Systemoffenheit. 

Die Beispiele zeigen, daß die "Neuen 
Naturwissenschaften" nicht nur graue 
Theorie enthalten. Im Gegenteil: nochnie 
war die Theorie so bunt wie heute. Warum 
sollnicht auch die krisengeschüttelte Ent- 
wicklungstheorie etwas von der Farbe ab- 
bekommen? 

Stephan Hessler 
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Ökologie und Entwicklung 


Stabilisierung des Klimas 


Über die Notwendigkeit 
einer neuen Energiepolitik 


er durch Menschen verursachte 
Ds und der Ozonab- 

bau in der Stratosphäre sind zu 80- 
90% durch den kapitalistischen Industria- 
lisierungstyp verursacht und schädigen 
vor allem die Dritte Welt. Die Verantwor- 
tung und die technisch-ökonomischen 
Potentiale für die Lösung der hierdurch 
verschärften weltweiten Probleme liegen 
bei den Industriestaaten. 

Bei den FCKWs sind die unmittelba- 
ren Verursacher (etwa zwei Dutzend Her- 
steller in acht Ländern) ausschließlich 
und die mittelbaren Nutznießer (die Ver- 
braucher) überwiegend in den Industrie- 
ländern konzentriert (ca. 80% des Welt- 


verbrauchs). Die Ernteschäden durch ver- - 


stärkte UV-B-Einstrahlung treffen aber 
vor allem die Ernährungsbasis der Dritten 
Welt. 

Am Treibhauseffekt offenbart sich ein 
besonders krasses Mißverhältnis von 
historischer Verursachung durch die rei- 
chen Industrieländer und Betroffenheit 
der Armsten in der Dritten Welt. 
Die Überschwemmungs-Katastrophen in 
China und Bangladesh (mit Hundertau- 
senden Toten) im Jahr 1991, vermitteln 
eine Vorahnung davon, daß die Existenz 
ganzer Völker und Staaten der Dritten 
Welt bedroht sein könnte. 

Mit Klimamodellen läßt sich heute - 
unter realistischen Annahmen für die 
übrigen Spurengas-Emissionen (FCKW; 
Methan; troposphärisches Ozon; Distick- 
stoffoxid) - errechnen, daß die Einhaltung 
einer Obergrenze für den Temperaturan- 
stieg von zusätzlich zwei Grad Celsius bis 
zum Jahr 2100 voraussetzt, daß nur noch 
ein maximales "Budget" von rd. 300 
Mrd.t Kohlenstoff (derzeit pro Jahr mehr 
als 5 Mrd.t) durch Verbrennung fossiler 
Energieträger in die Atmosphäre freige- 
setzt werden darf. Eine Weltkatastrophe 
wäre unvermeidbar, wenn jeder Bewoh- 
ner der Dritten Welt mit bisher rd.225 kg 
CO, pro Kopf das gleiche "Verschmut- 
zungsrecht" der Atmosphäre in Anspruch 
nehmen würde wie ein US-Amerikaner 


(oder Europäer) - also pro Kopf rd. fünf . 


Tonnen Kohlenstoff pro Jahr (ein 
Europäer ca. zweit) freisetzen würde. 


Dies macht schlaglichtartig deutlich: 


Eine wesentliche Ursache für die 
drohende Klimakatastrophe ist der 
steigende Energieverbrauch, 
Solange an der vorherrschenden 
Energiepolitik, dieaufeine Auswei- 
tung des Energieangebots abazielt, 
festgehalten wird, wird das Pro- 
blem nicht in den Griff zubekom- 
men sein. Stattdessen ist eine risiko- 
minimierende Energiepolitik 
vonnöten, die vor allem Effizienz- 
Steigerung und Dezentralisierung 
der Energieversorgung beinhaltet. 


Automatisierter Wald. Grafik: Grace Hertlein 


Ökologisch gesehen, sind die Industrie- 
länder bankrott, ihre "Verschmutzungs- 
rechte" der Atmosphäre sind aufge- 
braucht. Der Industrialisierungstyp des 
reichen Nordens ist nicht verallgemeine- 
rungsfähig. Eine unveränderte Energie- 
und Verkehrspolitik der Industrieländer - 
insbesondere der USA - nach dem Motto 
"weiter so" - würde bereits für die nächste 
Generation der Kinder in der Dritten Welt 
die Katastrophe vorprogrammieren. 


Politische Dimensionen von 
"Natur'"-Katastrophen 


Die politischen Dimensionen der dro- 
henden Klimakatastrophe werden bisher 
unterschätzt: Nicht nur mehr "Akzep- 
tanz" für die Atomenergie könnte hier- 
durch erpreßt werden. Maßnahmen zur 
Eindämmung und Anpassung an den 
Treibhauseffekt könnten undemokrati- 
sche Formen annehmen, die diejenigen 
eines "Atomstaats” noch in den Schatten 
stellen. 

Die räumliche Globalisierung der 
Umwelt-und Klimakrisen erhält in zahl- 
reichen Artikeln und Politikerreden 
immer mehr die ideologisch-politische 
Dimension einer "Volksgemeinschafts"- 
Politik im (weltweiten) Umweltschutz. 
Volksgemeinschaftsideologien hatten in 
Zeiten akuter Krisen schon immer Hoch- 
konjunktur. Der Verweis auf "unser aller 
Betroffenheit" und das zu sichernde 
angebliche "Gemeinwohl", diente den 
Tätern historisch stets zur Entwaffnung 


.des möglichen Widerstands der potentiel- 


len Opfer und zur ideologischen Herstel- 
lung von Opferbereitschaft. Die Vorbe- 
reitung auf Opfer und Anpassung an 
scheinbar unvermeidbare Umweltkata- 
strophen ist möglicherweise auch einer 
der Gründe dafür, daß der Treibhausef- 
fekt in der letzten Zeiteine derartige poli- 
tische Aufmerksamkeit erfährt. 

Die Gegenthese ist: Die heutigen und 
vor allem zukünftige "Natur"-Katastro- 
phen sind in der Regel (außer bei Vulkan- 
ausbrüchen und Erdbeben) anthropoge- 
nen Ursprungs. So komplex die Ursa- 
chen und Folgen auch sein mögen: Es exi- 
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stieren immer konkret identifizierbare 
Haupttäter (Verursacher) und Hauptleid- 
tragende. Jede (Natur-) Katastrophe hat 
eine spezifische soziale Verteilungswir- 
kung; in der Regel verschärft sie beste- 
hende Ungleichheiten und Ausbeutungs- 
verhältnisse. 

Je länger der notwendige ökologische 
und soziale Umbau der Industriegesell- 
schaften hinausgezögert wird, desto mehr 
wächst die Gefahr, daß autoritäre Anpas- 
sungsstrategien an die menschgemachten 
"Natur"-Katastrophen an Boden gewin- 
nen und die Krisenlasten auf die ohnehin 
Schwachen abgewälzt werden. Schon 
wird darüber diskutiert und entschieden, 
welche Temperaturerhöhung (aus der 
Sicht der ökonomisch Mächtigen) "tole- 
rierbar" ist und mit welcher Priorität eine 


Frühe Formen der Glühbirne unddes Glühfadens 


"Vermeidungs-", eine "Anpassungs" oder 
eine "aktive Lenkungsstrategie" verfolgt 
werden soll. 

Ein Artikel eines Experten aus dem 
Hause Siemens fordert z.B. als ersten 
nötigen Schritt: "Festlegen eines als tole- 
rierbar anzusehenden Limits durch eine 
anerkannte Expertengruppe". Es muß 
betont werden, daß es sich dabei - unter 
den heutigen machtpolitischen Konstel- 
lationen - um die autoritäre Verplanung 
der Existenz von Millionen von soge- 
nannten "Umweltflüchtlingen" handeln 
würde und daß mit der Festlegung auf 
‚eine angeblich "tolerierbare" weitere 
Temperaturerhöhung - über das ohnehin 
nicht mehr vermeidbare Maß hinaus - 
auch der Tod dieser Menschen still- 
schweigend in Kaufgenommen wird. 


Risiken streuen, kumulieren 
oder minimieren? 


Sowohl mit der friedlichen und nicht- 
friedlichen Nutzung der Atomenergie als 
auch mit dem anthropogenen Treibhaus- 
effekt sind unermeßliche und buchstäb- 
lich grenzenlose Risiken verbunden. 
Allein durch die durch das Reaktorun- 
glück ın Tschernobyl bedingten Nut- 
zungsausfälle in der Landwirtschaft ent- 
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stehen der Sowjetunion bis zum Jahr 2000 
Schäden in Höhe von 600 bis 900 Mrd 
DM (Iswestija, April 1989). Die 
monetären Schäden eines Super-Gaus im 
AKW Biblis (bei Frankfurt) werden auf 
mindestens 4000 Mrd. DM geschätzt; 4,8 
Mio. Menschen würden an Krebs erkran- 
ken. Selbst wenn die Eintrittswahrschein- 
lichkeit einer solchen Katastrophe mini- 
mal wäre: Welcher Politiker oder Indu- 
striemanager kann eine derartige mögli- 
che Gefährdung von Mensch und Natur 
wirklich verantworten? 

Wer trotz Tschernobyl fordert, die 
Atomenergie im Lichte der Klimaproble- 
matik "neu zu bewerten", plädiert letzt- 
lich dafür, einem lebensbedrohenden 
Risiko ein anderes hinzuzusetzen. Aber 
nicht Risikostreuung, sondern eine Ener- 


giestrategie der Risikominimierung ist 
notwendig und (noch) möglich. 

Ein drittes, globales Risiko, das durch 
die gegenwärtige Energiepolitik hervor- 
gerufen wird, ist durch den Golfkrieg 
offensichtlich geworden: die Zuspitzung 
der geostrategischen Verteilungskämpfe 
um knappe Ressourcen. Der Krieg mit 
dem Irak warauchein Feld-und Kreuzzug 
derReichen für "ihr" Öl, und dieses High- 
Tech-Massaker wird - wenn die Indu- 
strieländer ihren Kurs nicht in Richtung 
"dauerhafte Entwicklung" ("sustainabili- 
ty") auch für die Dritte Welt ändern - als 
Vorbote einer wachsenden Konfrontation 
zwischen dem reichen Norden und dem 
armen Süden gesehen werden müssen. 

Energierisiken nicht kumulieren zu 
lassen, sondern zu minimieren, erfordert 
eine rasche Wende in der Energiepolitik 
hin zu einer forcierten rationellen Ener- 
gienutzung. 

Durch immer aufwendigeren, riskan- 
teren und großtechnischen Ausbau des 
Energieangebots (vom Wasserstoff bis 
zur Kernfusion) ist der Energiehunger der 
industrialiserten Länder, sind die Welten- 
ergieprobleme nicht zu lösen. "Business 
as usual" kann die Katastrophe nicht auf- 
halten. Die Zeit wohlfeiler Lippenbe- 
kenntnisse für Energiesparen in den Indu- 
strieländern ist vorbei: Das Umsteuern 
auf den "sanften" nutzungsorientierten 


Energiepfad - die planmäßige und über- 
prüfbare Reduzierung des Einsatzes 
nichterneuerbarer Energieträger (bzw. 
der CO,-Emissionen) in den nächsten 
drei Jahrzehnten um durchschnittlich 
etwa zwei % pro Jahr - müssen auf die 
Tagesordnung. 


Das Primat der Energiepolitik 
gegenüber der 'Ware Energie' 


Entscheidende Voraussetzung dieser 
risikominimierenden Strategie ist das Pri- 
mat der Energiepolitik gegenüber dem 
bisher schrankenlosen Geschäft mit der 
"Ware Energie" durchzusetzen. Dieses 
Geschäft stellt sich verharmlosend als 
(Energie)-"Versorgung" dar, obwohl die 
mit den Energieumsätzen verbundenen 
gesellschaftlichen und ökologischen 
Schäden durch Atom- und Kohlestrom 
bereits höher geschätzt werden als die 
Erzeugungskosten pro Kilowattstunde. 

Die heute noch vorherrschende Ener- 
gie-und Unternehmenspolitik ist "ange- 
botsorientiert", d.h. die Energieprobleme 
werden aus der Verkäuferperspektive - 
durch Ausweitung und Diversifizierung 
des Energieangebots-"gelöst". Dies führt 
zu einer Kumulierung von Risiken. 

Die bei der letzten Weltenergiekonfe- 
renz (1989) versammelten Energiemana- 
ger lieferten hierfür erneut den Beleg: 
Nach ihren Szenarien steigen die CO;- 
Emissionen bis zum Jahr 2020 um bis zu 
70%, trotz einer Ausweitung der Atom- 
energie auf nahezu das Dreifache. 

1987 lag der Welt-Primärenergiever- 
brauch bei etwa 10,4 TW'. Die Bandbrei- 
te der Welt-Szenario-Schätzungen für das 
Jahr 2030 liegt zwischen 35 TW und 5 
TW (Effizienzszenario von Lovins u.a. 
ohne Atomenergie). Technisch "mach- 
bar" sind beide Modelle, obwohl sıe sich 
im prognostizierten Energieverbrauch - 
bei etwa gleichen wirtschaftlich-demo- 
graphischen Basisannahmen - um den 
Faktor sieben unterscheiden! 

Hieran zeigt sich: Der maßlose 
Zuwachs des Energieverbrauchs ist der 
entscheidende risikokumulierende Fak- 
tor. Ohne eine drastische Reduktion des 
Energieverbrauchs durch die technisch 
mögliche "Effizienzrevolution" (A. 
Lovins) können die globalen Energierisi- 
ken nicht gleichzeitig abgebaut werden. 
Vor allem zeigt sich: Mehr oder weniger 
Energieverbrauch ist Kein Schicksal, son- 
dern politische Entscheidung: Nicht 
immer mehr Kilowattstunden, sondern 
steigende Energiedienstleistungen (z.B. 
warme Wohnungen, Kühlung. motori- 
sche Kraft) mit immer geringerem Ein- 
satz nicht erneuerbarer Energie, lautet die 
technische Herausforderung für eine 
zukünftige Entwicklung. Eine Halbie- 
rung des Pro-Kopf-Energieverbrauchs in 
den Industrieländern - ohne eine Einbuße 
an Lebensstandard - ist technisch und 
wirtschaftlich möglich und absolute Not- 


wendigkeit für eine weltweite Klima- 
schutzpolitik. 

Der umfangreiche Bericht der Enquete 
-Kommission des deutschen Bundesta- 
ges " Vorsorge zum Schutz der Erdatmos- 
phäre" und Untersuchungen des Öko- 
Instituts belegen, daß - trotz eines weiter- 
hin unterstellten Wirtschaftswachstums - 
eine Reduktion des Energieeinsatzes 
sowie durch den verstärkten Einsatz rege- 
nerativer Energiequellen eine Reduktion 
der CO,-Emissionen um über 30% in der 
Bundesrepublik bis zum Jahr 2005 
erreicht werden kann. Hierzu bedarf es 
allerdings des entsprechenden politi- 
schen Willens zur Umsetzung. 


Zu arm zum Energiesparen? 


Der entwicklungsbedingt steigende 
Bedarf an Energiedienstleistungen muß 
in der Dritten Welt durch den Einsatz 
modernster, angepaßter Energietechno- 
logie und -planung und durch weitgehen- 
de Ausnutzung der örtlichen erneuerba- 
ren Energiequellen befriedigt werden. 
DieLebensstile, Investitions- und Kons- 
sumgewohnheiten der herrschenden 
Klassen und Schichten in der Dritten Welt 
sind bisher durch die reichen Industrie- 
länder geprägt. Die Dritte Welt kann sich 
jedoch diesen aus den Industrieländern 
importierten verschwenderischen Um- 
gang mit Energie buchstäblich nichtmehr 
leisten. Die Effizienzrevolution wird hier 
zur Überlebensfrage. Es trifft nicht zu, 
daß die Dritte Welt zu arm zum Energie- 
sparen ist. Wegen der "dualen" Wirt- 
schafts-und Sozialstruktur gilt (verein- 
facht), daß kurz- und mittelfristig im 
"modernen" Sektor und bei den herr- 
schenden Eliten viel von dem eingespart 
werden kann, was ım "tradionellen Sek- 
tor" an kommerziellem Energiebedarf 
zuwächst. 

Vor allem können die Energiezuwäch- 
se pro Kopf auf jeder Entwicklungsstufe 
von vornherein begrenzt und die energie- 
expansiven Stufen des kapitalistischen 
Industrialisierungstyps übersprungen 
werden (sog. "Leap-Frogging"), wenn 
bei allen zukünftigen Investitionszyklen 
in der Dritten Welt jeweils die effiziente- 
sten und an die Entwicklungsbedingun- 
gen der Dritten Welt angepaßten Nut- 
zungtechniken eingesetzt werden. 

Wie groß die Energieeinsparmöglich- 
keiten auch in den Ländern der Dritten 
Welt sind, soll am Beispiel Indiens 
gezeigt werden. 

Die indische Wirtschaft ist zwischen 
1970 und 1988 gemessen am Bruttoin- 
landsprodukt um 117% gewachsen. Der 
kommerzielle Endenergieverbrauch hin- 
gegen stieg mit 139% deutlich schneller. 
Dadurch eine Erhöhung des Stromanteils 
am Endenergieverbrauch die Umwand- 
lungsverluste überproportional gewach- 
sen sind, wuchs der Verbrauch an kom- 
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merzieller Primärenergie sogar um 
187%. Während die Energieintensität 
(Verhältnis von Energieeinsatz zu Brut- 
toinlandsprodukt) in der Bundesrepublik 
in diesem Zeitraum um rund 30% zurück- 
ging, ist die Energieintensität in Indien 
deutlich gestiegen. 

Rationelle Energienutzung hat für die 
indische Wirtschafts- und Energiepolitik 
bisher keine Priorität gehabt: die Stahl- 
werke Indiens liegen beispielsweise mit 
ihrem spezifischen Energieverbrauch um 
83% über dem deutschen und um 57% 
über dem Standard US-amerikanischer 
Stahlwerke. Die indische Zementindu- 
strie benötigt pro Tonne Zement rund 2,4 
mal soviel Energie wie die deutschen 
Zementhersteller. Der US-amerikanische 
Durchschnittswert wirdum 110% und der 
Weltdurchschnitt um 30% überschritten. 

Ein wesentlicher Grund für diese Inef- 
fizienz ist sicherlich die indische Preispo- 
litik, die Preise für Kohle und Strom sub- 
ventioniert und somit einer rationellen 
Energienutzung entgegenwirkt. Nach 
Angaben von Bowonder müßten die 
Strompreise um etwa 40% steigen, wenn 
für den Kohleeinsatz Weltmarktpreise 
zugrundegelegt werden und die Erzeu- 
gungskosten gedeckt werden sollten. 

Doch Indien ist zu arm, um diesen Weg 
längerfristig weiter beschreiten zu kön- 
nen: Bei einem unterstellten Wirtschafts- 
wachstum von 5% bis zum Jahr 2005 und 
einer Konstanz der Energieelastiziät bei 


1.45 (der Faktor, um den der Energiever- 
brauch gemessen.am gesamtwirtschaftli- 
chen Wachstum ansteigt), würde der 
kommerzielle Primärenergieverbrauch 
Indiens gegenüber dem Niveau von 1986 
um insgesamt rund 265% ansteigen. Die 
hierzu notwendigen Investitionen und 
Ausgaben wird die indische Wirtschaft 
nicht aufbringen können. 

Daß es auch in Indien Alternativen zu 
einer angebotsorientierten Energiever- 
sorgung gibt, hat bereits 1983 der "Natio- 
nal Productivity Council" festgestellt, der 
im Industriesektor ein Einsparpotential 
vonrund 25% des Energieeinsatzes doku- 
mentierte. Für das hierfür notwendige 
Maßnahmenpaket wurde damals ein 
Investitionsbedarf von 36 Mrd. Rupien 
ermittelt. Um die eingesparte Energie 
zusätzlich bereitzustellen, hätten hinge- 
gen 58 Mrd. Rupien investiert werden 
müssen. Zudem hätten die Einsparinve- 
stitionen zu einer Energiekostensenkung 
von 19 Milliarden Rupien pro Jahr 
geführt. 

Doch rationelle Energienutzung darf 
sich nicht nur auf die Länder der Dritten 
Welt konzentrieren. Die Bundesrepublik 
und auch andere Industrieländer expor- 
tieren mitihren Technologien und Verhal- 
tensmustern auch ihr System der Energie- 
verschwendung in die Dritte Welt. Die 
Bundesrepublik hat im Jahr 1989 Waren 
im Wert von 549 Millarden DM expor- 
tiert. Davon gingen 62 Mrd. DM in die 
Länder der Dritten Welt: Autos Investiti- 
onsgüter, Produktionsanlagen, Haus- 
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Windgenerator, Alternative zu 
fossilen Brennstoffen 


haltsgeräte, also Güter, deren Anwen- 
dung Energie benötigt. 

Etwadie Hälfte des Exports in die Drit- 
te Weltentfallen auf diese Güter, undes ist 
unmittelbar einsehbar, daß der Energie- 
verbrauch dieser Güter ganz wesentlich 
den Energiebedarf der Dritte-Welt-Län- 
der mitbestimmt. Je schneller und gründ- 
licher die Einspartechnologien in den 
Industrieländern zur Anwendung gelan- 
gen, desto eher werden die Energierech- 
nungen der Dritte-Welt-Länder entlastet 
werden. Wesentlich ist dabei: Ohne eine 
globale Schuldenentlastung, ohne Ent- 
schädigungszahlungen für den Verzicht 
auf zerstörerischen Natur-und Ressour- 
cenverzehr nach unserem Vorbild und 
ohne einen Technologie- und Wis- 
senstransfer für die Dritte Welt wird der 
Nachholbedarf und Energiehunger des 
armen Südens auch für den reichen Nor- 
den katastrophale Folgen haben. 


Atomenergie als 
Innovationsblockade 


Die durch Atomenergie "vermiede- 
nen" CO,-Emissionen werden als ein auf 
den ersten Blick plausibles Argument für 
die Atomenergie angeführt. So plädiert 
nun auch der Club of Rome in seinem 
Jüngsten Bericht für ein Offenhalten der 
"nuklearen Option": "Wie es aussieht, 
müssen wir uns in den kommenden Jahr- 
zehnten auf eine kritische Situation 
gefaßt machen, falls uns die Gefahren der 
Erderwärmung zwingen sollten, den Ver- 
brauch fossiler Brennstoffe zu reduzie- 
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ren, gleichzeitig aber keine Alternativen 
in Sicht sind. Unter solchen Umständen 
könnte die Kernspaltung die einzige 
Möglichkeit sein, die Situation wenig- 
stens teilweise zu entschärfen. Viele von 
uns betrachten die Verbreitung von 
Atomkraftwerken seit langem mit Skep- 
sis. Zu offensichtlich sind die Gefahren, 
die von den Atomkraftwerken und von 
der Lagerung des Atommülls ausgehen. 
Heute jedoch räumen wir widerwillig ein, 
daß die Verbrennung von Kohle und Ol 
aufgrund des dabei enstehenden Kohlen- 
dioxids für die Gesellschaft wahrschein- 
lich noch gefährlicher ist als die Atom- 
kraft. Darum gibtes triftige Gründe dafür, 
die nukleare Option offenzuhalten und 
schnelle Brüter zu entwickeln." 

Der Club of Rome zieht jedoch diese 
von der Atomlobby mit Freuden aufge- 
griffene Aussage selbst in Zweifel: 
"Allerdings müssen wir darauf hinwei- 
sen, daß die Wahl dieser Option nur eine 
Teillösung bringt. In der kurzen Zeit, die 
uns noch bleibt, um den CO,-Gehalt zu 
reduzieren, dürfte es nahezu unmöglich 
sein, die notwendigen Anstrengungen für 
den Bau einer ausreichenden Zahl von 
Atomkraftwerken zu unternehmen und 
das erforderliche Kapital zu beschaffen." 

Der beispiellose Kapitalaufwand zur 
Durchsetzung der Atomenergie (in der 
Bundesrepublik: Etwa 38 Mrd. DM aus 
öffentlichen Mitteln, 57 Mrd. Kapitalauf- 
wand für den Bau von Atomkraftwerken, 
20 Mrd. für Atomrmuinen wie dem 
"Schnellen Brüter" und ungezählte Milli- 
arden für den Brennstoffzyklus) steht in 
einem krassen Mißverhältnis zu ihrer 
marginalen klimastablisierenden Rolle : 
Der Anteil der Atomenergie an der End- 
energie betrug 1987 weltweit nur etwas 
mehr als 2% (Primärenergieanteil: 5,2 
%,Stromanteiletwa 16%) und ın der Bun- 
desrepublik etwa 5,3% (Primärenergie- 
anteil rd. 10,9%; Stromanteil 31.2%); 
selbst wenn in allen Ländern der Atom- 
stromanteil an der Stromerzeugung nach 
französischem Beispiel aufrd. 70% ange- 
hoben werden könnte (eine auch in öko- 
nomischer Hinsicht absurde Strategie für 
die Dritte Welt), könnten damit - bei 
einem Stromanteil an der Endenergie von 
rd. 17% - nur rd. 25% des Primärenergie- 
verbrauchs nuklear gedeckt werden. Dies 
zeigt, daß die Diskussion über eine Aus- 
weitung von Atomstrom als CO,-Reduk- 
tionsmaßnahme immer am Hauptpro- 
blem vorbeigeht -nämlich wie der weit 
überwiegende nicht stromspezifische 
Endenergiebedarf eingespart oder CO,- 
freier erzeugt werden kann. 

Aber noch gravierender ist: Der Aus- 
stieg aus der Atomenergie ist nicht nur 
wegen der unvermeidbaren und auf Dau- 
er niemals mehrheitsfähigen Risiken der 
Atomenergie notwendig. Auch die syste- 
mischen Hemmnisse für eine Klimasta- 
bilisierungspolitik bei unverändertem 
Atomstromangebot sprechen dafür: Die 
ökonomische Logik und die Entwick- 
lungsdynamik eines atomaren Großkraft- 
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werkssystems wirken als Investitions- 
und Innovationsblockade: Die Funk- 
tionsprinzipien eines Groß-Kraftwerks- 
und Verbundsystems mit Atomenergie 
sind für das gesamte - zumindest für das 
leitungsgebundene - Energiesystem 
strukturprägend. Dies betrifft z.B. die 
Einsatzchancen von rationellerer Strom- 
nutzung und die Kraft-Wärme-Koppe- 
lung und Regenerativen direkt. Über die 
stromseitig beeinflußte Nah-und Fern- 
wärme-Politik werden indirekt aber auch 
der Marktanteil von Ol, Gas und Solar- 
wärme sowie die Einsatzchancen ratio- 
nellerer Wärmenutzung mitbestimmt 
(nicht zuletzt auch über die Prioriäten in 
der Forschungspolitik). Eine Strategie 
mit Vorrang für Effizienzsteigerung und 
der notwendig dezentrale Einstieg in die 
Sonnenenergie-Wirtschaft stehen daher 
im Widerspruch zu den technischen und 
wirtschaftlichen Systemzwängen eines 
Großkraftwerks-und Verbundsystem auf 
der Basis von Atomenergie. 


Vorreiter einer 
"Noregret’'-Politik 


Damit eine globale Klimaschutzpolitik 
zustande kommt, z.B durch die dringend 
notwendige Verabschiedung einer "Kon- 
vention zum Schutz der Erdatmosphäre 
und zur Sicherung einer dauerhaften Ent- 
wickung", sind exemplarische nationale 
Vorreiterrollen für eine risikominimie- 
rende Energiestrategie unverzichtbar; 
deren Demonstrationseffekt würde un- 
zählige internationale Konferenzen er- 
setzen. 

Durch verschiedene Studien wird 
zunehmend bestätigt, daß eine risikomi- 
nimierende Klimaschutzpolitik zumin- 
dest auf lange Sicht und aus volkswirt- 
schaftlicher Perspektive eine "Politik 
ohne Bedauern" ("No regret policy" d.h. 
eine Politik, die auch aus anderen Grün- 
den ohnehin durchgeführt werden sollte) 
darstellt. So hat z.B. die Generaldirektion 
XI der Europäischen Gemeinschaft in 
einer "Draft Communication" unter der 
Überschrift "A no regret strategy" festge- 
stellt: "Verbesserte Energieeffizienz und 
Energiesparen sind folglich eine höchst 
attraktive Option für die Europäische 
Gemeinschaft...Die Reduktion von CO,- 
Emissionen... senkt gleichzeitig die 
Emissionen anderer gasförmiger, flüssi- 
ger und fester Schadstoffe und minimiert 
in vielen Fällen andere Umweltprobleme 
(z.B. Lärm und Landnutzung). Der öko- 
nomische Nutzen sollte nicht unter- 
schätzt werden, daz.B. allein der Schaden 
an den europäischen Wäldern durch sau- 
ren Regen nach IIASA auf etwa 30 Mrd. 
Dollar pro Jahr geschätzt wird". 

Im Gegensatz zu der nur noch als kri- 
minell zu bezeichnenden Energiepolitik 
der Bush-Administration ist z.B. die 
Energie-und Umweltpolitik in einigen 
Bundesstaaten und von Versorgungsun- 
ternehmen der USA sehr ermutigend. So 


berichtet z.B. die New York Times vom 
21.5.1991:" Die Southern Califormia 
Edison Company (SCE) und das kom- 
munale _Energieversorgungsunterneh- 
men (EVU), das Los Angeles versorgt, 
haben beschlossen ihre CO,-Emissionen 
in den nächsten 20 Jahren um 20% zu sen- 
ken...Die Unternehmen, die ersten ameri- 
kanischen EVU mit einer derartigen 
Ankündigung, sagten, daß diese Redukti- 
on vor allem durch verbesserte Effizienz 
der Stromnutzung bei Beleuchtung, Küh- 
lung, Heizung und anderen Verwen- 
dungsformen erreicht würde. Weitere 
Reduktionen resultierten aus moderni- 
sierten Gaskraftwerken und aus dem 
Ankauf von mehr Energie aus Wind, 
Solarenergie und Geothermik". Der 
Chairman vonSCE wird damit zitiert, daß 
diese Reduktionen auf einer "No regret 
policy" basierten: "Zu einer effizienteren 
Nutzung von Elektrizität zu ermuntern ist 
generell billiger als neue Kraftwerke zu 
bauen" (eigene Übersetzung). 

Unser Fazit ist daher: Wir wissen 
genug, um jetzt zu handeln. Das Risiko, 
das Falsche zu tun, ist gering gegenüber 
dem des Nichtstuns. Was zur Verhütung 
der Klimakatastrophe getan werden muß, 
sollte zumeist ohnehin geschehen und 
bedeutet aus gesellschaftlicher Sicht kein 
Opfer, sondern eine vielleicht letzte histo- 
rische Chance. 

Peter Hennicke, 
Dieter Seifried 
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Es gibt eine praktikable Alternative 
zur expansiven Energiestrategie: 
Die Energiequelle Energiesparen. 
Lösen wir die Probleme hier, um 
die wirtschaftliche Entwicklung der 
Dritten Welt zu fördern. 


U 0000 


Eine immense Steigerung der inter- 
nationalen Hilfe wird von vielen als 
ein wesentlicher Teil einer Strategie 
im Umgang mit dem befürchteten 
Treibhauseffekt angesehen. Diese 
Meinung ignoriert jedoch die Hin- 
terlassenschaft bisheriger Entwick- 
Iungshilfe: Neokolonialismus, Ver- 
schuldung, Abhängigkeit, Korrup- 
tion und Fehlentwicklung. Die 
Geschichte des Transfers westlicher 
Technologie in die Dritte Welt prä- 
sentiertsich kaum weniger düster. 
Die Betonung der Notwendigkeit 
eines Transfers von Technologie 
und Geld in die Dritte Welt ver- 
schleiert zudem, wie dringend not- 
wenigein radikaler Wandel der 
Konsumgewohnheiten der Indu- 
striestaaten sowie globaler ökono- 
mischer und politischer Strukturen 
ist. 


ie Entwicklungsländer haben in 
D* Tat den Ressourcentransfer 

von Nord nach Süd als Grundbe- 
dingung für ihre Beteiligung an einer 
internätionalen Klimakonvention ge- 
nannt. Auch zahlreiche NGOs weisen 
immer wieder auf die Notwendigkeit 
erheblicher Geldmittel für die Dritte Welt 
hin. Das Centre for Science and Environ- 
ment in Neu-Dheli beispielsweise schlug 
ein System vor, in dem die Industrienatio- 
nen mit dem höchsten Ausstoß an Klima- 
gasen jährlich eine Summe von 100 Milli- 
arden US-Dollar an den Rest der Welt 
bezahlen müßten. Eine ähnliche Summe 
nennt auch Michael Grubb, Energiefor- 
scher am britischen Royal Institute for 
International Affairs:"Ressourcentrans- 
fer muß ein wesentliches Element jeder 
Strategie zur Verminderung des Treib- 
hauseffektes sein...um eine effizientere 
Infrastruktur sowie die Entwicklung 
nicht-fossiler Energiequellen zu finanzie- 
ren..."' 1988 forderte das Washingtoner 
Worldwatch Institute einen Fonds von 28 
Milliarden Dollar um "massive Investi- 
tionen in die Energieeffizienz und die 
Wiederaufforstung in Entwicklungslän- 


dern" zu finanzieren, und unlängst befür- 
wortete auch Greenpeace einen 30 Milli- 
arden-Dollar-Fonds, um die Entwicklung 
erneuerbarer Energieformen in Entwick- 
lungsländern zu fördern. 


Allheilmittel Geld? 


Angesichts des weitreichenden Kon- 
senses wäre es politisch wie ökonomisch 
wohl kein größeres Problem, einen 
irgendwie gearteten Klimafonds zur 
Finanzierung notwendiger Maßnahmen 
in Entwicklungsländern zu gründen. Weit 
schwieriger wärees, das Geld aufeine Art 
und Weise auszugeben, die tatsächlich die 
CO,-Emmissionen senken und nicht 
internationale wie nationale Ungleich- 
heiten verschärfen würde. 

Viele, die in entwicklungs- und 
umweltpolitischen Zusammenhängen ar- 
beiten, sind sich der katastrophalen 
Bilanz der Entwicklungshilfe bewußt. 
Bei vielen ist aber immer noch die Mei- 
nung anzutreffen, diese Probleme könn- 
ten mitein wenig mehr Sorgfalt und einer 
verstärkten Beteiligung von NGOs weg- 
gewischt werden. Solange aber die 
gegenwärtigen ökonomischen und politi- 
schen Machtstrukturen bestehen bleiben, 
gibt es nur geringe Hoffnung, daß ein 
massiver Fluß von neuer Hilfe in die Drit- 
te Welt andere Auswirkungen als eine 
Verschärfung der Lage der Armen haben 
könnte. 


Wer soll die 
Mittel kontrollieren? 


Die Frage der Kontrolle über einen 
neuen Klimafonds war Gegenstand hefti- 
ger Diskussionen in internationalen Ver- 
handlungen. Dabei favorisieren die mei- 
sten Industrienationen die Verwaltung 
neuer Mittel durch bereits existierende 
Institutionen, hier vor allem die Global 
Environmental Facility (GEF).’ Die GEF, 
1990 von der Weltbank in Zusammenar- 
beit mit dem Entwicklungs- und Umwelt- 


programm der Vereinten Nationen 
(UNEP und UNDP) gegründet, zog schon 
bald die Kritik von Umweltschützern auf 
sich, die an die Geberländer appellierten, 
die Finanzierung der GEF einzustellen, 
solange diese nicht in ausreichendem 
Maße die Bedürfnisse lokaler Gemein- 
schaften respektiere und fördere. 

Angesichts der harschen Behandlung, 
die sie durch Weltbank und IWF erfahren 
mußten, istes nicht weiter verwunderlich, 
daß sich die Entwicklungsländer vehe- 
ment gegen eine Kontrolle neuer Fonds 
durch diese Institutionen wehren. Die 
G77, eineGruppe von 127 Entwicklungs- 
ländern favorisiert den Aufbau einer neu- 
en Institution zur Kontrolle des Klima- 
fonds, die auf der Basis einer gleichbe- 
rechtigten Repräsentation von Entwick- 
lungs- und Industrieländern aufgebaut 
sein und den leichten Zugang zu den Mit- 
teln für Entwicklungsländer sichern soll- 
te. 

Doch wird sich jede neue Institution 
innerhalb der existierenden politischen 
und ökonomischen Strukturen kaum von 
den gegenwärtigen Institutionen unter- 
scheiden können. Ihr Personal würde sich 
aus Bankern, Ökonomen und 'Entwick- 
lungsexperten' schon bestehender Agen- 
turen zusammensetzen. Diese Leute wür- 
den dieselben Werte, Ansichten und 
Theorien vertreten und würden mit den- 
selben Regierungsbeamten und Ge- 
schäftsleuten zu verhandeln haben. 
Zudem müßten auch die Mittel eines neu- 
en Fonds über die existierenden Durch- 
führungsorganisationen wie etwa FAO 
oder UNDP (UN-Entwicklungspro- 
gramm) laufen, deren Politik und Praxis 
immer wieder von Umwelt- oder ent- 
wicklungspolitischen Gruppen kritisiert 
wird. 

Die Fehler multilateraler Entwick- 
lungsagenturen sind ein Produkt des 
internationalen Systems, in dem sie ope- 
rieren. Die Erfahrungen von Umwelt- 
schützern aus den diversen Kampagnen 
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zeigen, daß diese Institutionen ohne Ver- 
änderungen der internationalen Struktu- 
ren weitestgehend unreformierbar blei- 
ben. Es wäre naiv zu glauben, sie würden 
ihre Praxis nur deswegen ändern, weil 
ihnen Mittel zur Abwendung der Klima- 
katastrophe zur Verfügung gestellt wer- 
den. 

Die Chance ist nur gering, daß das 
Geld aus solchen Fonds auf längere Sicht 
der Dritten Weltnützen und die Erderwär- 
mung bremsen könnte. Auch die Eliten in 
der Dritten Welt, die einen leichteren 
Zugang zu den Mitteln verlangen, unter- 
scheiden sich in ihrer Ansicht kaum von 
ihren Verhandlungspartnern in den rei- 
chen Nationen. Sie haben nur das Gefühl, 
keinen fairen Anteil an den Segnungen 
des industriellen Wachstums zu erhalten. 


Der größte Fehler 


Das Geld aus den Klimafonds ist im 
wesentlichen vorgesehen für den Trans- 
fer "ökologisch-verträglicher" Technolo- 
gie aus der Ersten in die Dritte Welt. Im 
Kontext internationaler Verhandlungen 
stellt sich der Technologietransfer als 
schlichte Verschiffung von Maschinen 
und "know-how" in die Dritte Welt dar. 
Die einzigen Probleme, die sich dabei 
stellen, scheinen einerseits die Finanzie- 
rung und andererseits die Patentfrage zu 
sein. 

Der gegenwärtige Enthusiasmus von 
Regierungen und NGOs in Süd und Nord 
bezüglich Technologietransfer hat inter- 
essante historische Parallelen. Schon in 
den späten 50er und frühen 60er Jahren 
waren von westlicher Wissenschaft und 
Technologie entscheidende Impulse für 
den Kampf gegen Armut, Hunger und 
Krankheit erwartet worden. 

Die desillusionierenden Erfahrungen 
führten dann in den 70er Jahren zu dem 
Konzept sogenannter "angepaßter Tech- 
nologie". Es wird heute kaum wahrge- 
nommen, wie klar sich internationale 
Entwicklungsagenturen dieses Konzept 
zu eigen gemacht haben. 1976 stellte ein 
Weltbank-Bericht fest,"daß die Unter- 
stützung der Bank für angepaßte Techno- 
logie längerfristig gesehen einen wesent- 
lichen Beitrag zur Effektivität der Tech- 
nologie in Entwicklungsländern leisten 
wird."* Im selben Jahr stellte ein OECD- 
Berichtfest:" ...ineinigen wenigen Jahren 
wird sich der Konsument angepaßter 
Technologie in einer Art Supermarkt 
befinden, mit Dutzenden verschiedener 
Werkzeuge und Technologien für alle sei- 
ne Bedürfnisse." ® 

Natürlich hatte "der Konsument" bei 
der Entscheidung, was denn nun "ange- 
paßt" für ihn sei, wenig zu sagen. Diese 
Entscheidungen wurden in den Büros 
der _Entwicklungshilfeorganisationen 
und -ministerien von Leuten getroffen, 
deren Leben von moderner westlicher 
Technologie bestimmt wird und die nur 
wenig von den Wünschen und sozialen 
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Berlin Witte 


Erst mal vor der eigenen Haustür kehren. Aus: Forum Wissenschaft 4/91 


Beziehungen der Landbevölkerung in 
Entwicklungsländern wissen. Das Ergeb- 
nis war, in den Worten des ehemaligen 
Direktors der kanadischen Hilfsorganisa- 
tion CUSO, Ian Smillies," daß die Dritte 
Welt überschwemmt wurde mit Wind- 
mühlen, die nicht liefen, mit Solaranla- 
gen, die nicht heizten und Biogasanlagen, 
die schon vor ihrer Inbetriebnahme kaum 
mehr als heiße Luft waren." 

Wie schon andere groß angekündigte 
Konzepte - ländliche Entwicklung, 
Armutsbekämpfung, Grundbedürfnisbe- 
friedigung, Frauenförderung - wurde 
auch das Konzept der angepaßten Tech- 
nologie von den großen Entwicklungsor- 
ganisationen durchgekaut und wieder 
ausgespuckt. Von den ursprünglichen 
Zielen blieb dabei nicht viel übrig. Es ist 
nicht zu sehen, warum das Schicksal der 
Klimafonds ein anderes sein sollte. 


Das trojanische Pferd 


Ein weiteres weitverbreitetes Fehlur- 
teil über die Rolle des Technologietrans- 
fers ist, daß er sozial "neutral" sei. Dabei 
ist westliche Technologie in der Dritten 
Welt oft ein trojanisches Pferd westlicher 
Ökonomie, westlicher Werteund Lebens- 
formen. Wolfgang Sachs veranschaulicht 
diesen Prozeß an dem Beispiel eines sim- 
plen Elektromixers: "Brummend und 
leicht vibrierend macht er blitzschnell 
Saft aus harten Früchten. Ein wundervol- 
les Werkzeug! So scheint es. Aber ein 


kurzer Blick auf das Kabel und die Steck- 
dose zeigt uns, daß das, was wir vor uns 
haben, der häusliche Stützpunkt eines 
nationalen, ja sogar weltweiten Systems 
ist. Die Elektrizität wird über ein Netz- 
werk von Kabeln und Überland-Leitun- 
gen eingespeist, die wiederum von Kraft- 
werken gefüttert werden, die ihrerseits 
abhängig sind von Wasserdruck, Pipeli- 
nes oder Tankerladungen, die wiederum 
Dämme, Olplattformen oder Bohrtürme 
in entfernten Wüsten benötigen. Die 
ganze Kette garantiert nur dann eine 
angemessene und prompte Lieferung, 
wenn jedes seiner Teile mit einer Armee 
von Ingenieuren, Planern und Finanzex- 
perten ausgerüstet ist, die ihrerseits von 
Verwaltungen, Universitäten, ja ganzen 
Industriezweigen (und manchmal gar 
vom Militär) geboren werden. 

Wer immer einen Schalter betätigt, 
bedient keinbloßes Werkzeug. Er oder sie 
wird Teil einer Kette funktionierender 
Systeme. Zwischen dem Gebrauch einfa- 
cher Technik und modernem Gerät liegt 
die Umstrukturierung einer ganzen 
Gesellschaft." 

Ein massiver Fluß von westlichem 
Geldin effiziente Technologie und erneu- 
erbare Energie birgt zudem die Gefahr 
einer verstärkten technologischen Ab- 
hängigkeit des Südens vom Norden. Die- 
se Abhängigkeit könnte einer der Gründe 
sein, warum sich Regierungen der Indu- 
striestaaten so sehr für einen Technolo- 
gietransfer einsetzen, denn sie garantiert 
Absatzmärkte. Nicht auszuschließen 


wäre auch, daß die Menschen in der Drit- 
ten Welt als Versuchskaninchen für noch 
nicht getestete westliche Technologien 
mißbraucht würden. 

Ausdrücke wie "umweltfreundlich” 
oder "angepaßt" sind ausgesprochen rela- 
tiv; ihre Bedeutung hängt immer von dem 
ab, der sie gebraucht. Die Atomindustrie 
beispielsweise behauptet, ihre Kraftwer- 
ke seien eine "angepaßte” Technologie- 
form, um die CO,- Emissionen zu redu- 
zieren, und es ist zu erwarten, daß die 
Atomindustrie alles versuchen wird, 
einen Teil der zu verteilenden Mittel für 
sich zu beanspruchen. Ebenso könnten 
die Befürworter großer Staudämme ver- 
sucht sein, sich einen Teil des Kuchens zu 
sichern. 


Grüne Konditionalität 


Alle Vorschläge, die Mittelvergabe auf 
Staaten mit einer "geprüften" Umweltpo- 
litik zu beschränken, werden von vielen 
Regierungen in der Dritten Welt vehe- 
ment zurückgewiesen. Dies ist, ange- 
sichts bisheriger Erfahrungen mit frem- 
der "Hilfe" auch nicht ganz unverständ- 
lich. Jedenfalls würden sich Gläubiger 


selbst belügen, wenn sie glaubten, sie - 


könnten den Gebrauch ihres Kapitals 
wirksam kontrollieren. Jegliche Kondi- 
tion von Außenstehenden, die die Bedin- 
gungen in dem betreffenden Land kaum 
kennen, schaden in der Regel mehr als 
daß sie nützten. 

Eine strikte Konditionierung der Mit- 
tel aus einem Klimafonds würde die Mit- 
telvergabe sehr erschweren. Dabei haben 
schon jetzt nahezu alle Entwicklungs- 
hilfeorganisationen ein "Vergabepro- 
blem"- sie finden längst nicht genügend 
attraktive Projekte, für die sie ihr Geld 
auch sinnvoll ausgeben könnten. 

.. Es ist ein deutlicher Hinweis auf die 
Überlegenheit der Industriestaaten in 
internationalen Gesprächen, daß so weni- 
gen Beobachten die Ironie der Situation 
auffällt, daß die größten Verschmutzer- 
staaten dazu ausersehen werden, dem 
Rest der Welt beim Saubermachen zu hel- 
fen. Die indische Okologin Vandana Shi- 
va hierzu: "Die Führung des Nordens in 
der Entwicklung umweltschädigender 
Technologie kann nicht automatisch in 
eine Führung in der Entwicklung umwelt- 
verträglicher Technologien umgewandelt 
werden." ® 


Ausbreitung der Technologie 


Die bisher angeführten Argumente 
sind nicht grundsätzlich technologie- 
feindlich. Seit der Entstehung der Spezies 
Mensch wurden Technologien weiterge- 
geben, übernommen und angepaßt und 
dieser Prozeß kann, selbst wenn dies 
wünschbar wäre, nicht mehr angehalten 
werden. Das große Gewicht, das dem 
Technologietransfer in der internationa- 
len Klimadebatte beigemessen wird, ver- 
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schleiert aber die Tatsache, daß die Pro- 
zesse, die zu steigenden Emissionen von 
Treibhausgasen führen, im wesentlichen 
politischer und ökonomischer und weni- 
ger technischer Natur sind. Die Ursache 
dafür, daß die USA die größte Verschmut- 
zernation der Welt ist, hat wenig zu tun 
mit einem Mangel an effizienter Technik 
und erneuerbarer Energie, durchaus aber 
mit der Größe der Ol-, Kohle und Auto- 
mobilindustrie dieses Landes, die jeweils 
einen großen Einfluß auf das politische 
Establishment ausüben. 

Daß die Verarmungsprozesse in der 
Dritten Welt auch etwas mit dem interna- 
tionalen Finanzsystem zu tun haben, steht 
außer Zweifel. Seit 1982 hat die Dritte 
Welt jährlich 30 Milliarden $ mehr für 
Schuldenrückzahlungen in den Norden 
aufwenden müssen, als gleichzeitig an 
neuen Mitteln in die Länder des Süden 
geflossen sind. Die Antwort auf dieses 
Mißverhältnis kann aber nicht sein, den 
Mittelfluß von Nord nach Süd zu 
erhöhen, denn das Grundgerüst des inter- 
nationalen Finanzsystems, das die gegen- 
wärtigen Probleme verursacht hat, würde 


UNCED. Penang 1991 


dasselbe bleiben. Jeder massive Fluß neu- 
er Finanzmittel von Nord nach Süd würde 
die Abhängigkeit der Dritten Welt vertie- 
fen und die Fehler der letzten drei Deka- 
den von Entwicklung wiederholen. 


Kehren vor der eigenen Haustür 


Diejenigen in den Industriestaaten, die 
sowohl entschlossene Aktionen gegen 
den Treibhauseffekt als auch mehr 
Gerechtigkeit für die Dritte Welt fordern, 
täten gut daran, sich in ihren Forderungen 


-aufden verschwenderischen Umgang der 


Industrienationen mit Energie zu konzen- 
trieren. Der Energieverbrauch der Ersten 
Welt ist der Hauptverursacher der globa- 
len Erwärmung, deren Auswirkungen die 
Dritte Welt am härtesten Treffen werden. 
Ein radikaler Wandel dieses Konsummo- 
dells würde einen tiefgreifenden Effekt 
auf die Gesamtstruktur der westlichen 
Gesellschaften haben und damit auch die 
ökonomischen Strukturen, die in der Drit- 
ten Welt so viel Elend verursacht haben, 
verändern. 

Die Forderung nach einer erheblichen 
Steigerung der Hilfeleistungen für die 
Dritte Welt könnte den Regierungen der 
Industriestaaten als Entschuldigung 
dafür dienen, nichts weiter zu tun, als die 
hohen Kosten für den Klimaschutz vor 
ihren Wählern zu rechtfertigen und die 
Verantwortung für die Erderwärmung 
von den historischen und gegenwärtigen 
Emmissionen der Industriestaaten auf die 
in Zukunft zu erwartenden Emmissionen 
der Dritten Welt abzuschieben. Der 
Umgang mit der globalen Erderwärmung 
ist keine Kostenfrage, sondern eine Frage 
der ökonomischen und politischen Neu- 
orientierung. 

Patrick McCully 


Aus: Ecologist 6/1991 S.244ff. 
Übersetzung: Michael Knüfer 


Anmerkungen: 


(1) M.Grubb-Energie Policies and the Greenhouse Effect: 
Volume One- Policy Appraisal. London 1991 

(2) Mittlerweile wird es immer wahrscheinlicher, daß sich 
die Industriestaaten mit ihrer Forderung durchsetzen wer- 
den. (siehe blätter Nr. 1798.58) 

(3) World Bank - Appropriate Technology in World Bank 
Activities. Washington 1976 

(4)Ebd. 

(5) W.Sachs: "Six Essays on the Archaeology of Develop- 
ment", Interculture 109/1990 

(6) V.Shiva: Transfer of Technology, Briefing Paper for 
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Umweltminister auf dem Weg zur Arbeit Aus: Forum Wissenschaft 4/91 


ie Erwartungen an die Konferenz 
D:+ zunächst sehr hoch. 

Schließlich sollte es um nichts 
weniger als um die Rettung des Planeten 
gehen. Mit der Resolution 44/228 formu- 
lierte die UNO ihre Vorstellungen an die 
UNCED wie folgt: "UNCED soll den 
Übergang von einem fast ausschließlich 
auf die Förderung wirtschaftlichen 
Wachstums ausgerichteten Wirtschafts- 
modell zu einem Modell herbeiführen, 
das von den Prinzipien einer dauerhaften 
Entwicklung ausgeht, bei der dem Schutz 
der Umwelt und der rationellen Bewirt- 
schaftung der natürlichen Ressourcen 
entscheidende Bedeutung zukommt. Fer- 
ner soll UNCED dazu beitragen, eine 
neue globale Solidarität zu schaffen, die 
nicht nur aus wechselseitiger Abhängig- 
keiterwächst, sondern darüber hinaus aus 
der Erkenntnis, daß alle Länder zu einem 
gemeinsamen Planeten gehören und eine 
gemeinsame Zukunft haben." 

UNCED sollte daher in Ergänzung zur 
1987 veröffentlichten Analyse des 
Brundtland-Berichtes Strategien und 
Maßnahmen (Agenda 21) ausarbeiten, 
die eine dauerhafte Entwicklung in allen 
Ländern fördern und die weltweite 
Umweltzerstörung bremsen sollen. 

Die UNCED ist weit davon entfernt, 
die hier formulierten Ansprüche und 
Hoffnungen auch nur annähernd einzulö- 
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Nach dem Ende der vierten Regie- 
rungsverhandlungen zur Vorberei- 
tung der UN-Konferenz Umwelt 
und Entwicklung, die im Juni 1992 
in Rio de Janeiro stattfinden wird, 
ist große Ernüchterung eingetreten. 
Was derzeit politisch möglich 
erscheint ist geradezu lächerlich 
angesichts der Dimension der welt- 
weiten sozialen und ökologischen 
Krise. Als im Dezember 1989 die 
Vereinten Nationen für 1992 die 
UNCED-Konferenz beschlossen, 
bestand noch die Hoffnung, daß 
nach dem Ende des Ost-West- Kon- 
fliktes ''Umwelt' endgültigzum 
Spitzenthema internationaler Poli- 
tik avancieren könnte. 


sen. UN-Konferenzen sind vielleicht 
auch nicht der Ort für historische Wei- 
chenstellungen. 

Keiner erwartet mehr, daß in Rio kon- 
krete Vereinbarungen getroffen werden. 
Der "Erdgipfel" - ursprünglich als feierli- 
cher Rahmen für die Unterzeichnung vor- 
her verhandelter Abkommen und Kon- 
ventionen gedacht - wird nun auch von 
offizieller Seite als Teil eines langwieri- 


UNCED- 


Chance für eine 


slobale Umwelt- und 
 Entwicklungspolitik? 


gen Prozesses betrachtet. Angesichts der 
in der Resolution 44/228 formulierten 
Aufgaben und Perspektiven ist das eine 
realistische und angemessene Einschät- 
zung. 


Konflikte und 
Interessensgegensätze 
Die Rio-Konferenz streicht wie 


vieleicht keine andere UN-Konferenz 
zuvor, die Konflikte und Interessensge- 
gensätze innerhalb des OECD-Blockes 
einerseits und zwischen Industrieländern 
und Ländern der Dritten Welt anderer- 
seits, zwischen Okonomie und Okologie, 
zwischen Mensch und Natur heraus. Das 
Gerede von der "Einen Welt" und von der 
globalen Umweltpartnerschaft, der Ein- 
zug "grüner" Rhetorik in die Konferenz- 
diplomatiehabendenBlick fürdie macht- 
und interessenpolitischen Gegensätze 
zwischen den verschiedenen Macht- und 
Interessensblöcken zunächst verstellt. 
Spätestens seit Mitte 1991 prägen sie 
jedoch die Vorbereitungsgremien der 
UNCED und die parallelen Verhandlun- 
gen für die Klimakonvention und die 
Konvention zum Erhalt der bilogischen 
Artenvielfalt. 

Das ursprüngliche Anliegen der 
UNCED, nämlich die Auseinanderset- 


zung um das weltweite Entwicklungspa- 
radigma, um den Zusammenhang unseres 
Wirtschaftssystems mit der Zerstörung 
des Planeten zu führen, ist dem Nord- 
Süd-Konflikt und der Blockadehaltung 
zahlreicher Industriestaaten, mit Struk- 
turreformen zu beginnen, zum Opfer 
gefallen. Stattdessen geriet im Verlaufe 
des UNCED-Prozesses z.B. die Frage des 
zukünftigen Finanztransfers immer mehr 
in den Vordergrund. Für den Süden bietet 
sich mit der UNCED seit langem wieder 
eine Chance, vom Norden zusätzliche 
und neue Finanzmittel für die maroden 
Ökonomien einzufordern. Für die Indu- 
strieländer, die sich zu entscheidenden 
Strukturveränderungen ihrer Ökonomien 
nicht entschließen können und wollen, ist 
es am einfachsten, sich mit Geldern für 
Projekte des globalen Umweltschutzes in 
der Dritten Welt aus der Verantwortung 
zu stehlen. UNCED - kritisieren Beob- 
achter - verkomme immer mehr zu einer 
"Zahlungs- Konferenz”. 

Die UNCED wird voraussichtlich in 
Einzelfragen Minimalkonsense und 
Kompromisse hervorbringen. Die Ver- 
einbarungen zum Schutz des Klimas und 
dem Erhalt der Artenvielfalt werden weit 
unterhalb der notwendigen Erfordernisse 
bleiben. Dennoch wird UNCED - und 
darin liegt die eigentliche Bedeutung der 
Konferenz - die weiteren Themenschwer- 
punkte und die Verfahrensregeln für eine 
Serie weiterer Globalverhandlungen fest- 
legen. 

Denn die prognostizierten Klimaver- 
änderungen durch menschenverursachte 
Spurengasemissionen, großflächige Ve- 
getationszerstörungen (Entwaldung, 
Wüstenausdehnung, Bodenerosion) und 
der Verlust der biologischen Vielfalt 
haben das öffentliche und politische 
Bewußtsein für globale Zusammenhänge 
geschärft und auch die Auseinanderset- 
zungen über die Zukunft der Nord-Süd- 
Beziehungen durchaus wiederbelebt. 

UNCED und die Konventionsver- 
handlungen stehen deshalb auch für den 
Versuch, die internationale Umweltpoli- 
tik zu verbessern und zu intensivieren. 
Die Industrieländer haben ähnlich wie im 
Vorfeld der ersten UN-Umweltkonferenz 
1972 in Stockholm ihren Handlungs- und 
Regulierungsbedarf in der internationa- 
len Umweltpolitik formuliert und defi- 
niert. Die Festlegung der Tagesordnung 
der UNCED ist deshalb auch von Einzel- 
aspekten und Einzelbereichen lokaler, 
regionaler und globaler Umweltproble- 
me geprägt. Die Beseitigung der Ursa- 
chen der Armut, die Frage nach der globa- 
len Verteilungsgerechtigkeit wurden und 
werden von den Industrieländern jedoch 
nicht als wirkliche politische Herausfor- 
derung betrachtet. 

Vor Stockholm war die Position der 
Industrieländer geprägt durch die vom 
Club of Rome in Auftrag gegebene Glo- 
bal-Studie "Grenzen des Wachstums”. 
Diese Studie prognostizierte den ökologi- 
schen Kollaps innerhalb von weniger als 
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hundert Jahren und beruhte auf der 
Annahme einer drastischen Ressourcen- 
verknappung bei gleichzeitiger rapider 
Zunahme der Weltbevölkerung. Damit 
war nicht nur die für das industrielle 
Wachstum als bedrohlich empfundene 
Ressourcenverknappung thematisiert. 
Zugleich hatte auch die These von Mal- 
thus, daß sich aus Bevölkerungswachs- 
tum und knappen Ressourcen erbitterte 
Verteilungskämpfe entwickeln, wieder 
Eingang in die Diskussion (zumindest des 
Nordens) gefunden. 

Die Okologiedebatte der 90er Jahre 
konzentriert sich in den Industrieländern 
weniger auf die Ressourcenverknappung 
als darauf, international die Risiken indu- 
strieller Umweltverschmutzung zu be- 
grenzen und die "Verschmutzungsrechte" 
neu aufzuteilen (Wer darf die Erdatmo- 
sphäre mit wieviel Kohlendioxid ver- 
schmutzen und knappe Ressourcen 
nutzen?). 

Die Industrieländer gestehen zwar 
mittlerweile ihre Hauptverantwortung 
für die drohenden Klimaveränderungen 
und das Ozonloch ein. Dieser Einsicht 
folgen jedoch keine, zu späte oder unzu- 
reichende Taten, die auf die notwendige 
und längst fällige Umstrukturierung 
unseres Wirtschaftssystems zielen. 

Darüber hinaus sind die Industrielän- 
der untereinander extrem uneins, mit wel- 
chen Instrumenten (Abgaben, Steuern, 
Umwelttechnologie, Abkommen und 
Konventionen) und in welchem Tempo 
die (Umwelt-) Schäden unseres Wohl- 
standsmodells repariert und begrenzt 
werden und (Natur-) Ressourcen für 
künftige Generationen gesichert werden 
können. 


Neue Blockbildungen 


Zunehmende Wirtschaftsprobleme 
insbesondere in den Vereinigten Staaten 
aber auch in Europa und die Furcht vor 
Wettbewerbs- und Standortnachteilen 
machen Zugeständnisse an den ökologi- 
schen Umbau der Industriegesellschaften 
immer unwahrscheinlicher. Die Verab- 
schiedung einer Klima-Rahmenkonven- 
tion und sogenannter Protokolle stehen 
deshalb im Zentrum zahlreicher politi- 
scher Auseinandersetzungen, die analog 
der Einzelinteressen der Länder völlig 
neue politische Bündnisse und Blockbil- 
dungen hervorbringen. 

Die USA befürworten lediglich eine 
Rahmenkonvention, die allgemeine Prin- 
zipien und Verpflichtungen festhält, ver- 
weigern sich jedoch festen Reduktions- 
zielen und entsprechenden Zeitplänen. 
Die USA sprechen sich auch gegen feste 
Zusagen aus, Finanzmittel zur Verfügung 
zu stellen. 

Die Konflikte mit den europäischen 
Staaten, die eine Konvention ohne feste 
Reduktionsziele für wenig hilfreich hal- 
ten, sind einer breiteren Öffentlichkeit 
relativ bekannt. 


Die Länder der Dritten Welt treten 
gerade bei den Klimaverhandlungen 
nicht als gemeinsamer Interessenblock 


-auf, zu sehr sind die Einzelinteressen der 


Dritte-Welt-Länder vom Entwicklungs- 
stand und von der Betroffenheit durch 
Klimaveränderungen bestimmt. 

Mittlerweile sind unter den Ländern 
der Dritten Welt circa drei Lager auszu- 
machen: 

- Länder, die keinen wesentlichen Bei- 
trag zu den weltweiten Emissionen lei- 
sten, jedoch in besonderem Maße von den 
Folgen drohender Klimaveränderungen 
betroffen sind. Hier hat sich ein neues 
politisches Bündnis formiert, die Allian- 
ce of Small Island States (AOSIS). Als 
Hauptbetroffene (pazifische Inseln) for- 
dern sie schnelle und umfassende Maß- 
nahmen zum Klimaschutz im Norden. 

- größere Emittenten von Treibhausga- 
sen wie China, Indien und Brasilien sehen 
Klimaveränderungen durchaus als eine 
langfristige Bedrohung und wollen einen 
Beitrag zum Klimaschutz leisten, jedoch 
nur, wenn der Norden zu einem umfas- 
senden Technologie- und Finanztransfer 
bereit ist. China und Indien verlangen von 
den Industrieländern durchgreifende 
Maßnahmen zur Reduzierung von Koh- 
lendioxid, sprechen sich jedoch gegen 
jegliche in der Konvention festgelegte 
Reduktion in ihren Ländern aus. Brasilien 
befürwortet eine Konvention mit festen 
Reduktionszielen für die Industrieländer 
und signalisiert dafür Entgegenkommen 
beim Schutz seiner Wälder. 

- eine kleine, aber politisch lautstarke 
Gruppe bilden die Erdöl und Erdgas 
exportierenden Länder, die durch CO; - 


Unzureichende Maßnahmen zur 
Umstrukturierung unseres Wirtschaftssystems 
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Reduktionen die Grundlagen ihrer Natio- 
nalökonomienbedroht sehen. 

Diese hier grob skizzierten Positionen 
bei den Klimaverhandlungen machen 
noch einmal deutlich, daß die Gruppe 77 
keineswegs mit einer Stimme spricht und 
verweisen auf die Ausdifferenzierungs- 
prozesse in der Dritten Welt selbst, die 
künftig politische Verhandlungen nicht 
nur im Kontext der internationalen 
Umweltpolitik prägen werden. 


Biologische Vielfalt: Rohstoff- 
lager oder Artenreservoir ? 


Neben einer Klimakonvention ist den 
Industrieländern an einem effizienten 
Ressourcenmanagement gelegen. Der 
Erhalt der biologischen Vielfalt und der 
Schutz der Wälder, die ebenfalls durch 
völkerrechtsverbindliche Konventionen 
erreicht werden sollen, verweisen auf ein 
besonderes Konfliktfeld mit Regelungs- 
bedarf seitens der Industrieländer. 

Der Raubbau an den Wäldern und der 
Verlust der biologischen Vielfalt in den 
Ländern der Dritten Welt werden zum 
einen als Risikofaktoren betrachtet, die 
unseren Wohlstand, unsere "Umweltpoli- 
tik", unsere "ökologische Sicherheit" 
gefährden. Zum anderen stehen diese 
zwei Beispiele vergangener und gegen- 
wärtiger Raubbaupolitik im Spannungs- 
feld von ökonomischem Nutzen und 
erforderlichen Schutzmaßnahmen. Denn 
die Wälder und zukünftig insbesondere 
die biologische Vielfalt allgemein sind 
wirtschaftlich für den Norden hochinter- 
essante Ressourcen. Die Wälder werden 
dabei einerseits als Artenschutzreservoir 
und Klimastabilisatoren benötigt und 
unterliegen andererseits vielfältigen öko- 
nomischen Nutzungsinteressen nicht nur 
der Holzwirtschaft. 

Unter dem Blickwinkel moderner Bio- 
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technologie verwandelt sich die biologi- 
sche Vielfalt in ein unerschöpfliches Roh- 
stofflager, das es - so die Konventionsent- 
würfe - unter dem Aspekt seiner Ausbeut- 
barkeit zu erhalten gilt. Die Verknüpfung 
von Schutz und Nutzbarkeit soll mit der 
Konvention zum Schutz der biologischen 
Vielfalt gelingen. 

Den Irrglauben, daß moderne Biotech- 
nologie zum Schutz der nachhaltigen 
Nutzung der biologischen Vielfalt 
beiträgt, pflegen die Verhandlungsführer 
aus Nord und Süd gleichermaßen, wenn 
auch mit unterschiedlichen Gründen: Die 
bio- und gentechnologischen Industrien 
des Nordens haben zunehmendes Interes- 
se an den Einsatzmöglichkeiten geneti- 
scher Ressourcen. 


Genetisches Material aus den Ländern 
der Dritten Welt wird z.B. für unsere Nah- 
rungsmittelproduktion, für die Ernäh- 
rungssicherung der Weltbevölkerung 
angesichts des dramatischen Verlustes 
der genetischen Vielfalt z.B. beim Saat- 
gut von immer zentralerer Bedeutung. 

Schon heute ist Keimplasma aus der 
Dritten Welt mit über zwei Milliarden 
US-Dollar jährlich alleine an den Erlösen 
der US- amerikanischen Weizen-, Mais- 
und Reisproduzenten beteiligt. 


Die Vertreter der Dritten Welt verlan- 
gen im Rahmen der Konventionsver- 
handlungen deshalb ganz folgerichtig, 
daß sie a) an den wirtschaftlichen Gewin- 
nen beteiligt werden und b) der Transfer 
moderner (Bio-) Technologie in Dritte- 
Welt-Länder durch die Konvention gere- 
gelt werden muß. 

Es steht hier jedoch zu befürchten, daß 
die geforderte Technologie nicht diejeni- 
ge sein wird, die die Dritte-Welt- Länder 
brauchen, um ihre biologische Vielfalt zu 
erhalten. Im Gegenteil dürfte sie weiterer 
Ausbeutung Vorschub leisten und in vie- 
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Biologische Artenvielfalt: Läßt sich Nutzung und Schutz vereinbaren? 
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Nutzungssysteme gerade der lokalen 
Bevölkerung untergraben. 

Die Bekämpfung der Armut, die, 
Gesundheitsversorgung, Bildung, die 
gesamte Sicherung der Grundbedürfnisse 
stehen zumindest in der Verhandlungs- 
führung der Dritte-Welt-Staaten genau 
wie bei der Stockholmer Umweltkonfe- 
renz von 1972 an erster Stelle. Umwelt- 
und Ressourcenzerstörung werden 
jedoch nicht mehr wie damals als nachge- 
ordnete und randständige Probleme 
betrachtet. 

Damals wie heute pochen die Länder 
der Dritten Welt - und das zu Recht - auf 
ihr Recht auf Entwicklung. Sie bestehen 
auf die Umsetzung einer neuen und 
gerechten Weltwirtschaftsordnung und 
fordern neue Handlungsspielräume für 
ihre Entwicklung. Die Position der G 77 
im Rahmen der UNCED stützt sich auf 
die Einschätzung der Süd-Kommission, 
daß die Umweltproblematik der geeigne- 
te Hebel dafür ist, die Neuordnung der 
internationalen Wirtschaftsbeziehungen 
voranzutreiben. 


Die ursprüngliche Absicht der G 77, 
kein Abkommen, keine Vereinbarung zu 
unterzeichnen, ohne daß sie mit festen 
Zusagen, die internationalen Wirtschafts- 
beziehungen und die Nord-Süd-Entwick- 
lung neuzugestalten, verknüpft sind, zer- 
bröckelt im Verhandiungsstreß der Ein- 
zelthemen und Einzelinteressen. 

Für die (welt-) umweltpolitischen 
Interessen der Industrieländer scheinen 
die Forderungen der Länder der Dritten 
Welt ohnehin nur ein Störpotential zu 
sein. Die G7 wird auch weiterhin die 
Weltwirtschafts- und Umweltpolitik 


bestimmen und zu einer tiefgreifenden 
Neuordnung der internationalen Wirt- 
schaftsbeziehungen nichtbereit sein. 

Die Forderungen des Südens nach 
Technologie- und Finanztransfers wird 
der Norden dort erfüllen, wo er ein eige- 
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500 Jahre Kolonialismus 
500 Jahre Widerstand 


»Bootschaft ’92« auf Herbst 
verschoben 


Die für den Juni’92 geplante "Reise gegen 
den Strom" muß auf den Herbst verschoben 
werden. Die Resonanz, die das Projekt bei 
den unterschiedlichsten Initiativen und 
Gruppierungen sowohl in der BRD als auch 
in Lateinamerika gefunden hat, ist in den 
letzten Monaten in einem Maße gestiegen, 
auf das wir mit unseren bisherigen Arbeits- 
kapazitäten nicht vorbereitet waren. 
Die Heterogenität des Spektrums mitwirken- 
der Organisationen und der verschiedenen 
Schauplätze macht zum einen den.Reiz des 
Projekts aus, zum anderen aber auch seine 
Schwierigkeit. Auf BRD-Seite werden Ver- 
treterInnen etablierter Kulturinstitute sowie 
der alternativen Kultur- und Medienszene, 
RepräsentantInnen aus Wirtschaft und Po- 
litik, der Wissenschaft, der Medien und der 
Amtskirche, GewerkschaftlerInnen sowie 
Vertreterinnen des "informellen" Sektors 
und außerparlamentarischer Oppositions- 
gruppen teilnehmen. Auch auf der Seite der 
lateinamerikanischen Gäste wird es sich um 
ein sehr heterogenes Spektrum handeln. 
Darunter werden sein: Vertreterinnen der 
Kampagne »500 afos de resistencia indige- 
na, negra y popular«, des lateinamerikani- 
schen und karibischen Kirchenrates, der 
Frauenbewegung, der Wissenschaft sowie 
Journalisten und Kulturschaffende aus den 
Bereichen Literatur, Film, Theater, Musik 
und Malerei. 
In der neu gewonnenen Zeit bis September 
(der genaue Termin wird nach Ostern fest- 
gelegt) gilt es nun, den Ideenreichtum der 
verschiedenen am Projekt beteiligten Instan- 
zen in operationelle Schritte zu verwandeln. 
Dabei sollen die Personen und Institutionen 
in der BRD und in Lateinamerika, die ein 
deutliches Interesse an der Durchführung 
bekundet haben, in stärkerem Maße als 
bisher einbezogen werden. Wie dies gesche- 
hen kann, soll auf einem Koordinationstref- 
fen der mitwirkenden Organisationen aus 
allen "An-Rheiner-Städten" beraten werden. 
Treffen: 23. 5. 92 in Frankfurt, Bürger- 
haus Bornheim. Kontakt: medico internatio- 
nal, Obermainanlage 7, 6000 Frankfurt/M. 1, 
Tel. 069-4990041/2 (Thomas Gebauer) 

i Ulrich Mercker (ILA) 


Tagungen / Seminare 


Weltwirtschaftsgipfel — Stand der 
Mobilisierung 


Demo und Aktionstage 


Am 4. Juli gibt es eine Großdemo. Aktions- 
tage sind vom 6. — 8. 7. in München. Da 
die Aktionstage vor allem durch die Aktio- 
nen der einzelnen Gruppen gestaltet werden, 
ist hier eine vielfältige und bundesweite 
Beteiligung notwendig. Dazu gibt es eine 
weitere Aktionskonfrenz am 16. / 17. 5. 92 
in Frankfurt. Anmeldung: "3.Welt" Haus, 
Westerbachstr.40, W-6000 Frankfurt 90, Tel. 
069-7894846 

Zu dieser Aktionskonferenz sind alle Grup- 
pen — und ganz besonders die Bündnisse 
und Initativen, die sich zu "500 Jahre" ge- 
bildet haben — eingeladen und aufgefordert 
Ideen / Projekte für Aktionen mitzubringen. 


Internationaler Kongreß 


Der Sprecherrat und verschiedene Fach- 
schaften der UNI München veranstalten in 
Zusammenarbeit mit einem bundesweiten 
UnterstützerInnenkreis vom 3.7. — 5.7. 
einen internationalen Kongreß gegen den 
WWG in München. Der Kongreß soll zu 7 
thematischen Schwerpunkten (Foren) arbei- 
ten. Stichpunkte sind: 500 Jahre Kolonia- 
lismus — 500 Jahre Widerstand, Demokratie 
und Menschenrechte, Rassiamus-Migration, 
Okologie, Osteuropa, HERRschaftssiche- 
rung, Weltwirtschaft, autonomes Frauenfo- 
rum. Bitte beteiligt Euch an der inhaltlichen 
Gestaltung des Kongresses. Es werden noch 
viele Ideen und Menschen gesucht. 

Infos zum Kongreß: Zentrales Kongreßbüro, 
c/o Sprecherrat LMU, Leopoldstr. 15, 8000 
München 40, Tel. 089-21802072 oder bei 
der Anti-WWG-Koordination, Holzstr. 2, 
8000 München 5, Tel: 089-268 123, FAX. 
089-2603513. 


. Kolonialismus und Identität 


Arbeitstagung vom 8. 5. bis 10. 5. 92 in der 
Fachhochschule Düsseldorf. Im Programm 
u.a. Vorträge von Etienne Balibar, Philiso- 
phieprofessor aus Paris, über Kolonialismus 


und Rassismus; Henning Melber, Uni Kas- 
sel, über moderne Formen des Rassismus; 
Sofia Montenegro, Feministin aus Nicara- 
gua, Redakteurin ("Barricada") und Heraus- 
geberin ("Gente") über Frauenbewegungen 
in Lateinamerika; Barbara Lukas, Informa- 
tionsbüro Nicaragua, über "Der weiße Mann 
und die 52% Frauen — ihre Unterdrückung 
und ihr Widerstand", Onder Erdem, Infobü- 
ro Wuppertal, über politische und ökonomi- 
sche Probleme im Verhältnis Lateinamerika 
— EG; Ciemens Rode, Friedrich-Ebert- 
Stiftung, über ‘alternative’ Gesell- 
schaftsentwürfe in der Geschichte Latein- 
amerikas sowie Raul Leis, Sozialwissen- 
schaftier aus Panama, über soziale Bewe- 
gungen in Lateinamerika — unter besonde- 
rer Berücksichtigung indigener Bewegungen. 
Kontakt: Infobüro Nicaragua e.V. Postfach 
101320, 5600 Wuppertal Tel. 0202/4936305, 
Fax. 0202/452129. 


500 Jahre kolonialistische Politik 
— Reparaltionen für die "Dritte 
Welt” als Entschädigung für Skla- 
verei, Kolonialismus und den Ver- 
lust kultureller Identität!? 


Tagung mit Gästen aus Lateinamerika, Afri- 
ka und den USA in Münster am 
9./ 10.5. 92, parallel zur offiziellen Vor- 
bereitung des "Weltwirtschaftsgipfels", an 
der die Wirtschaftsminister der sieben größ- 
ten Industriestaaten und einiger östlicher 
Staaten auf Einladung von Möllemann nach 
Münster kommen werden. Am Samstag, 9. 
Mai wird die Veranstaltung zugunsten einer 
Anti-WWG-Demo mit dem Titel »Sie orga- 
nisieren die Armut der Völker« unterbro- 
chen. Beginn: 122 Uhr am Hindenburgplatz 
in Münster. Veranstalter: BUKO und Ar- 


‚beitskreis Afrika. Anmeldung: AKAFRIK 


Albersloher Weg 27, W-4400 Münster, Tel. 
0251-661116 


Rundreise von Vertreterinnen Indi- 
genier Organisationen aus Mittel- 
und Südamerika 18. 5. — 20. Juni 


Die erwarteten zwölf Delegierten kommen 
als ANDERE, die von uns Respekt, Dialog 
einen Perspektivenwandel, eine Veränderung 
von Gesellschaft, Kirche, Kommunen und 
Staat.und unserem Marktsystem einfordern. 
TeilnehmerInnen: Anamaria Xuga (Quiche- 
Volk aus Guatemala), ‘Antonia Agreda 
(ONIC -Zusammenschluß indigener Organi- 
sationen in Kolumbien, Anamaria Guacho 
(ECUARURANI — Zusammenschluß der 
Hochland-Indios : aus Ecuador), Francisco 
Anibal (CONAP — Zusammenschluß im 
peruanischen Amazonasgebiet, Vertreter der 
"rondas campesinas'' (Selbstorganisation der 
Andenbauern im nördlichen Peru), Serafin 
Ajhuacho (methodistischer Pastor in Boli- 
vien), Rosa Isolde Reuque (Mapuche — 
Chile), Vertreter aus dem brasilianischen 
. Amazonasgebiet. 

Kontakt: AG SPAK, Adizreitstr. 23, 8000 
München 2, Tel. 089774077 


„Wir bringen Euch die Zivilisation“ 


Wochenendseminar in Zusammenarbeit mit 
dem Infobüro Wuppertal e.V., vom 22.5. - 
24.5.92 in Geseke-Eringerfeld. Unsere 
heutige Sicht auf "das Andere, die Anderen 
und die Fremden" ist geprägt durch 500 
Jahre Kolonialismus. Das Seminar soll zum 
einen geschichtlich aufspüren, wie europäi- 
sches Denken nach innen und außen zu Aus- 
grenzung und Vemichtung führte. Zum 
anderen sollen Wurzeln des erschreckend 
zutage tretenden Rassismus in unserer Ge- 
sellschaft und in jedem von uns aufgespürt 
werden. Anmeldung: Forum Eltern und 
Schule, Huckarder Str. 12, W-4600 Dort- 
mund 1, Tel. 0231-148011 

Kulturelle Identität und Entwicklung 
Tagung in Hamburg am 29. / 30. 5. 92. Die 
afrikanische Schriftstellerin Axelle Kabou 
hält die internationale entwicklungspolitische 
Szene seit einem Jahr in Atem mit ihrem 
Buch: „Und wenn Afrika die Entwicklung 
ablehnt?“ Die AG Afrika hat Axelle Kabou 
nach Deutschland eingeladen, um ihre An- 
sichten über Alternativen zur jetzigen "Ent- 
wicklungspraxis” vorzutragen. Außerdem: 
Konrad Itondo zu: Zerstörung der kulturel- 
Ien Identität. Überlegungen zur Medienent- 
wicklung in Afrika. 

Anmeldung: AG Afrika/ESG, Rentzelstr. 7, 
2000 Hamburg 13, Te1.040-447793 


Basisparlament in Straßburg vom 
5. — 10. Juni N. 


Das Basisparlament soll der Erarbeitung von 
Forderungen dienen und zu den Themen: 
Europa, Banken, IWF, Unterdrückung und 
Widerstand, Frauenrechte etc. Alternativen 
erarbeiten. Kontakt: KAIROS Europa c/o 
Rainer Weitzel, Hittorfstr. 21, 1000 Berlin 33 


Action for Solidarity Equality Envi- 
ronment and Development 
A SEED 


Unter dem Titel »UNSAID« (ungesagt) 
laufen zeitgleich zur UN-Okokonferenz 


" UNCED weltumspannende Jugendkonferen- 


zen, die die Konfernz in Rio kritisch. be- 
gleiten wollen. Das europäische Treffen fin- 
det vom 5. — 12. 6. in Freiburg statt.. Er- 
wartet werden 600-800 Jugendliche aus ganz 
Europa. Über Arbeitsgruppen, Workshops, 
und Exkursionen sollen die Themen Welt- 
wirtschaft, 500 Jahre Kolonialismus, Golf- 
Krieg (Neue-Weltordnung) und der EG-Bin- 
nenmarkt mit dem Thema ökologische Ent- 
wicklung verknüpft werden. 

Kontakt: A SEED, Eschholzstr. 86,. 7800 
Freiburg, Tel.0761/36268, FAX. 
0761/36296 


18. Open Ohr Festival, Pfing- 
sten ’9%2 in Mainz j 


„Die unendlichen Opfer der Geschichte zu 
vergessen, könnte dazu führen, daß ‘die 
Ermordeten um das einzige betrogen wer- 
den, was unsere Ohnmacht ihnen schenken 
kann, das Gedächtnis“ _ (Th. W. Adorno) 
Thema des diesjährigen Open Ohr Festivals: 
»500 Jahre Kolonialismus — oder die 
Verteilung der Welt«. Das Festival soll ge- 
nutzt werden, um die tatsächlichen Auswir- 
kungen und Hintergründe über. die europäi- 
schen — und später nordamerikanischen — 
Invasionen und Interventionen in die Er- 
innerung zurückzurufen. Dies kann jedoch 
nicht allein bedeuten, den geschichtlichen 
Prozeß nachzuvoliziehen, sondern vielmehr 
die aktuelle Wirklichkeit — auch in Europa 
und der BRD — aus dem Blickwinkel die- 
ser Ara zu beleuchten. Berichte, Diskussio- 
nen, Vorträge, Filme zu: Entwicklungsper- 
spektiven für Lateinamerika, Rassismus, 


Soziale Realität in den USA, Menschen- 


rechtsverletzungen, Okologie, Haiti, El Sal- 
vador, Jamaika, BRD. Vom 5. — 8. Juni 
können Besucherinnen, ReferentInnen und 
KünstlerInnen auf der Zitadelle in Mainz da- 
zu diskutieren und streiten, sowie tanzen, 
feiern und essen. Im Kulturprogramm u.a.: 
Rudi Rhodes Basta Theater, Sergio Vesely, 
Urs Fiechtner mit der Konzertlesung: „Ge- 
sang für Amerika“, Jazz mit Andy Shep- 
pard, die New Yorker Avanigardegruppe 
Elliot Sharp, Connexion Latina, Los Andi- 
nos. Information: Festivalbüro, Rathaus, 
6500 Mainz, Tel.: 06131-122173/2824, Fax.: 
123568 


500 Jahre Unterdrückung und 
Widerstand 


Ausstellung zur Eroberung Lateinamerikas 
noch bis zum 12. 10. 92 in W-4760 Werl, 
Forum der Völker, Melsterstr.15. Gibt in 
leicht verständlichen Texten und Bildtafeln 
einen Überblick zur Geschichte und Aktuali- 
tät der Unterdrückung in Lateinamerika. 
Dem Forum der Völker geht es dabei um 
eine Beleuchtung der Ereignisse aus Sicht 
der Eroberten. 


Rundreise des Frauentheaterkol- 
lektivs SISTREN 


Die jamaikanische Frauenorganisation SI- 
STREN gründete sich 1977. Theaterspiel ist 
die treibende Kraft bei SISTREN. Sie haben 
mit viel Energie, Kreativität und ausgehend 
von ihrer Analyse des sozialen Lebens der 
Frauen in Jamaika ermutigende Möglichkei- 
ten zur Veränderung der gesellschaftlichen 
Verhältnisse aufgezeigt. 

Termine: ab 22. Mai in Berlin, ab 26. Mai 
in Kassel, ab 29. Mai in Hamburg, ab 1. Ju- 
ni in Hildesheim, ab 5. Juni in Bremen ab 7. 
Juni in Recklinghausen 

Kontakt: SUR e.V. c/o Jutta Bangel Her- 
mannstr. 28, 1000 Berlin 44 


Lateinamerika Tage 92 in Dorl- 
mund vom 25. 4. — 16. 6. 1992 


Unter dem Motto "Das faule Ei des Colum- 
bus" werden inhaltliche Schwerpukte wie 
Verschuldung, Rohstoffpreise bzw. -ver- 
marktung, indianische Okologie und das 
Verschwinden des Regenwaldes thematisiert. 
Daneben gibt es Konzerte z.B. mit dem 
südamerikanischen Jazzer Egberto Gismonti 
(30. 5.). 

Kontakt: Tierra Nueva e.V., Lindemannstr. 
84, 4600 Dortmund 1, Tel. 0231/136726 


Columbus oder die Entdeckung 
des Anderen 


Eine Theaterproduktion der Kulturetage 


Oldenburg, Regie Noberto Presta. Die 


Schauspieler kommen sie ziehen und tragen 
schwer beladen mit allem, was sie an dic- 
sem Abend brauchen. Sie tragen ihre Ge- 
schichte ... „vielleicht ist diese unsere Erde 
bereits das Haus der Toten und ist es immer 
gewesen“ Carlos Fuentes 

Kontakt: Kulturetage Oldenburg z.Hd. Ulla 
Strodtmann, Bahnhofstr. 11, 2900 Olden- 
burg, Tel. 0441-17635 


LA OTRA CARA — Das andere 
Gesicht Lateinamerikas 1492-1992 


Veranstaltungsreihe von »de pueblo a pueb- 
lo e.V.« vom 11.— 30. Mai 1992 in Hanno- 
ver. U.a. am 15. Mai Frauen in Lateinameri- 
ka (Dora Maria Tellez, am 19. Mai Latein- 
amerika als Verlierer der Weltwirtschaft 
(Gilbert Ziebura), am 20. Mai Konzert mit 
Silvia Barrios -Argentina Indigena, am 21. 
Mai Lesung mit Esther Andradi, am 23. Mai 
Vorstellung mit Teatro Vivo — Tierra ... 

Kontakt: de pueblo a pueblo, Kollenrodt- 
str. 59, 3000 Hannover 1, Tel. 0511/392835 


Mexico-Stadt der Frauen 


Ausstellung zur Frauenbewegung in Mexico- 
Stadt vom 12. April — 17. Mai im Bonner 
Frauenmuseum, vom 29. Mai — 14. Juni in 
der Pasinger Fabrik in München, vom 
23. September — 20. Oktober im Wiener 
Rathaus. 


Papel 
jekt ’92 


Ein gemeinsames Projekt von KünstlerIn- 
nengruppen aus mehreren europäischen 
Städten. In möglichst vielen Städten sollen 
1992 Wandbilder aus der Zusammenarbeit 
lateinamerikanischer und europäischer 
Künstler entstehen. 

Kontakt: Judy Engelhard, Cultur Coopera- 
tion, Nernstweg 32-34, 2000 Hamburg 50, 
Tel. 040-394133 oder Klaus Klinger, Far- 
benfieber e.V., Fürstenwall 210, 4000 Düs- 
seldorf 1, Tel. 0211/378198. 


mural — Wandmalpıo- 


Eine Liste mit vielen weiteren Kulturver- 
anstaltungen hat Misereor herausgegeben. 
Adressen und Kurzvorstellungen von Musik- 
Tanz, Theatergruppen zum Thema. 

Bezug: Misereor, Abt. Öffentlichkeitsarbeit, 
Mozartstr. 9, 5100 Aachen 


Videos 


»Que todos se levanten — Alle 
sollen sich erheben« 


Guatemala heute. Ahnlich wie vor 500 Jah- 
ren sind vor rund zehn Jahren zehntausende, 
vor allem indianische Bauern vor dem Ter- 
ror der guatemaltekischen Armee geflohen. 
Die einen in die Hauptstadt, wo sie auf 
Müllhalden ein Überleben suchen, andere 
ins benachbarte Mexiko, wieder andere ins 
unwegsame Bergland. Vor 500 Jahren wur- 
den die Nachfahren der Maya durch eine 
ausländische Armee, die spanischen Erobe- 
rer, gewaltsam von ihrem Land gerissen und 
in "Indianerdörfer" konzentriert und ver- 
sklavt. Heute werden die Indianerinnen in 


""Modelldörfer" gezwungen, hunderttausende _ 


müssen in '"Zivilpatrouillen" Kontroll- und 
Arbeitsdienste verrichten. In Guatemala ist 
Eroberung nicht Geschichte, sondern Gegen- 
wart. Auch die Demokratie ändert nichts, sie 
ist Teil einer modernen Aufstandsbekämp- 
fungsstrategie. Der Film zeigt die versteck- 
ten Gesichter Guatemalas, läßt die Men- 
schen ihre bitteren Erfahrungen erzählen, 
anklagen und hoffen ...(aus der Presseankün- 
digung). 

Video, VHS, 55 min. spanisch mit dt. Un- 
tertiteln. Verleih: Videowerkstatt autofocus 
e.V., Oranienstr.45, W-1000 Berlin 61 


»Auf den Spuren einer mörderi- 


schen Geschichte« 
Kurzvideo über den alltäglichen Kolonialis- 
mus in unseren Städten — am Beispiel 


Freiburgs, VHS, ca.15 min., als einführender 
Vorfilm zu Veranstaltungen zum Thema. 
Verleih ab Ende Mai: Institut für Dritte 
Welt Forschung, Habsburger Str.9, 7800 
Freiburg. 


Eine Medienliste zu weiteren Filmen, Vi- 
deos, Dia-Tonbildschauen, Ausstellungen, 
hat Misereor zusammengestellt. Bezug: 
Misereor, Abt. Offentlichkeitsarbeit, Mo- 
zartstr. 9, 5100 Aachen 


Lesetips 


Tierra Nuestra 


Zeitschrift in spanischer Sprache, vierteljähr- 
lich herausgegeben von der Alternativen 
Nachrichtenagentur APIA (Mexiko), dieses 
Jahr mit Schwerpunkt zu den Aktivitäten der 
Kampagne »500 Afios de Resistencia Indi- 
gena, Negra y Popular.« Bezug: APIA, 
Mumbgasse 1-3/49, A-1020. Wien, Tel. 
022226-18292 (Abo sfr 30,-, ÖS 20. 


Deutscher Kolonialismus 


Ein Lesebuch zur Kolonialgeschichte. 
Schwerpunkt ist deutscher Kolonialismus in 
Afrika. Hrsg. von der Entwicklungspoliti- 
schen Korrespondenz, 2. erweiterte Auflage, 
240 Seiten, DM 14,-. Bezug: EPK, Nernst- 
weg 32-34, W-2000 Hamburg 50. 


Nach 500 Jahren — Stimmen aus 
dem Süden 


Lateinamerikanische AutorInnen nehmen 
Stellung zur Geschichte und Gegenwart, 
bewerten die gewaltsamen Umbrüche seit 
dem Erscheinen der ersten Europäer in 
Amerika und kommentieren Perspektiven für 
1992. HRSG. vom FDCL, Gneisenaustr. 2, 
1000 Berlin 61, 186 Seiten, DM 16,80. 


Jean-Bertrand Aristide: Lasst mich 


“meine Geschichte erzählen — 


Bericht aus Haiti 


Reden des gestürzten Präsidenten von Haiti 
mit einem Vorwort von Jean Ziegler. Aristi- 
de berichtet aus einer Welt der kämpferi- 
schen Hoffnung, die mitten im Schrecken 
der Diktaturen geboren wird. Seine Predig- 
ten und Radiosendungen trugen wesentlich 
dazu bei, daB das Volk 1986 das Duvalier- 
Regime stürzte, und neuen Mut schöpfte. 
Edition Exodus, Luzern 1992, 113 Seiten, 
DM 19,80. 


500 Jahre Kolonialismus 


Der Sonderdruck der »blätter des iz3w« zu 
Kolonialismus und Widerstand (Themen- 
schwerpunkte der Hefte Nr. 167 und 173) 
wird nun zum zweiten Mal aufgelegt. Der 
Endpreis beträgt DM 6,- plus Porto. zu 
beziehen über ADW, Kronenstr. 16, 7800 
Freiburg. 


"Emanzipation und loteinamerika- 
nische Identität 1492 — 1992" 


Die Aktivitäten des seit 1987 arbeitenden 
internationalen »Forum für Emanzipation 
und lateinamerikanische Identität 1492 — 
1992« sind auf die Entwicklung einer ge- 
meinsamen Diskussion zwischen den fort- 
schrittlichen Bewegungen in den Ländern 
der sogenannten Dritten Welt, den USA und 
Europa über die wirkliche Bedeutung des 
fünfhundersten Jahrestages der Invasion 


Amerikas für die herrschende Weltordnung 
gerichtet. Rassismus, Folter, Verletzung der 
Menschenrechte, Zerstörung der Umwelt, 
Diskriminierung von Frauen etc. sind keine 
"Schönheitsfehler" in dieser an sich demok- 
ratischen Weltordnung, sondern integrale 
Bestandteile zur Aufrechterhaltung des ge- 
genwärtigen. Herrschaftssystems, dessen 
Etablierung im Weltmaßstab mit der Inva- 
sion von 1492 begann. Eine Perspektive für 
"Die Verdammten. dieser Erde" (F.Fanon) 
zeichnet sich nur dann ab, wenn es gelingt, 
die herrschende Weltordnung in eine demo- 
kratische zu verwandeln, in der die Reichtü- 
mer des Planeten nicht 15 Prozent der Welt- 
bevölkerung vorenthalten bleiben, während 
85 Prozent der Menschheit die minimalen 
Existenzbedingungen vorenthalten werden. 
Forderungen zum 12.Oktober 1992: 

* Die Länder der 1. Welt beginnen mit der 
Rückzahlung ihrer Schulden an die "Dritte 
Welt", die durch Ausbeutung von Menschen 
und Sklavenhandel, Ausplünderung der 
natürlichen Ressourcen sowie durch unglei- 
chen Täusch angesammelt wurden. 

* Der Sicherheitsrat der UNO wird aufgrund 
seines undemokratischen Veto-Rechts aufge- 
löst. Alle Entscheidungen sind in der Voll- 
versammlung zu treffen. 

* Das internationale Völkerrecht wird ohne 
Einschränkungen respektiert. Der Interven- 
tionismus der 1.Welt ist zu stoppen. 

* Die durch Diebstahl und rücksichtslosen 
Aufkauf aus der "Dritten Welt" in die Me- 
tropolen transferierten Kulturschätze sind 
zurückzugeben. 

* In Kooperation mit den sozialen Bewe- 
gungen in den Städten und Gemeinden der 
EG werden "Mahnmale für die Opfer der 
europäischen Invasion von 1492 errichtet. 

* In den Metropolen muß mit einer kon- 
sequenten Bekämpfung des Rassismus be- 
gonnen werden. 

Eine der zentralen Aktivitäten des Forums 
ist das vom 8. bis 13.10. 92 in Puerto Real 
(Andalusien) stattfindende FORO POPU- 
LAR, welches »Emanzipation lateinamerika- 
nische Identität: 1492 — 1992« gemeinsam 
mit dem Bündnis aller spanischen Kollektive 
gegen den V. Centenario sowie der Stadt 
Puerto Real durchführen wird. Auf diesem 
internationalen Treffen werden Repräsen- 
tantInnen aller fortschrittlichen gesellschaft- 
lichen Sektoren Lateinamerikas mit den 
EuropäerInnen über die Themen Menschen- 
rechte und Rassismus, Weltwirtschaftsord- 
nung, Umweltzerstörung, Möglichkeiten der 
kontinentalen Befreiung, Kampf der Indige- 
nas sowie der AfrikanerInnen, der Frauenbe- 
wegung, etc. diskutieren. Außerdem wird 
das FORO POPULAR für alle Teilnehme- 
sInnen einen Raum des Zusammenlebens 
und der Kommunikation sein sowie Mög- 
lichkeiten bieten, sich in vielfältigen Formen 
mit eigenen Beiträgen zu beteiligen (Aus- 
stellungen, Theatergruppen, Musik, Darstel- 
lung der eigenen Aktivitäten, etc.). 

Einen Schwerpunkt des FORO POPULAR 
stellt die Übergabe eines "Mahnmals für die 
Opfer der europäischen Invasion von 14 
dar, das der ecuadorianische Künstler Os- 
waldo Guayasamin errichten wird und das 
durch Spenden finanziert werden soll. 
Weitere Informationen und Material: Verein 
Monimbo e.V., c/o Bruni Höfer, Darmstäd- 
ter Str. 23, W-6057 Dietzenbach, Tel. 
06074-26891, Fax 44601 


DER KOMMENTAR 


Wo ist die Kampagne 1992 ? 


Seit Monaten überschüttet uns ein Tutti- 
Frutti an Broschüren- und Büchern zum 
Thema 500 Jahre Kolonialismus. Jede Insti- 
tution und Gruppe, die irgendwie kritisch 
gegenüber dem "Entdecker" und solidarisch 
gegenüber Indianern ist, meldet sich zu 
Wort. In fast jeder Kirchengemeinde stehen 
Teile der eigenen Vergangenheit, die der 
Missionierung, zur Debatte. Ein riesiges 
Denkmal zur Erinnerung an Kolonialismus 
in Puerto Real (Andalusien), Worte des 
Bedauerns von multikulturellen Stadtvätern 
wie Cohn Bendit in Frankfurt und in fast 
jeder Volkshochschule ein Themenschwer- 
punkt. Ohne Frage wichtige Aktivitäten. Nur 
zu München, wo sich im Juli die Mächtigen 
der Industrienationen (G7) zum Weltwirt- 
schaftsgipfel einfinden, die eigentlichen Ad- 
ressaten von Protest und Widerstand, tut 
sich bundesweit gesehen wenig. Warum? 
Ein Gegenkongreß, Aktionstage und eine 
Großdemo scheint in diesem Zusammenhang 
das Maximale zu sein. Ahnlich den Tagen 
anläßlich der IWF / Weltbanktagung 1988 in 
Berlin. Einige fetzige Nächte nach dem 
Motto: action bringt satisfaction, oder post- 
modern ausgedrückt, wir erobern die Öffent- 
lichen Räume und singen den Bankem ein 
Gute-Nacht-Iied. Anschließend entpuppt 
sich die ganze Geschichte als Seifenblase, 
die am Tag nach dem Abflug der Banker 
und Regierenden zerplatzt. Die Erfahrungen 
dieser Tage werden zwar immer wieder be- 
schworen, lassen sich aber offensichtlich 
kaum als zukünftige politische Bausteine 
verwenden. Das steckt uns heute in den 
Knochen und dämpfte von Anfang an die 
Euphorie für eine Wiederholung in Mün- 
chen. 

.In dieser verzwickten Situation gewinnen 
zwei politische Positionen an Gewicht und 
bestimmen leider Teile der inhaltlichen 
Diskussionen im beschworenen Kampagnen- 
jahr 1992. 
1.Politische Brackwassersurfer wie Heinz 
Dieterich (Sieger und Besiegte im fünfhun- 
dertjährigen Reich) und Robert Kurz (Der 
Kollaps der Modemisierung) finden immer 
wieder ihr geneigtes Publikum, das sich an 
dem Strohhalm Untergang des Kapitalismus 
oder/und Revolution festhält. Rhetorisch ge- 
schickt verpackt werden alte 68er Zusam- 
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menbruchstheorien, die schon Grünspan 
angesetzt haben und mit gesellschaftlichen 
Realitäten nichts zu tun haben, aufgetischt. 
Die Diskussion über das Verhältnis von 
utopischen Entwürfen und praktischen Le- 
benswelten muß endlich von dem pseudo- 
marxistischen Schutt befreit werden, der hier 
immer wieder aufgetürmt wird. Die Eschato- 
logie derartiger finalistischer Gesellschafts- 
vorstellungen wird in der Praxis bis zum 
bitteren Ende durchgehalten. 

2. Auf der anderen Seite stehen unsere 
Freundinnen des Lobbyismus. Sie haben 
diese aus der Bürgerbewegung der USA 
stammende Aktionsform gewählt, um der 
Solibewegung zeigen zu können, wie man/- 
frau die Regierenden besser beeinflussen 
und beeindrucken kann. Über "fundrising" 
werden die Mittel bei staatlichen Stellen 
organisiert, um die lieben Bundesbürger 
"briefiy" aufzufordern, doch bitte die und 
die Frage ihren Bundestagsabgeordneten zu 


stellen. Im Zeichen des Kampagnenjahres _ 


wurde die UN-Umweltkonferenz mit großer 
Hoffnung als Schwerpunkt ausgewählt. Die 
Tatsache, daß die Vertreterinnen von BUND 
und anderen Okogruppen nach langem Bet- 
teln ın dem nationalen Vorbereitungskom- 
mitee saßen, wurde als größer Erfolg gefei- 
ert. Der Schmusekurs zahlte sich indes nicht 
aus. Es kam zum vorhersehbaren politischen 
Waterloo. Von Töpfer wurden sie als Aus- 
hängeschild benutzt, mit kleinen Geldbeträ- 
gen abgespeist und — das ist entscheident 
— politisch über den Tisch gezogen. Keine 
einzige politische Forderung der beteiligten 
Okogruppen fand sich im bundesdeutschen 
Entwurf für die Rio-Konferenz wieder. Heu- 
te ist der Katzenjammer groß und es wird 


quälend von langwierigen Prozessen gespro- _ 


chen. Es rächt sich eben, wenn „we are one 
world“ und der moralische Zeigefinger als 
politisches Programm gewählt werden und 
anschließend dem Treiben der Mächtigen 
nur fassungslos zugeschaut werden kann. 

Beide Positionen griffen in die Debatte um 
die Gegenaktivitäten zum Weltwirtschafts- 
gipfel ein. Auf der einen Seite verbalradika- 
le Kraftmaierei, "den Mächtigen in die 
Hummersuppe spucken", ohne dies auch nur 
annähernd umsetzen zu können. Und an- 
schließend werden die Schweinereien der 
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Weltgeschichte an einer Perlenschnur aufge- 
reiht. Auf der andern Seite trifft man auf 
lauwarme Forderungen und moralische 
Empörung, die niemand weh tun sollen. 
Das BUKO-Spektrum kritisierte die beiden _ 
Positionen, brachte aber kaum eigene inhalt- 
liche Vorschläge in die zähflüssige Debatte 
ein. Ein Trauerspiel, das nur dann behoben 
werden kann, wenn eine Professionalisierung 
der Gremien einhergeht mit einer offenen 
politischen Diskussion, die weder in alten 
Positionen verharrt noch diese völlig über 
Bord wirft. Es ist zu erörtern, ob und wie 
gesellschaftliche Veränderungen in einem 
spezifischen Rahmen möglich sind, ohne 
utopische Vorstellungen zu verlieren. 


Georg Lutz (ADW) 
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Genetisches Material aus der Dritten Welt ist für die Sicherung unserer Nahrungsmittelproduktio 


von zentraler Bedeutung 


nes umweltpolitisches und ökonomi- 
sches Interesse hat. Die Länder der Drit- 
ten Welt werden davon sehr unterschied- 
lich profitieren. Ein Hauptteil der eventu- 
ell neuen Finanzressourcen wird in die 
Länder fließen, die für die internationale 
Klima-, Wald- und Artenschutzpolitik 
von besonderer Bedeutung sind (z.B. 
Indien, China, Brasilien, Indonesien, 
Kamerun). Für die zahlreichen afrikani- 
schen Länder mit ihren enormen ökono- 
mischen und ökologischen Problemen 
wird ein Klimafonds möglicherweise 
nicht von großem Nutzen sein. 

Armutsbekämpfung und Grundbe- 
dürfnisbefriedigung, Gesundheitsversor- 
gung und Ausbildung - alles Themen der 
Agenda 21 der UNCED - werden wohl 
der klassischen Entwicklungspolitik mit 
ihren bi- und multilateralen Organisatio- 
nenüberlassen bleiben. 


Handlungsfeld für NGOs 


Die Widerstände gegen den ökologi- 
schen Umbau der Industriegesellschaften 
allmählich aufzulockern ist ein zentrales 
Handiungsfeld für NGOs im Norden. 

NGOs in Süd und Nord - auch das wird 
im Rahmen der UNCED-Vorbereitung 
deutlich - kämpfen zum einen gemeinsam 
für einen wirklichen Durchbruch in der 
internationalen Wirtschafts- und Um- 
weltpolitik und setzen sich für eine neue 
Definition des Verhältnisses Gesellschaft 
und Natur ein. Aber auch sie sind sich 
über die Strategien nichteinig. 

Der umweltpolitische Handlungs- 
druck, der insbesondere die Strategien 
und politische Motivation der großen 
Umweltverbände des Nordens bestimmt 
und die tiefe ökonomische und soziale 
Krise derüberwiegenden Zahlder Länder 
der Dritten Welt, die die politische Agen- 
da der Süd-NGOs dominiert, führt unwei- 
gerlich zu verschiedenen Prioritäten. Der 
UNCED-Vorbereitungsprozess zeigt, 
daß Nord- und Süd-NGOs zur Durch- 
setzung ihrer Ziele durchaus bereit sind, 
Allianzen mit ihren Regierungen einzu- 
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gehen. 

So empfinden nördliche Umweltorga- 
nisationen Dritte-Welt Länder als "Brem- 
ser" im Aushandeln einer internationalen 
Klima- und Waldschutzpolitik und unter- 
stützen argumentativ ihre Regierungen, 
nationalstaatliche Souveränitätsprinzipi- 
en zugunsten einer gemeinsamen Zielen 
verpflichteten Kooperation einzuschrän- 
ken. 

Umwelt-NGOs des Nordens fördern 
letztlich die umweltpolitischen Interes- 
sen der Industrieländer, was globalökolo- 
gisch durchaus als Fortschritt zu bezeich- 
nen ist. Sie setzen sich jedoch zu wenig 
für die Umstrukturierung der internatio- 
nalen Witschaftsbeziehungenein. 

Süd-NGOs gehen gerade - nach kolo- 
nialer und neokolonialer Erfahrung ver- 
ständlich - bei allen Problemstellungen, 
die die staatliche Souveränität tangieren, 
Allianzen mit ihren Regierungen ein. 
Gerechte Rohstoffpreise, Schuldenstrei- 
chung, zusätzlicher Finanztransfer und 
nichtkommerzieller Transfer umweltver- 
träglicher Technologien prägen die Posi- 
tion der G 77 ebenso wie der Süd-NGOs. 
Hinter diesen mehr als berechtigten For- 
derungen treten die möglichen Alternati- 
ven zu einem weniger Ressourcenzer- 
störenden Entwicklungsmodell zurück. 
"Gerechter Handel" ist per se nicht natur- 
verträglich, Exportstrukturen dienen 
nicht in jedem Fall der Grundbedarfssi- 
cherung usw. 

Der UNCED-Prozeß sollte von NGOs 
in Nord und Süd dazu genutzt werden, 
gemeinsame Handlungsfelder fürdie Zeit 
nach der Konferenz zu definieren. Ohne 
entsprechenden innergesellschaftlichen 
politischen Druck wird die gewaltige 
Aufgabe der Umgestaltung unserer Ver- 
schwendungsökonomien nicht gelingen 
und wird die "Herausforderung UNCED" 
- wie von vielen befürchtet - ein giganti- 
sches Spektakel, ein Festival des Still- 
standes und der Scheinheiligkeit ohne 
besondere Signale bleiben. 


Barbara Unmüfßig, 
UNCED-Projektstelle DNR/BUND 


Schwarzer 
Faden 


Vierteljahresschrift für 
Lust und Freiheit 
Nr.1/92 enthält u.a.: 


Flüchtlinge in Norderstedt, Skins und 
Gewalt, Kurden zwischen Saddam und 
Neuer Weltordnung, Anti-Herrschaftliche 
Tendenzen in China gestern und heute, 
Theorie und Praxis von Class War, Der 
Ort der Geschlechterdifferenz, Anar- 
chistenpresse vor 1933 in Österreich- 
Ungarn, Diskussion um Anarchismus 
heute, Teil 3 uva. 72S., 7.-DM 


Trotzdem % Verlag 
Neuerscheinungen 


J anet Biehl: 
Sozialer Okofeminismus 


und andere Aufsätze 
Biehls Ansatz betont die Bedeutung des 
gesellschaftlichen Gefüges für das Leben 
von Frauen ohnealles ineiner deterministi- 
schen Abhängigkeit zu sehen. Der soziale 
Ökofeminismus forderteinen Feminismus 
ein, dersicham politischen Handeln orien- 
tiert und nicht an Mythen prähistorischer 
Matriarchate oder Göttinnen-Kulten. 88S., 
14.-DM 


Noam Chomsky, Joel 
Beinin, Howard Zinn u.a. 
Die Neue Weltordnung 


und der Golfkrieg 
Aufsätze zu den Hintergründen des 
Golfkrieges und zur US-Außenpolitik: 
Noam Comsky: Media Control (Des- 
information und Golfkrieg), HowardZinn: 
Macht, Geschichte und Kriegsführung, 
Joel Beinin: Über die Ursachen des Golf- 
kriegs, Noam Chomsky: Die Neue Welt- 
ordnung. Weitere Beiträge von Michael 
Emery und Craigh Hulet, 1308, 16.-DM. 


Trotzdem Verlag 
PF 1159 
D-7043 Grafenau/Württ. 
Tel. 07033-44273 
Fax 07033-45264 
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Wer 
macht was 


in Rio? 
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Parallelveranstaltungen zur UNCED 


ie UNO legt großen Wert darauf, 
D NGOs in den UNCED- Prozeß zu 

integrieren. Einige Mega- NGOs 
werden als Beobachter an der offiziellen 
Konferenz teilnehmen. Entscheidend für 
die Rolle der NGOs sind aber die zahlrei- 
chen Parallelveranstaltungen (Global 
Forum) zum Treffen der Regierung- 
schefs. 

Als zentraler Veranstaltungsort wird 
gegenwärtig der Parque do Flamengo 
vorbereitet. Dort wird es Ausstellungen 
geben und Raum für den größten Teil der 
bisher angemeldeten über 200(!) Treffen. 

Es ıst klar, daß nicht alle diese Veran- 
staltungen den gleichen Stellenwert 
besitzen. Ein Herzstück wird das Interna- 
tionale Forum der NGOs und sozialen 
Bewegungen sein. Dieses Treffen wird 
während des gesamten Zeitraums der 
offiziellen Konferenz stattfinden. Es soll 
diese kritisch begleiten, gleichzeitig aber 
eigene Vorschläge entwickeln. 

Nun wird das internationale Forum 
nicht das einzige Großereignis im Rah- 
men des Parallelprogramms sein. Den 
größten Veranstaltungsraum haben sich 
die Frauengruppen reserviert, die Stel- 
lungnahmen zu den Vorhaben der offizi- 
ellen Konferenz erarbeiten wollen. 

Die indianischen Völker bereiten eine 
Teilnahme in einer besonderen Form vor. 
Ein Zusammenschluß verschiedener 
indianischer Gruppen hat begonnen, 
unweit des offiziellen Konferenzortes ein 
eigenes Dorf zu errichten: Verschiedene 
Stämme bauen Häuser in der jeweiligen 
traditionellen Form. Vom 21. bis 31.Mai 
soll indiesem Dorfein weltweites Treffen 
der indigenen Völker stattfinden, das 
eigene Positionen zur UNCED vorberei- 
tet. An dem Treffen sollen VertreterInnen 
von 180 Völkern teilnehmen. Ein 
Schwerpunkt wird die Frage sein, wie 
indianisches Wissen und die Artenviel- 
falt, die in den indianischen Gebieten 
bewahrt wird, vor Enteignung via Paten- 
tierung geschützt werden kann. Grund- 
problem ist die fehlende Autonomie der 
indigenen Völker. Normalerweise sindes 
gerade die Regierungen, die. die indiani- 
schen Rechte mißachten, die dann wie- 
derum die gesamte Bevölkerung des Lan- 
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des auf internationalen Konferenzen wie 
der UNCED vertreten. Die UNCED bie- 
tet die Chance unabhängig von den 
Regierungen indianische Positionen in 
die Öffentlichkeit zu bringen und viel- 


leicht einen neuen Durchbruch in der 


Anerkennung der Forderung nach Selbst- 
bestimmung zu erreichen- das sind 
zumindest die Hoffnungen der Organisa- 
toren. 


Da das Global Forum in die offizielle 


Konferenz eingebunden ist, beantwortet 
sich die in Deutschland oft gestellte Fra- 


ge, ob es Gegenveranstaltungen zur 


UNCED gibt: Bis jetzt findet alles von 
Belang unterdem Dach.des Global Forum 
statt, ist also kaum als Gegenveranstal- 
tung zu bezeichnen. Allerdings ist bis- 
lang kein Fall von inhaltlicher Interventi- 
on von seiten der UNO oder der brasilia- 


nischen Regierung, die das Global Forum 


finanziell unterstützt, bekannt geworden. 


Das Forum der 
brasilianischen NGOs 


Anders als in Deutschland sind in Bra- 
silien praktisch alle NGOs vom UNCED- 
Fieber befallen worden. 1990 formierte 
sich das "Forum de ONGs e movimentos 
sociais", ein Bündnis, das inzwischen 
über 1000 (!) Gruppen umfaßt. 

Wie sich denken läßt, ist ein Zusam- 
menschluß von solcher Breite nicht ohne 
Probleme vonstatten gegangen. Anfangs 
waren es insbesondere die Umweltgrup- 


pen, die die Initiative ergriffen hatten und 


es gab Tendenzen, das Forum ausschieß- 
lich Gruppen miteinem Ökoschwerpunkt 


vorzubehalten. Schließlich setzte sich 
aber die Position durch, daß die UNCED 


keine reine Okologiekonferenz ist, daß 
vielmehr gerade die sozialen Auswirkun- 
gen des herrschenden Entwicklungsmo- 


dells zur Diskussion stehen. Somit sind 


heute im brasilianischen Forum neben 
Umweltgruppen der Gewerkschaftsdach- 
verband CUT, die Vereinigung der Fave- 
labewohner Rios und praktisch alle Frau- 
engruppen Brasiliens vertreten. 
Angesichts der Heterogenität blieben 


natürlich gravierende Differenzen in der 


inhaltlichen Diskussionen nicht aus. 
Zwei Punkte waren es, die besonders Kon- 
trovers diskutiert wurden: zum einen die 
“debt for nature saps" (Schuldentausch 
gegen Umweltschutzmaßnahmen), zum 
anderen die Bevölkerungspolitik. 
Umweltgruppen standen anfangs der 
Idee, Auslandsschulden in Umweltinve- 
stitionen umzuwandeln, durchaus positiv 
gegenüber. Hier hat sich aber nun die 
Position durchgesetzt, daß dies eine nicht 
zu rechtfertigende Verknüpfung von 
Umweltschutzaufgaben mit der Aus- 
landsverschuldung ist, die die zentrale 
Frage nach der Legitimität der Auslands- 
schulden nicht stellt. Wie schon vorher 
die indianischen Organisationen und der 
Ratder Kautschukzapferhat nun auch das 
Forum eindeutig gegen die Tauschpro- 
jekte Stellung genommen. 

Im zweiten kontroversen Punkt setzten 
sich die Frauengruppen durch. Sie haben 
eine Stellungnahme zur Bevölkerungs- 
politik formuliert, die insbesondere die 
Verknüpfung von Umweltzerstörung und 
Bevölkerungswachstum kritisiert. 

An diesen beiden Punkten wird es 
während der UNCED- Konferenz im Juni 
sicherlich zu interessanten Kontroversen 
mit den großen Umweltgruppen des Nor- 
dens kommen. 

Das Forum hat bisher sechs nationale 
Treffen organisiert, ein letztes fand Ende 
April statt. Auf diesem Treffen sollte end- 
gültig der "alternative Bericht" verab- 
schiedet werden, eine Art Zusammenfas- 
sung der Positionen des Forums, eine 
Antwort auf den Bericht der brasiliani- 
schen Regierung. 

Auch in Brasilien sind die Erwartun- 
gen an die offizielle Konferenz ziemlich 
gering. Dasselbe läßt sich aber nicht über 
die Parallelveranstaltungen sagen. Die 
UNCED soll genützt werden, um eine Art 
Weltgipfel der Bewegungen zu veranstal- 
ten. Zwar werden immer wieder Befürch- 
tungen geäußert, ob dies überhaupt noch 
managbar ist, aber noch überwiegen die 
positiven Erwartungen. 

Thomas W. Fatheuer 


"..das wird 
eher eine große 


Konfusion' 


Interview mit Jean Pierre Geroy 
(brasilianisches Forum) 


Die Erwartungen an die offizielle Konferenz sind 
-insbesondere nach dem Vorbereitungstreffen in 
New York - nicht mehr allzugroß. Der Sprecher 
des Internationalen Forums, Liszt Viera, sprach 
bei seiner Rückkehr von einem möglichen Schei- 
tern der UNCED. Was wäre vor diesem Hinter- 
grund für Sie ein positives Resultat der UNCED? 


Ein positives Resultat könnte bei der 
Klimakonvention erzielt werden. Ein Ab- 
kommen, das definitive Fristen für Re- 
duktion von Treibhausgasen setzt, wäre 
ein Erfolg. Beim Schutz der Artenvielfalt 
scheint es so, daß sich unsere Vorstellun- 
gen nicht verwirklichen lassen, die For- 
derung also, daß die Länder, die von der 
Artenvielfalt bei uns profitieren, dafür 
zahlen und auch den Technologietransfer 
ermöglichen. Bei der Frage des Technolo- 
gietransfers gibt es auch unabhängig von 
der Konvention über Artenvielfalt eine 
Blockade. Man will die Regeln des Han- 
delns nicht ändern. Die Frage der Finan- 
zierungsinstrumente ist natürlich funda- 
mental. Wir fordern, daß ein der UNO un- 
terstellter Fond für Umweltprojekte ein- 
gerichtet wird, der nach den Regeln der 
UNO (ein Land - eine Stimme) funk- 
tioniert. Auch das hat aber wenig Chan- 
cen. 

Für einen Fortschritt in den Ländern 
des Südens reicht es nicht aus, immer nur 
Technologietransfer und mehr Finanz- 
mittel zu fordern. Uns beunruhigt, daß nur 
in ganz wenigen Ländern des Südens eine 
Demokratie mit einer Kontrolle durch die 
Gesellschaft existiert, die es ermöglicht, 
daß die Investitionen kontrolliert und be- 
einflußt werden. 

Nehmen wir nur das Beispiel Brasi- 
lien. Gerade diese Woche hat noch der 
Gouverneur des Bundesstaates Rio de Ja- 
neiro verlauten lassen, "Was, ihr wollt 
eine Stärkung der Umweltbehörden, 
mehr Kontrolle gegen Abholzungen. Das 
kostet Geld. Und was ist mit den Straßen- 
kindern? Wo liegt die Priorität - Straßen- 
kinder oder Natur?" Der Gouverneur des 
Bundesstaates Amazonas, Gilberto Mest- 
rinho sagt dasselbe. "Wir brauchen Ent- 
wicklung in Amazonien. Was sollen diese 
riesigen Indianerreservate. Das Volk leı- 
det und deshalb brauchen wir Enwick- 
lung." Das ist natürlich Demagogie, weil 
inzwischen auch die Arbeiter auf dem 
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Land und in der Stadt sagen, nein, die 
Dinge müssen verbunden werden. Wenn 
wir diese soziale Marginalisierung erlei- 
den, wenn wir in die Favelas gedrängt 
werden, dann leiden wir dort auch unter 
Umweltbedingungen. Und die Landar- 
beiter sagen, dieses ganze Gerede von der 
Modernisierung ist nur Propaganda. 
Denn in Wirklichkeit geschieht nichts. 


Nun sehen viele Leute in der Konferenz nicht nur 
Chancen. Glauben Sie nicht, daß die Gefahr be- 
steht, eine ökologische Legitimation für die Vor- 
herrschaft des Nordens zu schaffen? Im Golf- 
krieg war schließlich auch die Rolle der UNO 
durchaus zweifelhaft. Ein ökologischer Interna- 
tionalismus kann doch unter den gegebenen 
Machtverhältnissen nur ein Machtinstrument in 
den Händen der dominanten Staaten sein, eine 
Aushöhlung der staatlichen Souveränität und ein 
neues Legitimationsinstrumentarium für Inter- 
ventionen. 


Ich sehe hier keine große neue Ent- 
wicklung. Die Domination existiert und 
sie wird fortbestehen. Man wird etwas 
mehr investieren, auch die Unternehmer 
interessieren sich jetzt für Umwelt, aber 
das ändert natürlich nichts an den beste- 
henden Machtverhältnissen. Die werden 
weiterreproduziert, vielleicht miteinigen 
neuen Instrumenten. 

Natürlich gibt es auch Tendenzen, die 
uns beunruhigen, zum Beispiel bei der 
Diskussion über die tropischen Wälder. 
In den USA bezieht sich fast der gesamte 
öffentlicheDruck auf Bush, an der Konfe- 
renz teilzunehmen, auf diese Frage. Die- 
ses Gerede vom "Erbe der gesamten 
Menschheit" führt natürlich dazu, daß 
man dann sagt, da brauchen wir eine ge- 
wisse Kontrolle über ein Land wie Brasi- 
lien, über Amazonien. Nur glaubt nie- 
mand, daß dies über eine territoriale Er- 
oberung abläuft. Manchmal sprechen die 
Militärs darüber, aber niemand denkt, daß 
es eine reale Gefahr ist. Man kann natür- 
lich über eine zukünftige Gefahr speku- 
lieren, aber schlimm genug ist doch das, 
was heute schon da ist. Eine Invasion der 
dominierenden Kräfte existiertdoch - und 
nicht erst seit heute. Alle die, die über 
einen grünen Faschismus, über eine grü- 
ne Legitimation der Dominanz nachden- 
ken, sollten lieber sehen, daß diese Domi- 
nanz schon existiert. 


Eine andere Kritik bezieht sich auf die Verbin- 
dung von Entwicklung und Umwelt in dieser 
Konferenz. Sie könnte einer neuen Entwicklungs- 
euphorie Vorschub leisten in einem Augenblick, 
in dem alle Entwicklungsmodelle praktisch ge- 
scheitert sind. Erleben wir am Ende des Jahrhun- 
derts eine Neuauflage klassischer Entwicklungs- 
politik mit grüner Tünche? 

Das ist interessant, es ist, glaube ich, 
eine typische Reflexion aus dem Norden. 
Für uns ist diese Verbindung ein Fort- 
schritt. Stellen Sie sich vor, dies sei nur 
eine Umweltkonferenz. Nehmen wir das 
Pilotprogramm der G-7 für Amazonien. 
Unsere erste Kritik war, daß es einen 
Schnitt macht zwischen Umwelt und Ent- 
wicklung. Es ist scheinheilig, einige 
Schutzzonen zu entwickeln, die vielleicht 
wirklich funktionieren, und so zu zeigen, 
was die G-7 für den Regenwald tut, wäh- 
rend auf der anderen Seite nicht vom 
Bergbau, nicht von den großen Staudäm- 
men, nicht von der Energiepolitik gespro- 
chen wird. Diese Art von Entwicklung hat 
ihre Logik.und es ist eine Logik der Zer- 
störung. 

Auf der anderen Seite dann ein paar 
schöne Schutzzonen ... Die Bevölkerung 
geht dabei vor die Hunde. Der "Fort- 
schritt" schafft keine Reichtümer für die 
Region, keine Arbeitsplätze, sondern nur 
Enklaven. Was wirbrauchen ist einereale 
Entwicklung, die gute Lebensbedingun- 
gen schafft für den größten Teil der Be- 
völkerung, der jetzt marginalisiertist. Wir 
brauchen eine Entwicklung, die tatsäch- 
lich die Bevölkerung politisch, wirt- 
schaftlich und sozial integriert und nicht 
ausschließt. 

Das Industriemodell des Nordens ist 
für uns nicht erreichbar. Es ist nicht repro- 
duzierbar. 


Forderungen nach einem Boykott der UNCED 
habe ich in Brasilien nicht gehört, eher Kritiken 
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an der Boykottdiskussion, die in Europa die Zeit- 
schrift "The Ecologist' losgetreten hat. 

Ja, diese Diskussion kritisieren wir. 
Natürlich, die Zweifel über offizielle 
Konferenzen sind auch bei uns allgegen- 
wärtig. Aber wenn wir die Kräfte im Sü- 
den stärken wollen, wenn wir das Kon- 
summodell im Norden kritisieren wollen, 
wenn wir das Fehlen eines wirklichen 
Entwicklungsmodells anklagen wollen, 
dann müssen wir zusammenarbeiten. 
Deshalb glauben wir, daß unsere Anwe- 
senheit in Rio, die Präsenz der NGOs, 
wichtigist. 


Sowohl der Sprecher des internationalen Fo- 
rums, Liszt Viera, als auch Sie haben die Haltung 
der brasilianischen Regierung im Vorfeld der 
UNCED kritisiert, insbesondere ihre Weigerung 
ein "monitoring", eine Konditionalität interna- 
tionaler Gelder zu akzeptieren. Ich finde ihre 
Haltung überraschend. Schließlich war diese 
Konditionalität in der Vergangenheit eher eine 
Forderung von Weltbank und IWF. Haben Sie 
eine neue Form von Konditionaliät im Sinne? 


Ja, ja, natürlich. Wir fordern ja auch 
eine Reform der multilateralen Instanzen. 
Unter den gegebenen Umständen ist diese 
Kontrolle natürlich an die mächtigen öko- 
nomischen Interessen einiger weniger 
Staaten gebunden. Wir wollen die Kondi- 
tionalität, weil unsere Erfahrung zeigt, 
daß wir nur etwas in Brasilien erreichen, 
wenn internationaler Druck ausgeübt 
wird. Auch die NGOs im Norden fordern 
Ja eine Beteiligung an den internationalen 
Instanzen, an Finanzierungsfonds, an der 
UNO. Wenn diese Instanzen nicht refor- 
miert werden, dann ist die Konditionalität 
tatsächlich negativ. 


Um noch einmal Liszt Viera zu zitieren: "Die offi- 
zielle Konferenz mag ein Flop werden, unsere 

' Konferenz, das Treffen der NGOs, wird ein Er- 
folg''. Teilen Sie diesen Optimismus? 

Ich bin da etwas zurückhaltender. Die 
Konferenz der NGOs wird einen sehr ap- 
pellativen Charakter haben. Sie wirdauch 
ein großes Feld für Eitelkeiten sein. Hier 
wirdes von allemetwas geben. Unsere ei- 
gene Erfahrung imbrasilianischen Forum 
zeigt, wie schwierig es ist, mit so vielen 
Gruppen ernsthafte inhaltliche Diskus- 
sionen zu führen. Die Umweltfrage hat 
für vieles die Tür geöffnet. Neue Utopien, 
eine neue Ethik, alles schön und gut, nur 
es isteben eine offene Tür für alles. Es ist 
eine Minderheit, die wirklich begreift, 
worum es geht. Bei dieser Heterogenität 
wird es schwierig sein, etwas Grundle- 
gendes zu formulieren. Die Parallelkon- 
ferenz, nein, nein, das wird eher eine gro- 
Be Konfusion. 


Was glauben Sie wird wichtiger sein bei der Pa- 
rallelkonferenz, die Beeinflussung der offiziellen 
Konferenz oder die Schaffung eines neuen Inter- 
nationalismus, die Stärkung einer internationa- 
len zivilen Gesellschaft? 


Letzteres. Zur Beeinflussung der offiziel- 
len Konferenz haben wir schon alles ge- 
macht, was wir tun konnten. Das ist jetzt 
nicht mehr das Hauptanliegen. Ich hoffe, 
daß die Konferenz der NGÖs ein Sprung- 
brett für uns sein wird, um gemeinsame 
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Ökologie und Entwicklung 


Aktionen und Strukturen für die Zukunft 
zuformulieren. 


Ist das brasilianische Forum nicht auch deshalb 
so angewachsen, weil viele Gruppen nicht aus 
ökologischer Überzeugung, sondern eher aus po- 
litischem Opportunismus eingetreten sind, um al- 
so eine neue politische Konjunktur nicht zu ver- 
passen. Hat nicht eine Konfrontation zwischen 
konservativen Umweltschützern und traditionel- 
ler Linker lange das Forum dominiert? 

Ich stimme damit nicht überein. Es gab 
eine gewisse Spannung zwischen Um- 
weltschützern und anderen Gruppen. Es 
war eher eine Konfrontation NGOs im 
Bereich der Solidaritätsarbeit versus Um- 
weltbewegung. Es gab dieses Mißver- 
ständnids: "Was wollen die denn hier, die 
haben doch nichts mit Ökologie zu tun." 
Aber das hat alles nichts mit Opportunis- 
mus zu tun. Gerade das Beispiel der CUT 
(Gewerkschaftsdachverband, T.F.) ist 
sehr interessant. Fragen der Gesundheit 
am Arbeitsplatz haben natürlich unmit- 
telbar mit Okologie zu tun. Ebenso auf 
dem Land, denken wir nur an die Frage 
der Pestizide. In unserer sozialen Arbeit 
waren die ökologischen Fragen immer 
gegenwärtig. Ein Problem ist vielleicht 
die mangelnde Stabiltiät der Umwelt- 
gruppen. Die großen, eher traditionellen 
Umweltverbände sindim Forum nicht ak- 
tiv geworden, sie haben sich nicht auf die 
Debatte über Umwelt und Entwicklung 
eingelassen. Die Umweltgruppen, die 
größeres politisches Bewußtsein haben, 
sind zahlreich aber klein, entstehen, ge- 
hen wieder ein. Die Konsolidierung die- 
ser Gruppen ist eine große Herausforde- 
rung für die brasilianische Umweltbewe- 
gung. Auch politisch ist die Umweltbe- 
wegung schwach. Es gibt einen kleinen 
Flügel innerhalb der PT, die grüne Partei 
existiert praktisch nicht mehr. Und so gibt 
es wenig öffentliche Aktionen oderpoliti- 
sche Einmischungen im größeren Rah- 
men. Diese Fragmentierung und Schwä- 
che der Umweltgruppen erwähne ich hier 
nicht, um ein Urteil abzugeben. Es ist ein- 
facheine Tatsache, undicherhoffe gerade 
von der Konferenz eine Stärkung dieser 
Gruppen. 

Das Interview führte 
Thomas W. Fatheuer 


Lutzenberger ade 


"In gewisser Weise wünschten die 
Umweltschützer, daß Lutzenberger 
aus dem Amt scheidet, denn er war die 
richtige Person am falschen Platz. Er 
besaß nicht die politische Fähigkeit, 
eine Unterstützung innerhalb der 
Regierung zu bekommen und war 
zum Schluß isoliert." (Jao Paulo 
Capobianco, Exekutivkomitee des 
brasilianischen Forum) 

Brasilianischen Presseberichten 
war zu entnehmen, daß die Entlassung 
Lutzenbergers in Europa eine gewisse 
Bestürzung hervorgerufen hat. Dieses 
Bedauern impliziert, daß Lutzenber- 
ger in der Regierung Collor eine posi- 
tive Funktion hatte. Dies wird aber 
von brasilianischen NGOs in der 
Regel nicht so gesehen. 

Lutzenbergers Rolle in der Regie- 
rung Collor muß an den Ergebnissen 
seiner Politik gemessen werden und 
nicht an seinen Reden vor internatio- 
nalen Foren. Tatsächlich hat Lutzen- 
berger es nie geschaftt, seine Ideen in 
konkrete Politik umzusetzen. Er dien- 
te lediglich als Feigenblatt für eine 
real nicht existierende Umweltpolitik 
der Regierung Collor. Wenn Lutzen- 
berger nach zwei Jahren Amtszeit die 
ihm unterstellte Umweltbehörde IBA- 
MA als "Zweigstelle von Holzhänd- 
lern" bezeichnet, so trägt er für diese 
Entwicklung auch eine politische Mit- 
verantwortung. 

Die brasilianische Tageszeitung 
"Journal do Brasil" berichtet in ihrer 
Ausgabe vom 22.3.92 von einem spe- 
zifischen Grund, der jenseits der aku- 
ten Streitigkeiten die Entlassung Lut- 
zenbergers beeinflußte. Der Regie- 
rung liegen jetzt die ersten vorläufigen 
Zahlen über die Waldvernichtung im 
Jahre 199] vor. Sieerreichen die Höhe 
des Rekordjahres 1987!! Lutzenber- 
ger hatte sich immer damit gerühmt, 
wenigstens das Tempo der Waldzer- 
störung vermindert zu haben. 

"Die Ernennung Luztenbergers 
zum Staatssekretär für Umweltfragen 
war mehr eine dekorative Maßnahme, 
als daß sie den Willen der Regierung 
Collor ausdrückte, eine wirkliche 
Umweltpolitik in Brasilien umzuset- 
zen. Die Entlassung von Lutzenberger 
und Eduardo Martins(Präsident der 
Umweltbehörde IBAMA) paßt zu der 
Instabilität und Deskontinuität der 
politischen Aktionen der Regierung." 
(Auszug aus einer Stellungnahme des 
Nationalen Rates der Kautschukzap- 
fer) 

Thomas W. Fatheuer 


Algerien 


Der unaufhaltsame 
Niedergang des 
algerischen Sozialismus 


Bis 1988 schien das algerische Regi- 
me Modell eines stabilen sozialisti- 
schen Entwicklungsweges zu sein. 
Seitden ''Brotunruhen' imselben 
Jahr, spätestens aber mit den Wahl- 
siegen der islamistischen Bewegung 
FIS bröckelte die Fassade, hinter 
der esschon lange gebrodelt hatte. 
Boutheina Cheriet verfolgt inihrem 
Artikel-der vor den Parlaments- 
wahlen im Dezember 1991 erschien 
- die ideologischen Strömungen der 
algerischen Nationalbewegung. 
Diese hat - so ihre These - mit ihrer 
populistischen, an den Islam ange- 
lehnten Ideologie entscheidenden 
Anteilam Wiedererstarken der 
islamistischen Bewegung heute. 
Selbst dieFLN propagierte nach 
der Unabhängigkeit den Islam als 
zentrales Element des spezifischen, 
algerischen Sozialismus. Die 
Modernisierungspolitik, die das 
Regime gleichzeitig einleitete, 
untergrub aber genau diese auf dem 
Versprechen von "sozialer Gerech- 
tigkeit'' basierende Ideologie. 


lgeriens ökonomischer und ideo- 
A, Niedergang, der sich im 

Laufe der 80 er Jahre vollzog, ließ 
die offizielle, aus mehreren Versatz- 
stücken bestehende egalitäre Ideologie 
des "spezifischen Sozialismus" immer 
fragwürdiger werden.' Dieser "algerische 
Sozialismus" geht einerseits auf einen 
islamischen Ursprung zurück. Gleichzei- 
tig wird sein nationaler Charakter und sei- 
ne Verankerung in den lokalen, traditio- 
nellen Organisationsformen und Sitten 
betont. 

Ihren Ursprung hat die algerische 
Ideologie in dernationalen Bewegung der 
30er Jahre, die zwei Richtungen umfaßte: 
eine säkulare -"L’Etoile Nord Africaine" 
(ENA), die in Kreisen nach Frankreich 
migrierter ArbeiterInnen entstand und 
von dort nach Algerien kam - und eine 
islamische Reformbewegung, die haupt- 


sächlich in städtischen Gebieten (al-Ula- 
maal Muslimun al Jazairiyun) aktiv wur- 
de. Die in Kreisen des gebildeten Klein- 
bürgertums und der Arbeiterklasse for- 
mulierten nationalistischen Forderungen 
nahm die säkular ausgerichtete "Parti du 
Peuple Algerien" (PPA) auf. Während die 
PPA für die volle Unabhängigkeit eintrat, 
trieb die islamische Reformbewegung 
Ulama den Nationalismus subtiler voran. 
Unter der Führung von Shaikh Abd al- 
Hamid Ibn Badis trat sie für die Rechte 
der moslemischen Gemeinde, für Freiheit 
und Gleichstellung innerhalb eines 
Systems "ethnischer Brüderlichkeit" ein.? 

Daraus entwickelte sich eine neue 
nationale Ideologie Algeriens, der Popu- 
lismus. Die Ulama betonte den islami- 
schen und arabischen Charakter Algeri- 
ens und selbst die Nationalisten kamen 
nicht daran vorbei, die Besonderheit 
Algeriens mit der Bedeutung des Islam zu 
verbinden. "Für den algerischen Mos- 
lem", schrieb 1939 "le journal du PPA", 
"bedeutet Assimilierung (an Frankreich, 
d.U.) Verrat, da dies das Verlassen der 
islamischen Gemeinschaft impliziert." 
Als Ferhat Abbas’, dessen "Uniön D&mo- 
kratique du Manifeste Algerien" 
(UDMA) nicht für die Unabhängigkeit 
eintrat, die Existenz einer algerischen 
Nation einen Mythos nannte, stellte Ibn 
Badis, der Führer der Ulama, fest: "Diese 
moslemische Nation ist nicht Frankreich, 
... es ist eine von Frankreich vollkommen 
verschiedene Nation, mit eigener Spra- 
che, eigenen Sitten, besonderen ethni- 
schen Ursprüngen und eigener Religion. 
(Diese Nation) lehnt die Assimilation ab, 
sie hat ein eigenes Vaterland mit genau 
erkennbaren Grenzen." 


Diese hoch politische Behauptung 
einer unpolitischen Vereinigung beein- 
flußte entscheidend die politische Kultur 
und Sprache der nationalen Bewegung. 
Durch ihr ausgedehntes Netz von "Me- 
dressas" (freien Schulen) und Jugendor- 
ganisationen verbreitete sie die Parolen 
des Nationalismus unter den Kindern der 
städtischen Bevölkerung. Den Studenten 
brachte sie mit Bedacht die arabische 
Sprache und Literatur nahe, aber genauso 
Französisch, Mathematik, Geographie 
und Geschichte. Es war ein richtiges 
Erziehungssystem, das neben den franzö- 
sischen laizistischen Schulen betrieben 
wurde. 

Auch die Moscheen waren nützlich, 
um zukünftige Anhänger der nach Unab- 
hängigkeit strebenden Nationalbewe- 
gung heranzuziehen. Dies geschah nicht 
durch gegen das Establishment gerichtete 
Predigten, sondern durch ein subtiles Kri- 
tik am Sufi-Islam‘, der die koloniale 
Administration stillschweigend duldete. 


Islamische Nationalbewegung 


"Die Ulama Bewegung betrieb die 
effektivste Agitation sowohl gegen die 
koloniale Ordnung, als auch gegen die 
traditionelle algerische Gesellschaft, die 
stark durch den Heiligenkult geprägt war. 
Ibn Badis, ein sehr produktiver Schreiber, 
unterschied zwischen "ethnischer Natio- 
nalität", die er für die muslimische Ge- 
meinde geltend machte und "politischer 
Nationalität", die Unabhängigkeit bein- 
haltete und für die "das algerische Volk 
noch nicht reif war". Sein Konzept der 
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ethnischen Nationalität gab ihm Spiel- 
raum, um zum orthodoxen Islam zu 
bekehren. Mit diesem setzte er eine puri- 
tanische Interpretation der Schriften 
durch, bekämpfte die Abweichungen der 
Marabouts und ebnete damit dem "politi- 
schen Nationalismus”den Weg. Gellner’ 
hat eine Parallele zwischen der Ulama 
und der protestantischen Reformbewe- 
gung in Europa gezogen, insofern daß 
beide ihre Anhängerschaft aus dem sich 
herausbildenden, städtischen Porletariat 
sowie dem Kleinbürgertum und den Mit- 
telklassen rekrutierten, die alle auf der 
Suche nach einer rationaleren Weltinter- 
pretation waren, die das mythische Wis- 
sen des Heiligenkults nicht befriedigte. 

Auf diese Weise versorgte die Ulama 
im Schatten des Kolonialsystems die 
algerische Elite in Wirtschaft und Verwal- 
tung miteinerphilosophischen und politi- 
schen Kultur, die sie weder in der Koloni- 
alkultur noch im traditionellen religiösen 
Mystizismus finden konnte. Die Ulama 
legte den Grundstein für eine algerische 
Nationalideologie, indem sie den purita- 
nischen Islam in ein modernes Wertesy- 
stem übersetzte. Wenn das Element des 
Arabismus manchmal Ursache für Unei- 
nigkeit war, die durch Teile des radikalen 
Flügels hervorgerufen wurden, weil sie 
an den Anteil der Berber innerhalb der 
algerischen Bevölkerung erinnerten, so 
blieb das islamische Element unhinter- 
fragt. 


So nahm der Unabhängigkeitskrieg 
die Form eines jihad (religiöser Krieg) an; 
die männlichen Kämpfer wurden mujahi- 
din (Gottesstreiter), die weiblichen Käm- 
pferinnen mujahidat genannt und aufdem 
Land beschimpfte man die Kolonialher- 
ren als "kuffar" (Ungläubige). Dies war 
nicht religiöser Fanatismus, sondern Aus- 
druck einer sich bildenden politischen 
Gemeinschaft, die ihre Vorstellungen aus 
der islamischen Weltanschauung ableite- 
te. Diese bildete wahrscheinlich das ein- 
zige integrativ wirkende und verinner- 
lichte Erbe, das die Mehrheit der Algerier 
verband. 

Als die Nationalbewegung die natio- 
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oumedienne, in Kontakt mit den Massen 


Algerien 


nale Besonderheit Algeriens zu bestim- 
men suchte, zog sie dazu den Islam heran. 
Als Boumediennes technokratische Elite 
(seit Juni 1965 an der Macht, d.U.) den 
Kurs zur Entwicklung des "spezifischen 
Sozialismus” einschlug, präsentierten sie 
diesen als vom islamischen Egalitarismus 


inspiriert, Und wenn heute die Islamisten 


die politische Macht fordern, schließt 
sich mit ihrer Forderung nach einem isla- 
mischen Gemeinwesen der Kreis. 


Vom algerischen Sozialismus 
zum Fundamentalismus 


In den letzten vier Jahren wurde der 
algerische Populismus einer Schockthe- 
rapie unterzogen. Das Ergebnis bleibt 
ungewiß. Die Metamorphose des mono- 
lithischen "Volks" in eine "Zivilgesell- 
schaft", die frei ihre Vertreter wählen oder 
abberufen kann, wird nicht ohne Schmer- 
zen vonstatten gehen. Die Armee ist bis 
jetzt zweimal gerufen worden, um die 
"republikanische Ordnung zu verteidi- 
gen", im Oktober 1988 und wieder im 
Juni 1990. 

Als im Oktober 1990 Unruhen ausbra- 


chen, forderte der Großteil der Demon- ' 


stranten nicht Demokratie, sondern eine 
egalitäre Verteilung des Nationalpro- 
dukts. Präsident Chadli (Nachfolger Bou- 
mediennes nach dessen Tod 1978, d.U.) 
schlug stattdessen eine neue Verfassung 
vor, die später im Februar 1989 angenom- 
men wurde, und segnete ein Mehrpartei- 
ensystem und Demokratisierung als das 
neue "soziale Projekt" für Algerienab. 
Bestärkt durch ihre breite soziale Basis 
bereitete die FIS einen Sieg in den Parla- 
mentswahlen vor. Diese waren zuerst für 
Februar versprochen, dann bis Juni ver- 
schoben und schließlich 26. Dezember 
und den 16. Januar 92 in zwei Runden 
festgesetzt worden. Seit der Verkündung 
der Verfassung von 1989 hat die von der 
FLN kontrollierte Nationalversammlung 
nicht weniger als vier Wahlgesetze für die 
ersten nationalen Mehrparteienwahl ver- 
abschiedet, das letzte im April 1991. 


ER 


Durch den Erfolg der FIS bei den 
Kommunalwahlen im Juni 1990 veräng- 
stigt, schneiderten die Abgeordneten die 
Gesetze zugunsten der FLN zurecht. Sie 
schufen neue Wahlbezirke in ländlichen 
Gegenden, die für die Unterstützung der 
FLN bekannt waren und wiesen diesen 
eine astronomisch hohe Zahl Sitze im 
Verhältnis zu ihrer Bevölkerung zu. Die 
FIS antwortete im Mai 91 miteiner Kam- 
pagne des zivilen Ungehorsams, die 
durch massive Kritik am Regime wäh- 
rend des Freitagsgebets eingeleitet wur- 
de. 

Ihre dringlichste Botschaft war die 
Zurückweisung der Demokratie als frem- 
den Wert für Algerien und die klare For- 
derung nach der Errichtung einer islami- 
schen Republik, deren Verfassung dem 
Koran und der Sunna entnommen sein 
sollte. Dies sind also die Forderungen der 
Partei, die beansprucht, in drei Jahren 
sechs Millionen Anhänger gesammelt zu 
haben und die die ersten Kommunalwah- 
len auf der Basis des Mehrparteiensy- 
stems im Juni 1990 mit einer 55%igen 
Mehrheit gewann. 

Der Generalstreik der FIS verursachte 
den Sturz der Regierung im Juni 1991. 
Aber er legte auch die internen Konflikte 
der FIS und der FLN offen. Die Führung 
spaltete sich in zwei Lager: das eine 
unterstützte den militanten Standpunkt 
von Abassi Madani und Ali Benhadj, das 
andere strebt eine politische Machtüber- 
nahme über Wahlen an.‘ Auf Seiten der 
FLN hatte der Generalstreiksaufruf der 
FIS zur Folge, daß der neue Premiermini- 
ster, Sid Ahmed Ghozali, auf Konfronta- 
tionskurs zu prominenten Mitgliedern 
des FLN- Politbüros ging. 


Krise des Verwaltungsstaates 


Das Duell zwischen Ghozali und dem 
FLN-Politbüro war nureineneue Auflage 
eines schon älteren Konfliktes innerhalb 
der Machtelite. Der Graben verläuft zwi- 
schen den jungen Technokraten des Regi- 
mes, mit Posten irgendwo in der Exekuti- 
ve, wosie völlig unabhängig von der FLN 


Algerien 


Wahl der eigenen Unfreiheit? 


schalten und walten können, und den 
Apparatschiks der Partei, die unter einem 
Minderwertigkeitskomplex gegenüber 
dieser gut organisierten Schaltzentrale 
der algerischen Politik leiden. Die alte 
Garde der FLN betrachtete den Vorstoß 
Ghozalıs als erniedrigend und sah sich in 
ihrem schon legendären Mißtrauen 
gegenüber der "Intelligentsia" bestätigt. 

Die Feindschaft reicht zurück in die 
frühen Tage des Unabhängigkeitskam- 
pfes. Unter dem Regime Boumediennes 
nahm sie deutlichere Formen an. Boume- 
dienne war womöglich der einzige politi- 
sche Führer Algeriens, der es sich erlau- 
ben konnte, gegen die alten Gruppensoli- 
daritäten (assabiyyas)- anzugehen. Er 
selbst war das Produkt jenes rauhen länd- 
lichen Milieus, aus dem der Unabhängig- 
keitskrieg seine Kämpfer bezog. 

Boumediennes Reden offenbaren, 
welchen Stellenwerter dem Aufbau staat- 
licher Institutionen beimaß. Die Armee 
fest im Griff, errichtete er einen admini- 
strativen Apparat von einer maximalen 
funktionalen und territorialen Reichwei- 
te, mit dessen Hilfe er eine umfassende 
Sozial- und Wirtschaftspolitik in Gang 
brachte. Die Technokraten der 60er und 
70er Jahre begaben sich in die Fußstapfen 
der Kolonialverwaltung und setzten alles 
daran, regionale Bindungen und Stam- 
mesloyalitäten in ihrem Nerv zu treffen 
und zu zerstören. Sie wußten instinktiv, 
wie gefährlich derartige Bindungen für 
den neuen Nationalstaat waren. 


Um ihr 'gesellschaftliches Projekt’ rea- 
lısieren zu können, schalteten Boume- 
dienne und seine Gefolgschaft das Parla- 
ment aus. Der Revolutionsrat wurde zum 
Organ, dem die Auslegung der Grundsät- 
ze der Revolution oblag. Die Forderun- 


gen der verschiedenen regionalen Grup- 
pierungen, die ursprünglich im Parlament 
vertreten waren, konnten besser über 
regionale, administrative als über politi- 
sche Kanäle aufgegriffen werden. 

Die Partei wurde zwar als das "Symbol 
und die inspirierende Kraft" der Revolu- 
tion gefeiert, aber ebenso entschieden 
von politischen Entscheidungen abge- 
koppelt. Damit wurde auf die ideologi- 
schen Verpflichtungen und dieregionalen 
Bindungen reagiert, diedie FLN nach wie 
vor inihren Entscheidungen behinderten. 

Dank der Marginalisierung des Ein- 
flusses der FLN ließ sich in Algerien die 
Entstehung eines Einparteienstaates (wie 
in Tunesien, Syrien, Irak) verhindern. 
Stattdessen bildete sichein Verwaltungs- 
staat heraus, dem just aufgrund der Ent- 
politisierung der ökonomischen und 
gesellschaftlichen Entscheidungen die 
Herstellung eines breiten politischen 
Konsenses gelang. 

Genau in dieser Entwicklung sind aber 
auch die Wurzeln der gegenwärtigen Kri- 
se zu suchen. Die beachtliche soziale 
Mobilität, die durch die umfassenden 
sozialen und ökonomischen Programme 
wie die forcierte Industrialisierung ent- 
fesselt wurde, förderte auch den Prozeß 
der Klassenbildung. 

Im Jahr 1976.setzte das Regime die 
Nationalversammlung wieder ein und 
verabschiedete eine Nationalcharta, in 
der verkündet wurde, daß "die algerische 
Bevölkerung nun die nötige Reife 
erreicht habe". Diese Charta verklärte die 
algerische Bevölkerung einerseits als 
eine Gemeinschaft fortschrittlicher Kräf- 
te' und machte "Bauern, Arbeiter und 
revolutionäre Intellektuelle" als die 
"lebendigen Kräfte der Nation" aus. 
Andererseits präsentiert sie ein dualisti- 


sches Bild von der algerischen Gesell- 
schaft: auf der einen Seite die 'fortschritt- 
lichen‘ und auf der anderen die 'rück- 
schrittlichen Kräfte‘, einschließlich der 
"bourgeoisen und feudalen Kräfte‘. 

Die Verfassung von 1976 erklärt den 
Islam zur 'Staatsreligion'; die erwähnte 
Nationalcharta desselben Jahres schreibt 
den Sozialismus als eine unwiderrufbare 
Weichenstellung fest. Die beiden Doku- 
mente sind beredte Zeugnisse für den 
Eklektizismus des offiziellen ideologi- 
schen Diskurses in Algerien. Der 'algeri- 
sche Sozialismus’ bezieht demnach seine 
Spezifität vor allem aus dem 'Egalitaris- 
mus’ des Islam und hat seinen Ursprung 
im antikolonialen nationalen Befreiungs- 
kampf. 


Das Erbe Boumediennes 


Der Tod Boumediennes im Jahr 1978 
markiert den Beginn des Legitimations- 
schwundes des Regimes. Die Suche nach 
einem Nachfolger brachte den Konflikt 
ans Tageslicht, der schon seit längerem in 
Staatsapparat und Partei schwelte : der 
zwischen den Fürsprechern einer Libera- 
lisierung und den Vertretern eines radika- 
len Sozialismus. Die Armee regelte die 
Angelegenheit dadurch, daß sie einen der 
ihren ins Amt hievte: Chadli Bendjedid 
wurde neuer Präsident. 

Die Nachfolge Boumediennes anzu- 
treten, war keine leichte Aufgabe. Erhatte 
zu verschiedenen gesellschaftlichen 
Kräften einen direkten persönlichen Kon- 
takt hergestellt. In bester machiavellisti- 
scher Tradition gelang es ihm, die gesell- 
schaftliche, politische und militärische 
Elite zu neutralisieren, indem er sich 
direkt an die "Massen" wandte. Zur 
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Umsetzung der Entscheidungen, die er 
und sein Technokratenteam fällten, 
bediente er sich des weitverzweigten Ver- 
waltungsapparates. Vertretern von Mas- 
senorganisationen und Parteien ebenso 
wie Ministern blieb keine andere Wahl als 
sich zu fügen. 

Chadlı Bendjedid hingegen, eine blas- 
se Persönlichkeit mit bescheidener Elo- 
quenz, war für die Mehrzahl der Algerier 
ein Emporkömmling. Diese Gruppe war 
unter Boumedienne gut gediehen, dank 
der besonderen Privilegien, die Kriegsve- 
teranen und ehemaligen Parteiführern 
eingeräumt wurden - während der Präsi- 
dent nicht müde wurde, den Kapitalismus 
zu verdammen. 

Die Versäumnisse Boumediennes 
wurden in den 80ern offenkundig, als sich 
in vielen Bereichen immer deutlichere 
Krisensymptome zeigten. Die Legitima- 
tionskrise des Regimes wurde durch drei 
Bewegungen ausgelöst, gegenüber denen 
sich das Boumedienne-Regime vollstän- 
dig blind gezeigt hatte. Es hielt seine 
gesamten Kräfte auf die Neutralisierung 
der marxistischen und internen Oppositi- 
on gerichtet. 

Seit Beginn der 80er Jahre regte sich 
Widerstand aus der berberischen, der isla- 
mistischen und der feministischen Ecke. 
Im Jahr 1980 brachen in Tizi Ouzou, der 
Hauptstadt der Kabylenregion (die 
hauptsächlich von Berbern bewohnt ist, 
d.U.) Unruhen aus. Die Protestierenden 
machten auf die berberische Identität 
Algeriens aufmerksam, griffen die offizi- 
elle Arabisierungspolitik an und forder- 
ten kulturellen und politischen Pluralis- 
mus, Der "Berberfrühling" hat letztend- 
lich den populistischen Konsens in Alge- 
rien aufgebrochen, indem er auch die 
übrigen Algerier auf die Vielgestaltigkeit 
der algerischen Identität gestoßen hat. 

Die feministische und islamistische 
Herausforderung gelangten zwischen 
1981 und 1987 ıns Blickfeld, als beide 
Bewegungen ebenfalls Attacken gegen 
die Fassade der "demokratischen, moder- 
nen, sozialistischen islamischen Repu- 
blik" führten. Sowohl der feministische 
wie der islamistische Protest waren im 
Unterschied zum Berberprotest noch 
innerhalb des offiziellen ideologischen 
Diskurses zu rechtfertigen: Die Islami- 
sten konnten sich auf den Artikel aus der 
Verfassung von 1976 berufen, der den 
Islam in den Rang einer "Staatsreligion” 
hebt, während die Feministinnen mit Ver- 
weis auf die Artikel 39 und 40 derselben 
Verfassung ihre vollen Staatsbürgerrech- 
te reklamieren konnten. 


Zwischen Individualismus 
und Populismus 


Allen drei Bewegungen wurde mit 
direkter Repression begegnet. Ihre jewei- 
ligen Anführer und Anführerinnen hatten 
die Gelegenheit, sich in der Haft kennen- 
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zulernen. Während eines Fernsehinter- 
views kurz nach den Unruhen im Oktober 
1988 erinnerten eine führende Feministin 
und ein Kriegsveteran den FIS-Chef 
Shaikh Abassı Madani an die Zeit, die sie 
gemeinsam im Gefängnis verbracht hat- 
ten. Die Feministin nahm Stellung zur 
Auffassung des Scheichs, derzufolge der 
Islam der Frau eine primär häusliche Rol- 
le zuweist. Im besten polemischen Stil der 
algerischen Feministinnen konterte sie 
mit der Bemerkung, daß die Frauen 
während des Befreiungskampfes ja wohl 
auch nicht erst ihre Väter, Brüder, Onkel 
oder sonstige männliche Aufpasser um 
die Erlaubnis zum Kämpfen und Sterben 
gebeten hätten. 

Diese Aussagen machen einen dertief- 
sten Gräben innerhalb der pluralistischen 
algerischen Gesellschaft sichtbar: er ver- 
läuft zwischen dem entschiedenen Indivi- 
dualismus und Modernismus der Femini- 


‘stinnen und dem Patriarchalismus und 


Populismus der Islamisten. Der Konflikt 
zwischen beiden Seiten wurde geschürt 
durch die wiederkehrende Debatte um 
das Zivilrecht. Während das säkulare 
Recht im öffentlichen Bereich weite 
Zustimmung findet, bleibt der häusliche 
Bereich der Familie der säkular-rechtli- 
chen Regelung weitgehend entzogen. 

An dieser häuslichen Front steht eini- 
ges auf dem Spiel, da das Funktionieren 
der Familie weitgehend von der repro- 
duktiven Rolle der Frau abhängt. Es gilt 
als Angriff gegen die Familienharmonie, 
wenn Frauen als Staatsbürgerinnen ange- 
sehen werden, die direkt dem Staat ver- 
pflichtet sind. 

Diese Debatte ist alles andere als spezi- 
fisch algerisch. Sie wird aber erhitzter 
geführt als in so manch anderer moslemi- 
schen Gesellschaft. Der Grund liegt in der 
großen Reichweite des islamistischen 
Projektes in Algerien. Es geht den algeri- 
schen Islamisten nicht nur um Fragen des 
zivilrechtlichen Status von Frauen, son- 
dern darum, einen umfassenden Prozeß 
sozialer Veränderung auf den Weg zu 
bringen. 


Proteste gegen die Verabschiedung 
eines neuen Familiengesetzes im Jahr 
1984 führten erstmals in der postkolonia- 
len Geschichte Algeriens zur Verhaftung 
von feministischen Aktivistinnen. Die 
Machtelite hatte sich nur zögerlich an die 
sehr umstrittene Materie herangewagt. 
Das Resultat ist bemerkenswert: ein 
Familienkodex, derbesser ein "Kodex für 
das Verhalten der Frau" zu nennen wäre 
und der Zeugnis davon ablegt, wie unge- 
brochen der patriarchalische Geist in der 
algerischen Machtelite ist. Der Kodex 
regelt etliche Details - wie eine Frau sich 
zu verloben, wie sie sich gegenüber ihrem 
Ehemann und dessen Verwandten zu ver- 
halten hat. Kurzum: er segnet die Minder- 
wertigkeitund Rechtlosigkeit der Frau im 
Privaten ab. Sie kann von einem ihrer 
Aufpasser verheiratet, durch den Fluch 
ihres Gatten geschieden und einfach aus 


dem Haus gejagt und schließlich mit 1/6 
oder 1/8 ihrer Erbschaft abgespeist wer- 
den. 

Diese Gesetzgebung brachte den noch 
vitalen Traditionalismus in den politi- 
schen und rechtlichen Strukturen Algeri- 
ens ans Licht. Aber sie war auch ein 
Schlag ins Gesicht der sich herausbilden- 
den zivilen Gesellschaft. Die feministi- 
sche Reaktion auf das Gesetz blieb in der 
Öffentlichkeit weitgehend unbeachtet. 
Noch weit ist die algerische Gesellschaft 
davon entfernt, den Anwandlungen der 
Abgeordneten der Nationalversammlung 
etwas entgegenzusetzen, die sich in ihrer 
Verblendung dazu hinreißen ließen, über 
die Länge des Stockes zur Züchtigung 
ungehorsamer Frauen zu diskutieren. 

Inzwischen sind die sich als strenge 
Moslems aufführenden Veteranen in der 
Nationalversammlung längst von den 
Islamisten überholt worden. Deren Vor- 
stellungen reichen viel weiter: Sie fordern 
den Aufbau einer islamischen Republik, 
die genau besehen das mythische Kon- 
strukt einer perfekten Weltordnung ist. 
Sie muß als Gegenentwurf zu der chaoti- 
schen Welt des modernen Kapitalismus 
verstanden werden. Der einzige Preis, 
den das Subjekt für die Entstehung einer 
solchen harmonischen Sozialordnung zu 
bezahlen hat ist der des totalen Gehor- 
sams. Mit diesem Versprechen einer auf 
göttlichen Prinzipien aufbauenden Jahr- 
tausendlösung für die sozialen Probleme 
kommt die FIS gerade bei den jungen 
Algeriern gut an, die auf der Suche nach 
einem Halt inihrem Leben sind. 

Boutheina Cheriet 


Aus: Middle East Report 174; 
Übersetzung: cpundisar 


Anmerkungen: 

1) Algeriens Verschuldung, die auf 26 Milliarden$ geschätzt 
wird, bildet das zentrale Symptom der Krise, die in Wirklich- 
keit jedoch noch umfassender ist: Sie drückt sich in der nied- 
rigen Produktivität, dem Bankrott der meisten staatlichen 
Unternehmen und endemischer Arbeitslosigkeit aus, die 
hauptsächlich die algerische Jugend betrifft. Die Zahl der 
offenen Stellen sank zwischen 1981 und 1990 um die Hälfte, 
während die Zahl derjenigen, die eine Arbeit suchten, sich 
im gleichen Zeitraum verdoppelte. Arbeitslosigkeit betrifft 
1,2 Millionen Menschen, 19,7 % der gesamten aktiven 
Bevölkerung. 1989 waren mehr als eine Millionen Men- 
schen arbeitslos, davon 83 % unter 30. 

2) Ibn Badis löste eine ungeheuerliche sozio-kulturelle 
Revolution in der sehr traditionell strukturierten algerischen 
Gesellschaft aus und bereitete ungewollt die Entwicklung 
einer nationalistischen Ideologie vor. Er etablierte ein erzie- 
herisches undkulturelles Netz, das sich auf islamisch-purita- 
nistische Regeln stützte und damit den alten Heiligenkult 
brach. Gleichzeitig wurden moderne pädagogische Metho- 
den in das alte "Medressa"- System eingeführt, um damitdie 
Lehren der französischen laizistischen Schulen zu unterlau- 
fen. 

3) Führer der "Uniön D&mocratique du Manifeste Algerien" 
(UDMA) 

4) Islamische Mystik, die als Gegenbewegung gegen den 
dogmatischen Rechtsislam (Shari'a) entstanden ist. 

5) E. Gellner, Muslim Society, Cambridge University Press 
1984 

6) Der junge Imam Ali Benhadj, der aus bescheidenen Ver- 
hältnissen kommt, und Abassi Madani, Doktor für Erzie- 
hungswissenschaften an der Londoner Universität und ein 
Produkt der religiösen Reformbewegung der 30er Jahre, 
sind interessante Repräsentanten der neuen sozialen und 
ideologischen Konfiguration. Ali Benhadj, der für seine auf- 
wieglerischen Freitagspredigten gegen das Regime bekannt 
ist, ist das Paradebeispiel für die jugendliche Desillusionie- 
rung und den religiösen Puritanismus, während Abassi 
Madani den typischen Denker und Ideologen der islami- 
schen Bewegung repräsentiert, die mit der Errichtung eines 
islamischen Gemeinwesens eine endgültige Lösung für alle 
menschlichen Übel schaffen will. 


Osttimor 


Osttimor 


gibt keine Ruhe! 


ie Regierungskommission unter 
D Vorsitz eines pensionierten Gene- 

rals kam zu einem von der Armee- 
darstellung abweichenden Ergebnis: Die 
Zahl der Toten wurde nun offiziell mit 55 
angegeben. Das Militär wurde gerügt, 
nicht verhältnismäßig gehandelt, sondern 
überreagiert zuhaben. Außerdem wurden 
personelle Konsequenzen gefordert. Der 
für Osttimor zuständige General sowie 
sein direkter Vorgesetzter wurden von 
Dienst suspendiert. Einige Offiziere wur- 
den vorein Militärgericht gebracht. 


Der Bericht der Kommission war das 
fein austarierte Ergebnis eines Kompro- 
misses, der den außenpolitischen Scha- 
den des Massakers begrenzen sollte und 
zugleich den innenpolitischen Machtver- 
hältnissen Rechnung tragen mußte. Auf 
der einen Seite wurde der Militärführung 
ein Eingeständnis von Fehlern abver- 
langt, gegen das sich der Stabschef weni- 
ge Wochen zuvor noch strikt gewehrt hat- 
te. Und doch war die Kritik noch somode- 
rat, daß der alternde General Suharto die 
nachrückenden Generäle nicht völlig ver- 
prellte. Auf der anderen Seite wurde der 
außenpolitische Zweck erreicht. Die mei- 
sten ausländischen Regierungen erkann- 
ten bereitwilligan, daß Indonesien sich zu 
einer Untersuchung bereit erklärt hatte, 
die sogar eine bisher nicht gekannte Kri- 
tik an der Führung der Streitkräfte übte. 
Dabei übersahen sie gerne, daß der 
Bericht nur eine entfernte Annäherung an 
die tatsächlichen Ereignisse beinhaltet, so 
daß die zurückgehaltenen Mittel erleich- 
tert freigegeben werden konnten. 

Doch daß Osttimor nicht ganz aus dem 
Blick der Weltöffentlichkeit verschwin- 
det, dafür sorgten in den vergangenen 
Wochen vor allem zwei Länder. Die bei- 
den ehemaligen Kolonialmächte Nieder- 
lande und Portugal gelten dem indonesi- 
schen Regime mittlerweile als Intimfein- 
de in dieser Angelegenheit. Besonders 
unangenehm für die Indonesier ist in der 
gegenwärtigen Situation, daß Portugal 
zur Zeit die EG-Präsidentschaft innehat 
und damit durch eigene Initiativen das 
Verhalten der EG beeinflussen kann. 
Während die meisten EG-Staaten bilate- 
ral bereits ihre Befriedigung über den 
indonesischen Untersuchungsbericht 
hatten erkennen lassen, ist ein solches 
Signal von der EG bisher ausgeblieben. 


Im November 1991 gingein Auf- 
schrei durch die Weltpresse. Indo- 
nesische Truppen hatten ohne Vor- 
warnung aufdie Teilnehmer einer 
friedlichen Trauerkundgebung 
geschossen und dabei nach Augen- 
zeugenberichten mindestens ein- 
hundert Menschen umgebracht 
und mehr als zweihundert Men- 
schen verletzt (s.blätter Nr. 179). 
Daraufhin forderten westliche 
Geberländer von Entwicklungshil- 
fe eine unabhängige Untersuchung 
der Vorfälle; einige froren ihre 
Hilfszahlungen ein. Unter diesem 
Druck sah sich die Regierungin 
Jakarta gezwungen zumersten Mal 
inihrer 26-jährigen Geschichte, 
eine Kommission einzusetzen, um 
das Verhalten des Militärs überprü- 
fen zulassen. 


Sehr zum Ärger des indonesischen 
Außenministers Alı Alatas, der die EG- 
Staaten schon unverblümt davor gewarnt 
hat, die Beziehungen wegen einseitiger 
Interessen Portugals aufs Spiel zu setzen. 
In der Tat haben sich alle portugiesischen 
Regierungen, nachdem Portugal bei der 
Dekolonisierung Osttimors in den 70er 
kläglich versagt hatte, zu einer der ganz 
wenigen Fürsprecherinnen Osttimors in 
den internationalen Gremien gemacht. 
Ohne die immer wieder gestellte Forde- 
rung, die Osttimoresen sollten in einem 
von der UNO beaufsichtigten Referen- 
dum über ihre staatliche Zugehörigkeit 
selbst entscheiden, wäre von dem stillen 
Krieg der indonesischen Militärs gegen 
Osttimor wohl noch weniger zu hören. 


pektakulärer ist die Verstimmung 
zwischen Indonesien und den Nie- 


derlanden: die Holländer gehörten 
zu denjenigen, die sofort nach Bekannt- 
werden des Massakers ihre Zahlungen 
nach Indonesien einstellten. Im Gegen- 
satz zu den anderen Staaten nahmen sie 
ihre Zahlungen aber nach der Veröffent- 
lichung des Regierungsberichts nicht 
wieder auf, sondern mahnten in der Per- 
son ihres Entwicklungshilfeministers Jan 
Pronk eine Verbesserung der Menschen- 
rechtssituation in Indonesien an. 


Das Engagement der ehemaligen 
Kolonialmacht Niederlande, die sich erst 
nach einem blutigen Krieg aus dem 
Archipel hatte vertreiben lassen, läßt sich 
mit einer “Besorgtheit des ehemaligen 
Mutterlandes” nicht ausreichend erklä- 
ren. Entscheidend ist wohl vielmehr, daß 
die Niederlande besonders nach dem 
Militärputsch von 1965 zum Zufluchtsort 
vieler Exilindonesier geworden sind, die 
die Entwicklung in ihrem Heimatland 
mißtrauisch beobachten und durch Lob- 
byarbeit Druck auf die Regierung in Den 
Haag ausüben. 

Die indonesische Seite verbat sich die 
Aufforderung zur Verbesserung der Men- 
schenrechtssituation und bezeichnete sie 
angesichts der niederländischen Koloni- 
algeschichte als koloniale Arroganz und 
Heuchelei. Am 25.3.1992 machte Radius 
Prawiro, der Koordinierungsminister für 
Firranzen und Wirtschaft die Ankündi- 
gung Präsident Suhartos wahr, Hilfe, die 
an Bedingungen geknüpft ist, nicht mehr 
anzunehmen und erklärte alle Wirt- 
schaftsbeziehungen mit den Niederlan- 
den für beendet. Die Niederländer wur- 
den aufgefordert, ihrerseits ihr Engage- 
ment binnen eines Monats zu beenden. 

Um den Bruch der Wirtschaftsbezie- 
hungen vollständig zu machen, kündigte 
Indonesien gleichzeitig auch die Mitar- 
beit in der IGGI-Gruppe auf, in der die 
Gläubigerstaaten Indonesiens zusam- 
mengeschlossen sind. Den Vorsitz der 
IGGi1, in der auch die BRD vertreten ist, 
führen traditionell die Niederländer. Die 
Weltbank wurde von Jakarta gebeten eine 
neues Gremium der Geberländern zu 
schaffen, in dem die Niederländer nicht 
mehr vertreten sein sollen. Während der 
Abbruch der Wirtschaftsbeziehungen- 
mitdem ungeliebten Partner die indonesi- 
sche Regierung nicht viel kostet, da 
holländische Hilfszahlungen nur 1,8 % 
der gesamten indonesischen Entwick- 
lungshilfe ausmachen, haben die Politi- 
ker auf einen Bruch auf anderer Ebene 
bezeichnender Weise bisher verzichtet. 
Gerade im Bereich der Bildungs- und 
Wissenschaftszusammenarbeit bestehen 
sehr enge Beziehungen, die Indonesien 
nicht ohne weiteres ersetzen könnte. 


khs 
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"Wir galten plötzlich als 


Prostituierte 


Eine Ex-Guerrillera berichtet über ihre 
Erfahrungen im unabhängigen Zimbabwe 


Was passiert mit den Guerillafrau- 
en, wenn die nationale Unabhän- 
gigkeit erreicht ist? Was ist, wenn 
sie nach langjährigem bewaffneten 
Kampf wieder in den Alltag der Ge- 
sellschaft zurückkehren? Diese 
Fragen stellen sich aktuell in El Sal- 
vador oder Kolumbien. Ndanatsei 
Mudokwenyu berichtet über ihre 
Erfahrungen im unabhängigen 
Zimbabwe. Dabei zeigt sich, daß ih- 
re Situation nicht einzigartig ist 
und nicht nur für ein Land wie Zim- 
babwe gilt. Das Interview führte 
Gertrud Baud vom Afrika-Komi- 
tee Basel. 


Du hast während rund fünf Jahren 
als Guerrillera in Mocambique gelebt 
und bist Anfang 1980 wieder nach Zim- 
babwe zurückgekehrt. War es schwie- 
rig, Dich wieder ins zivile Leben einzu- 
gliedern? 


Ich kam kurz vor den Wahlen im Fe- 
bruar 1980 nach Zimbabwe zurück und 
begann sofort, für den Wahlkampf der 
ZANU zu arbeiten. Die ZANU gewann 
die Wahlen. Nachher hatte ich für mich 
selber zu sorgen. Tausende von jungen 
Leuten wie ich, alles ehemalige Guerril- 
leros, gingen immer wieder zum Haupt- 
quartier der ZANU an der Manica Road 
88 in Harare. Wir hofften, daß die Partei 
etwas für uns organisieren würde, einen 
Job, eine Ausbildung oder etwas ähnli- 
ches. Aber nichts geschah. Nach einiger 
Zeitrealisierten wir, daß wir damitnur un- 
sere Zeit vergeudeten. Es wurde uns lang- 
sam bewußt, daß nun alle für sich selbst 
schauen mußten. Dabei hatten Frauen im 
Vergleich zu den Männern die schlechte- 
ren Ausgangsbedingungen. Wir Guerilla- 
Frauen wurden deshalb beispielsweise 
kaum in die konventionelle Armee aufge- 
nommen, die nach der Unabhängigkeit 
aufgebaut wurde. Die Regierung rekru- 
tierte nur Männer, obwohl wir im Kampf 
mit den Männern gleichberechtigt waren. 
Wir Frauen wurden einfach nach Hause 
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geschickt. Wir erhielten für den Aufbau 
unserer Zukunft keine Hilfe. 

Ich selbst hatte Glück. Meine Familie 
half mir, d.h. meine Brüder. Sie bezahlten 
mir die Bücher und die Kurskosten, und 
so konnte ich mit dem Fernstudium be- 
ginnen. Denn bevor ich nach Mocam- 
bique gegangen bin, habe ich die Schule 
vorzeitig verlassen. Aber es war ein Pro- 
blem, daß ich jetzteine andere Person war 
als das junge Mädchen, das damals nach 
Mocambique gegangen ist. Ich bin mit 19 
Jahren nach Mogambique gegangen, und 
kam zurück, als ich 24 Jahre alt war. Ich 
zog Jeans an, obwohl traditionellerweise 
eine Frau keine Hosen trägt, und rauchte 
sogar. 


War es für Dich schwer, eine Arbeit 
zu erhalten? Hast Du hier irgendeine 
Hilfe vonder Regierung erhalten? 


Nach meinem Sekretärinnenkurs er- 
hielt ich einen Job in der Regierung, aber 


N.Mudokwenyu: “Nurdie Männer waren Helden” 


das war Zufall, es wurde gerade eine Se- 
kretärin gesucht. Von der Regierung er- 
hieltich keine spezielle Hilfe. 

Es gab zwar ein Demobilisierungspro- 
gramm, in dem jede Person, die nicht in 
die Armee aufgenommen wurde, eine 
monatliche Zahlung von 185 Zimbabwe- 
Dollar als Starthilfe für die Zeit von zwei 
Jahren erhielt. Aber wir gingen ja weg als 
Jugendliche und kamen als Erwachsene 
ohne irgendetwas zurück. Das Geld reich- 
te wirklich nicht aus, um einen neuen 
Start zu ermöglichen. Wir hätten mehr 
Geld erhalten sollen. Die meisten ver- 
wendeten das Geld zur Bildung von Ge- 
nossenschaften. Aber auch das war sehr 
schwierig, denn die wenigsten hatten da- 
füreine Ausbildung. 


Wie reagierte die Bevölkerung, 
wenn sie erfuhr, daß Duals Guerrillera 
in Mocambique gelebt hast? Warst Du 
eine Heldin? 


Nein, nur die Männer waren Helden. 


Und vielleicht noch einige wenige Frau- 
en, die es nach der Unabhängigkeit ge- 
schafft haben, eine Stelle zu kriegen. 
Männer waren akzeptiert als Soldaten, sie 
konnten Helden des Befreiungskampfes 
werden. Wir Frauen aber handelten au- 
Berhalb unserer traditionellen Rolle. Ich 
glaube, während des Krieges wurden wir 
wie alle anderen Guerrilleros von der Be- 
völkerung akzeptiert. Sie waren glück- 
lich, daß es uns gab, daß wir mit dem Ge- 
wehr kämpften. Abernach dem Krieg war 
das ganz anders. Sie waren alle völlig 
gleichgültig und hatten viele Vorurteile. 
Wir waren plötzlich alles Prostituierte. 


Denn normalerweise lebt eine Frau in 
Zimbabwe mit der Familie, bis sie heira- 
tet. Etwas anderes gab es nicht. Nun än- 
dert sich das auch, aber vor zehn Jahren, 
als wir zurückkamen, war das noch so. 
Die Männer glauben, wenn eine Frau mit 
Verwandten zusammen wohnt, ist sie un- 
ter Kontrolle. Wir Guerilla-Frauen waren 
nicht mehr unter dieser Kontrolle. Die 
Leute glaubten, daß wir das ausgenutzt 
haben, um mit möglichst vielen Männern 
im Busch rumzuschlafen - eine völlig ab- 
surde Vorstellung. Niemand wußte, was 
damals im Busch wirklich geschah. Ich 
glaube, dies ist der Grund, warum dann 
alle diese Märchen über uns erzählt wur- 
den. Es gibt viele Fälle, wo Eltern verhin- 
derten, daß ihr Sohn eine Ex-Guerrillera 
heiratete. Sie sagten: “Wie kannst du eine 
Prostituierte heiraten?” 


Wenn Du zurückschaust auf die letz- 
ten Jahre, würdest Du dann nochmals 
nach Mocambique gehen? 


Nein, ich würde zu Hause bleiben. Wir 
kämpften für die Unabhängigkeit von 
Zimbabwe, dies war wichtig. Zimbabwe 
ist unabhängig und nicht mehr länger 
eine Kolonie - darüber bin ich sehr glück- 
lich. Ich behaupte auch nicht, daß sich 
nach der Unabhängigkeit nichts verän- 
dert hat. Im Gegenteil, es hat sich in Zim- 
babwe viel geändert. Aber auf meine Per- 
son bezogen - nein, ich würde nicht mehr 
nach Mocambique gehen. Der Grund ist 
der: Du kämpft ja nicht einfach so, son- 
dern du hast Erwartungen. Wir waren jun- 
ge Leute, wir kämpften für Land, für Ar- 
beit, für eine Ausbildung. Und wenn Du 
all das nicht erhältst, dann hat das Ganze 
gar keinen Sinn mehr. Was motiviert Dich 
dann noch? Ich nahm am Befreiungs- 
kampf teil, weil ich eine Ausbildung 
wollte, weil ich Unabhängigkeit wollte - 
aber nicht nur für das Land, sondern auch 
für mich persönlich. Abernach der Unab- 
hängigkeit half mir die Regierung nicht, 
irgendetwas in meinem Leben zu ändern. 
Ich erwartete wirklich, daß die Regierung 
helfen würde. Da die Regierung nicht 
half, würde ich nicht mehr an einem 
Kampf teilnehmen, nur um einer anderen 
Regierung an die Macht zu verhelfen. 


Zimbabwe 


Hat sich seit der Unabhängigkeit 
vielan der Stellung der Frau geändert? 


Ja, die Regierung hat eine Reihe von 
Gesetzen erlassen, die die Stellung der 
Frauen verbessert haben. Vor allem das 


Ber Guerilla 


integriert werden. _ 
UÜbe ‚80. 0. Guenill ware, auf 


erste, das Gesetz über die Volljährigkeit 
von 1982, ist sehr wichtig. Erst mit die- 
sem Gesetz wurden die Frauen mit voll- 
endetem 18. Altersjahr rechtlich dem 
Manne gleichgestellt. Vorher konnten die 
Frauen allein nicht einmal ein Bankkonto 
eröffnen oder einen Vertrag abschließen. 
Sie brauchten dazu die Einwilligung ihres 
Vaters, wenn sie jung waren, oder.diejeni- 
ge ihres Mannes, wenn sie verheiratet wa- 
ren. Die Frauen waren das ganze Leben 
lang unmündig. 

Dann gibt es noch ein neues Gesetz 
über die Unterhaltspflicht. Jeder Mann 
muß nun von Gesetzes wegen für seine 
Kinder Unterhalt bezahlen. Die Männer 
sind sehr wütend über dieses Gesetz. Sie 
wollen einfach nicht einsehen, daß auch 
sie Verantwortung übernehmen müssen. 
Aber die Frauen sind sehr glücklich dar- 
über. 

Es gibt auch noch ein neues Gesetz 
über das Erbrecht. Früher wurden die 
Frauen beim Tode ihres Mannes vom 
Bruder des Mannes als neue Frau über- 
nommen. Wenn sie damit nicht einver- 
standen waren, verloren sie alles, was sie 
zusammen mit ihrem Mann besessen hat- 
ten: Nicht nur das ganze Vermögen, son- 
dern auch die elterliche Gewalt über die 
Kinder. Jetzt sind die Frauen durch das 
Gesetz geschützt. Sie können die Kinder 
und das Vermögen behalten und die Ver- 
wandten des Mannes haben keine Rechte 
mehr. 

Es gibt wirklich gute Gesetze, die den 
Frauen etwas gebracht haben. Ein großes 
Problem ist aber, daß die Gesetze nicht al- 
le Frauen erreichen, ich denke da vor al- 
lem an die Frauen auf dem Land. Das ein- 
zige Gesetz, das sehr gut bekannt ist, ist 
das Gesetz über die Unterhaltspflicht. 
Viele Frauen gehen vor Gericht und kla- 
gen ihr Unterhaltsgeldein. 


Es gibt aber noch ein großes Problem, 
das noch nicht befriedigend gelöst ist, die 
Lobola, das heißt der Brautpreis. Bei der 
Heirat muß der Bräutigam den Eltern der 
Braut einen Brautpreis bezahlen. Das un- 
terdrückt die Frauen nach wie vor sehr. Es 
hindert die Frauen, eigene Entschei- 
dungen zu treffen, trotz der neuen Geset- 
ze. Wenn die Männer einen Brautpreis be- 
zahlen, haben sie das Gefühl, die Frau ge- 
hört ihnen. Die Frauen selbst Können 
nichts mehr für sich allein haben. Sie bau- 
en beispielsweise Mais an und verkaufen 
ihn. Wenn dann der Mann kommt und 
sagt: “Gib mir Geld”, ist es schwierig, 
nein zu sagen. Denn sie wissen, daß der 
Mann für sie einen Brautpreis bezahlt hat. 
Es ist sehr schwierig, die alten Tradi- 
tionen zu überwinden. 


Ich weiß, daß es um Lobola immer 
wieder heftige Diskussionen gibt. Du 
persönlich bist also gegen Lobola? 


(Lacht) Lobola istein alter Brauch und 


ich würde nicht einfach sagen, daß ich da- 
gegen bin. Aber ich bin völlig gegen die 
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Krieg in Jugoslawien. Unterdrückung der Kurden in 
der Türkei - handfeste Gründe, um zu fliehen. Denn wo 
Mord und Folter herrschen, wo also Menschenrechte 
mit Füßen getreien werden. isı ein humanes Leben nicht 
mehr möglich. Und so suchen die Flüchtlinge, die zu 
uns'kommen. weniger den goldenen Westen. als viel- 
mehr Schurz. In ihrer Heimat können sie, auch wenn sie 
es wollen. nicht leben. Es isı ein Gebot der Menschlich- 
keit, diese Bedrohien aufzunehmen. Darum setzen wir 
uns für ein uneingeschränktes Asylrecht ein. Unterstüt- 
zen Sie uns durch Ihre Mitgliedschaft im Förderverein 
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Sie, um weiterhin die Stimme für Flüchtlinge zu erheben. 


Di Ich will mich über eine Fördermitgliedschaft in- 
Fformieren. Bitte schicken Sie mir die entsprechen 
den Unterlagen. 


U: Bitte schicken Sie mir zunächst weitere schrift- 
liche Informationen zu PRO ASYL. 
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Bitte ausschneiden. uuf eine Postkarte Klchen oder in einen Briefumchlag 
stecken und senden an. Förderverein PRO ASYL e.V. 

Neue Schlesingergasse 22. 6000 Frankfurt/M.}. Spenden bıite auf das 
Kino Nr 3809 00.604. Pougntoamt Fronkfurs/M., BLZ SOO 100 60. 
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Zimbabwe 


hohen Brautpreise, die heute bezahlt wer- 
den. Früher bedeutete Lobola Austausch 
von kleineren Geschenken und vor allem 
aber die Aufnahme von Gesprächen zwi- 
schen den Familien von Braut und Bräuti- 
gam. Heute werden tausende von Dollars 
für Lobola bezahlt. Wenn die Frau eine 
gute Ausbildung hat, kann der Vater noch 
mehr Geld verlangen. Die Eltern machen 
mit ihren Töchtern Geschäfte. Dies finde 
ich schlecht. Aber gegen den ursprüng- 
lichen Brauch habe ich nichts einzuwen- 
den. Früher wurde als Lobola eine Hacke 
geschenkt oder ein Sack Maismehl oder 
ein Huhn. Wenn Lobola wieder das be- 
deuten würde, hätte ich nichts dagegen - 
aber es ist schwierig, das Rad der Ge- 
schichte zurückzudrehen. 


Hat dein Mann für dich auch Lobola 
bezahlt? 


(Lacht) Ja, mein Mann bezahlte Lobo- 
la, aber nicht viel. Ich habe keine gute Be- 
ziehung zu meinem Vater. Es ist schwie- 
rig mit meinem Vater. Wir machten das 
vor allem wegen meiner Mutter. Sie ist 
schon sehr alt und sehr traditionell. Sie 
wünschte, daß ihre Tochter sich auf die 
übliche Art verheiratet. Und wenn ich ge- 
heiratet hätte, ohne daß Lobola bezahlt 
worden wäre, hätte sie das nicht als rıchti- 
ge Heirat akzeptiert. Ich wollte meine 
gute Beziehung zu meiner Mutter nicht 
aufs Spiel setzen. Deshalb bezahlten wir 
Lobola, 500 Zimbabwe-Dollar. Das war 
nicht viel, aber meine Mutter war trotz- 
dem sehr glücklich. In Wirklichkeit be- 
zahlte allerdings nicht mein Mann das 
Geld, sondern ich. Aber wir sagten, er ha- 
be das Geld bezahlt. Wir erklärten ihnen 
auch, daß es im Land meines Mannes 
nicht üblich sei, einen Brautpreis zu be- 
zahlen, daß man dort nur einen Ringkaufe 
oder etwasähnliches. Daich meine Lobo- 


Kostenlose Grundsc 


hule gehört zu den Errungenschaften der Unabhängi gkeit. 


la selbst bezahlte, wollte ich auch mög- 
lichst wenig bezahlen - ich hatte auch gar 
nicht so viel Geld. Ich erklärte deshalb, 
daß mein damaliger Freund Student sei 
undauch deshalb nicht vielLobolabezah- 
len könne. 

Hinzu kommt noch, daß ich keine gute 
Beziehung zu meinem Vater habe. Mein 
Vater war nur am Geld interessiert, nicht 
an mir. Mein Vater hat eine zweite Frau. 
Sie ist sehr jung und er braucht alles Geld 
zur Unterstützung dieser Frau. Mein Va- 
ter war wegen des niedrigen Brautpreises 
sehr unglücklich. 


Du hast gesagt , eine Lobola von 500 
Zimbabwe-Dollar sei nicht viel. 


Es ist sehr sehr wenig. Du kannst im 
Prinzip niemandem sagen, daß die Lobo- 
la so niedrig war. Denn es gibt Frauen, die 
sehr stolz sind, wenn die Lobolasehrhoch 
war. Sie können damit zeigen, daß sie ei- 
nen reichen Mann heiraten. Meinen Preis 
kann ich im Prinzip niemandem sagen, 
denn dann denken die, mein Mann sei 
sehrarm. Als Lobola werden ohne weiter- 
es 2000 bis 4000 Zimbabwe-Dollar be- 
zahlt. Wenn die Tochter gut ausgebildet 
ist, verlangen die Eltern noch mehr, auch 
wenn die Eltern vielleicht gar nichts zur 
Ausbildung beigetragen haben. Die Lo- 
bola erhältzudem der Vater, die Mutter er- 
hältnichtsoder höchstens ganz wenig. 


Hinweis: 

Das vollständige Interview ist zusammen mit einer Biogra- 
phie über die Kindheit und Jugend N. Mudokwenyus und 
einem Beitrag über die Stellung der Frau im unabhängigen 
Zimbabwe als Broschüre (26 Seiten, 5,- sfr.) erschienen. Be- 
zug: Afrika- Komitee, Postfach 1072, CH-4001 Basel. 
Ebenfalls hinweisen möchten wir auf eine neue Publikation 
des Zimbabwe - Netzwerks. 

Wolfgang Döpcke “Bauern und Guerillas in Zimbabwe”, 
eine Literaturübersicht zu neueren Studien zum Befreiungs- 
kampf. Bezug der 44 seitigen Broschüre gegen DM 5,- (plus 
Porto) beim Zimbabwe - Netzwerk, Haussmannstr. 16, 7000 
Stuttgart I. 
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Überlebenstraining in Guatemala 


Eine ungewöhnliche Aktion 


Solidaritätsbewegung 


auf der Internationalen Tourismusbörse in Berlin 


uf die weltgrößte Tourismus-Bör- 
se kamen dieses Jahr 30.000 Besu- 
cherInnen und brachen alle 
Rekorde, so brüsteten sıch die Veranstal- 
terInnen. Am Eröffnungstag, dem 7. 
März, war auch eine Gruppe aus der Mit- 
telamerika-Solidarität unter ihnen. Sie 
rief nicht etwa zum Tourismus-Boykott 
auf, wie noch Anfang der 80er Jahre, 
obwohl die TouristInnen heute wie 
damals wichtige Devisen für ein nach wie 
vor repressives Regime liefern. Doch die 
Solidaritätsbewegung ändert ihre Taktik. 
Deshalb schlüpften drei Kleingruppen 
ins jungdynamische Outfit und zogen 
durch die Halle 21 der Berliner Messehal- 
len. Sie versuchten, die BesucherInnen 
für “Aktiv-Reisen nach Guatemala” zu 
gewinnen. “Überlebenstraining bei den 
Flüchtlingen”, “Action-Urlaub bei den 
Todesschwadronen” und “Körperbe- 
wußtes Leben auf einer Bananenplanta- 
ge” waren im Angebot. Und siehe da: 
Endlich einmal kam man mit den Leuten 
ins Gespräch und wurde ernstgenommen. 
Das ältere Ehepaar blieb etwas irritiert 
stehen, um sich über naturbewußtes 
Überlebenstraining bei den Flüchtlingen 
im guatemaltekischen Urwald zu infor- 
mieren, die Gruppe mittleren Alters lach- 
te interessiert bei der Beschreibung der 
Bombardierungen aus der Luft auf eben 
diesen Urwald, meinte jedoch “dafür sind 
wir schon zu alt”, und der junge Typ blät- 
terte in einem von der Gruppe extra ange- 
fertigten Reiseprospekt, erspähte den 
Satz “indische Gurus sind out” und mein- 
te zu seiner Freundin: “In Indien waren 
wir jaletztes Jahr”. 


Nur die ganz coolen Manager und 
Managerinnen ließen sich erst gar nicht 
auf das junge Reiseunternehmen ein, 
ebenso wenig die Frau, die abwinkte: 
“Guatemala hab ich letztes Jahr schon 
gemacht”. Die Ausschnitte guatemalteki- 
scher Wirklichkeit, satirisch verpackt in 
die Sprache der Tourismuswerbung, fie- 
len kaumfauf. Undein Blick in den ‘offizi- 
ellen’ Reiseprospekt vom Guatemala- 
Stand zeigte, daß der Zynismus in den 
Faltblättern der Soligruppe dort, wie in 
vielen anderen Prospekten auf der ITB, 
um Längen geschlagen wurde. 

Im Gegensatz zum Prospekt der Soli- 


“In Indien waren wir jaletztes Jahr” 
Foto: E.Köppen 


daritätsgruppe sind die in Reiseprospek-- 


ten angebotenen Scheinwelten allerdings 
erlogen, zurechtgebogen wie von den 
Kundinnen erwünscht. Die stets dienst- 
beflissenen Menschen werden unverhoh- 
len rassistisch dargestellt. Und alle Län- 
der können weiße Strände und bunte 
Indio-Märkte vorweisen. Original-Zitat: 
“Wenn man sich zu diesem Hintergrund 
noch die lachenden Gesichter der acht 
Millionen Guatemalteken dazudenkt, hat 
man eine genaue Vorstellung von diesem 
Land... Ein Paradies von Farben und 
Freundlichkeit. Die typische Bauernfa- 
milie in Guatemala ist sehr fleißig; die 
Männer bestellen die Felder und die Frau- 
en verrichten die Hausarbeit und versor- 
gen die Familie... An der karibischen 
Küste zeigt sich der Einfluß der afrikani- 
schen Kultur, die sich durch die Einwan- 
derung von Negern aus der Karibik ent- 
wickelt hat... Die Luxushotels haben 
einen zusätzlichen Vorteil... das freundli- 
che Dienstpersonal, das für Guatemala so 
typisch ist.” 

Schließlich begann die Gruppe Lose 
zu verteilen. Um 13 Uhr nämlich sollte 


vor der Lateinamerika-Halle eine Reise 
nach Guatemala zu gewinnen sein. Als 
die Marimba-Musik einsetzte, standen sie 
schon zahlreich da, mit ihren roten Losen 
in der Hand. Jetzt interessierten weder die 
Mariachi-Sänger am Mexiko-Stand oder 
die Folklore-Gruppe aus Peru, noch der 
echte Schuhputzer aus der Türkei. Denn 
bei ‘dem jungen Reiseunternehmen’ gab 
es jaeine Reise zu den guatemaltekischen 
Bananenplantagen, Flüchtlingen und 
Todesschwadronen zu gewinnen. 


uch während der Vorstellung der 

Reise mit Beschreibung des 

Tagesablaufes - Wettpacken von 
Bananenstauden, Flucht vor dem Militär 
und Jagd auf Guerilleros - blieben die 
Gesichter noch erwartungsfroh. Ein Vater 
schickte seinen Jungen vor: “Hol dirnoch 
ein Los!” 

Der Auftritt der frisch gekürten und 
extra zur Verlosung eingeflogenen “Miss 
Guatemala 1992” wurde freundlich 
beklatscht. Während sie den Hauptge- 
winn zog, tauchten erste DemonstrantIn- 
nen mit Plakaten gegen die Menschen- 
rechtsverletzungen in Guatemala auf. 
Obwohl der Leiter ‘des jungen Reiseun- 
ternehmens’ sich für diese unangeneh- 
men Zwischenfälle entschuldigte, “die 
leider auch öfter in Guatemala vorkom- 
men”, ließ es sich nun nicht mehr überse- 
hen, daß es um Politik ging. Ein Teil der 
Reiselustigen verließ den Ort daraufhin 
hastig, um sich wieder richtige Schein- 
welten anzugucken. 

Als eine Gruppe von schwerbewaffne- 
ten Militärs aus dem Klo der Vorhalle auf- 
taucht und einen Demonstranten 'er- 
schießt’, sind nicht mehr viele Zuschaue- 
rInnen übriggeblieben. Einer findet, das 
Blut des ‘erschossenen’ Demonstranten 
verschmutze den Boden. Die Flugblätter, 
in denen dagegen protestiert wird, daß 
Guatemala sich auf der ITB als Urlaubs- 
land präsentieren darf, und in denen der 
Berliner Senat und die Messegesellschaft 
AMK aufgefordert werden, keinen Stand 
mehr für Guatemala zur Verfügung zu 
stellen, werden jedenfalls nicht zu den 
Prospekten des Robinson-Clubs in die 
Plastiktüte gesteckt. 

Karin Gabbert 
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Konzernportrait 


Die Rössing-Uranmine 
in Namibia 


Rio Tinto Zinc denkt nichtan Schließung 


Konzernportrait Rössing 


Die Rössing-Uranmine in Namibia, 
die in den frühen achtziger Jahren 
das weltgrößte Uranabbauvorha- 
ben war, wurde in den siebziger 
Jahren von Hunderten von Ovam- 
boarbeitern gebaut, dieman von 
ihren Familien getrennt hatte und 
diein Unterkünften wohnen muß- 
ten, die die britische Wirtschafts- 
zeitschrift 'Economist' als “entsetz- 
liche provisorische Lager” 
beschrieb. 


ie Minenarbeiter organisierten 
D* aber von Anfang an, erst in 

Arbeiterkomitees und später dann 
in einer anerkannten Gewerkschaft und 
erzwangen durch mehrere Streiks und 
große internationale Unterstützung Ver- 
besserungen ihrer sozialen Situation. Der 
britische Minenkonzern Rio Tinto Zinc 
(RTZ), Mehrheitseigner der Mine, mußte 
daraufhin für die festangestellten Arbei- 
ter und ihre Familien das Township Aran- 
dis mit festen Häusern und entsprechen- 


US-$ 16 U,O, 
so 


973 


75 177 
Preisentwicklung bei Uran 


44 blätter des iz3w, Nr. 181, Mai 1992 


der Infrastruktur bauen. 

Bis zum Zeitpunkt des Rückzugs Süd- 
afrıkas aus Namibia 1990 hat die Tätig- 
keit der RTZ gegen die UN-Resolution 
über die natürlichen Ressourcen Nami- 
bias (UN-Dekret Nr. 1) und zahlreiche 
andere Resolutionen verstoßen, die eine 
Ausbeutung von Namibias Bodenschät- 
zen verbieten. In den achtziger Jahren 
machte der Anteil der Uranmine am Brut- 
tosozialprodukt Namibias, je nach Preis 
des Urans aufdem Weltmarkt, bis zu20% 
und am Export des Landes bis zu40% aus. 
Die Uranmine war aus diesem Grunde 
von RTZ gegen alle Kritikerimmeralsein 
Pfeilerdernamibischen Wirtschaft gelobt 
worden, Auch in den Geheimverhandlun- 
gen mit der SWAPO vor den Wahlen zur 
Unabhängigkeit (1989) sowie später mit 
der neuen namibischen Regierung konnte 
sich der Konzern mit dem Hinweis auf die 
wirtschaftliche Bedeutung der Mine für 
den Aufbau des Landes durchsetzen. 


Sogar Sam Nujoma, SWAPO-Vorsit- 
zender und heute Namibias Präsident, 
lobte das Wirken des Uranproduzenten 
bei einer seiner ersten Reisen durch 
Namibia nach seiner Rückkehr aus dem 


Exil. Und das, obwohl seine Haltung 
offen gegen alle Resolutionen verstieß, 
die die SWAPO während des Befreiungs- 
kampfes über die Rolle des Konzerns 
geäußert hatte. Dieser Gesinnungswan- 
del ist nur mit der Drohung des Konzerns 
zu erklären, bei Nichteingehen auf dessen 
Forderungen sich aus dem Land zurück- 
zuziehen. Ob diese Drohung allerdings 


Problematischer 
Uranabbau 


rung. Das gebrochene E 
auf Zuckerkorngröße zerma 
danach wird das Uran 


führt. Dabei reichert sich dies 
| ser ‚ bei jedem neuen Durchla im 
mehr mit den s 
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Schichten wie nach oben durch Was- 
ser gegen den Austritt von Radongas 
abgesichert sein. Beides passiert nn 
Rössingnicht. 


einen realen Hintergrund hat, muß 
bezweifelt werden. Es ist gerade heute 
aufgrund des wachsenden Widerstands 
gegen Uranabbau und Atomenergie 
sowohl in den Industrieländern wie auch 
in den projektierten Regionen sehr 
schwer für die internationalen Minenkon- 
zerne, neue Minen in Betrieb zu nehmen. 

Zudem haben sich die Zukunftsaus- 
sichten für die Mine verdüstert. Der Welt- 


markt für Uran ist seit über fünf Jahren in ° 
einer tiefen Depression, da aufgrund des. 


Widerstands gegen Atomanlagen in den 


Verladung von Uranoxyd im Hafen Walfishbay 


industrialisierten Ländern kaum noch 
neue Aufträge erteilt werden. Die Been- 
digung des “Kalten Krieges” ließ auch 
den militärischen Schwarzmarkt für Uran 
schrumpfen. Der Preis auf dem Spot- 
markt für Uran ging seit Anfang der acht- 
ziger Jahre von über 100 US-$ pro Kilo 
auf weniger als 17$ 1991 zurück. Der 
Spotmarkt, auf dem sehr kurzfristige 
Kontrakte gehandelt werden, ist ein wich- 
tiger Markt für Rössing, da wegen der 
instabilen politischen Lage vor der Unab- 
hängigkeit nur wenige Verträge über 
langfristige Uranlieferungen abgeschlos- 
sen werden konnten. Außerdem drängen 
nun auch die ehemaligen Staatshandels- 
länder Osteuropas mit großen Mengen 
Uran aufden westlichen Markt. 

Mit derBegründung, die Marktlage für 
die Uranproduzenten sei schlecht, kün- 
digte Rössing im zweiten Jahr der Unab- 
hängigkeit Namibias starke Produktions- 
einschränkungen an und entließ im Sep- 
tember 1991 über 750 Arbeiter, fast ein 
Drittel der Belegschaft. Zuvor waren 
schon alle Unterstützungszahlungen der 
Firma für Clubs, Sportvereine, Weiterbil- 
dungseinrichtungen und andere Freizeit- 
aktivitäten in Arandis und Windhoek im 
Rahmen eines “Programms zur Kosten- 
senkung” eingestellt worden. Die namibi- 
sche Bergarbeitergewerkschaft MUN 
wurde erst in letzter Minute zu den Ent- 
lassungen konsultiert. Die MUN vermu- 
tet, daß nicht die schlechte Weltmarktlage 
Rössing zu den Entlassungen veranlaßte, 
‚sondern die Tatsache, daß noch das alte 
südafrikanische Arbeitsrechtgesetz gilt, 
nach dem die Arbeiter bedeutend weniger 
Einspruchsmöglichkeiten gegen Entlas- 


Konzernportrait 


sungen haben als unter dem geplanten 
neuen namibischen Gesetz. Dieses ist 
aber im Parlament immer noch nicht ver- 


abschiedet, obwohl es ganz oben auf der: 


Prioritätenliste der Regierung steht. Die 
Position der Gewerkschaft in dieser Aus- 
einandersetzung ist sehr schwierig, da es 
immer einfacher ist, in wirtschaftlich 
günstigen Jahren Lohnerhöhungen und 
Sozialleistungen zu erkämpfen, als in 
einer Depression Massenentlassungen, 
gegen die auch keine gesetzliche Handha- 
be besteht, zu verhindern. 


Da der Verlust des Arbeitsplatzes auch 
den Verlust des Wohnrechts in Arandis 
bedeutet, fürchten die entlassenen Arbei- 
ter jetzt, daß sie aus der Gegend ganz ver- 
trieben und in ihre Heimat im Norden 
Namibias ohne Aussicht auf Beschäfti- 
gung zurückgebracht werden sollen. Die 
Bewohner, die ein Bürgerkomitee 
gegründet haben, verlangen den Erhalt 
der Townships und Wohnrecht für alle 
Beschäftigten. Im Laufe des Jahres 1992 
soll Arandis von Rössing der Regierung 
übergeben werden, damit wird der Ort zur 
Stadt erklärt, allerdings unter der Verwal- 
tung nicht der Bewohner, sondern des 
Ministeriums for Local Government in 
Windhoek. Die wichtigste Anderung für 
die Bewohner wird sein, daß statt der jetzt 
gezahlten symbolischen Mieten von ca. 
10 Rand fürein Haus marktübliche Preise 
von bis zu 250 Rand gezahlt werden müs- 
sen. 


urrechten Zeitkommt indiese Aus- 

/ einandersetzungen ein Bericht des 
‘Namibia Support Committee’ 
(NSC) und der ‘People against Rio Tinto 
Zinc and its subsidiaries’ (Partizans) aus 
England über die Arbeits- und Umwelt- 
bedingungen bei Rössing, vorwiegend 
über die vergangenen 10 Jahre. “Past 
Exposures” - so der Titel der Studie - 
deckt anhand von Interviews mit Augen- 
zeugen und Rössingarbeitern, vor allem 
aber durch interne Rössing-Dokumente 
den krassen Widerspruch zwischen dem 
öffentlichen Selbstlob Rössings und den 
realen Zuständen ın der Mine auf. Es wird 
nach der Lektüre dieser Dokumente klar, 
daß die Staubkonzentrationen im Tage- 


bau und in der Umgebung der Gesteins- 
mühlen 20-30 mal höher sind als der Stan- 
dard, den Rössing angeblich anwendet, 
und damit das Risiko für Silicose und 
andere Lungenkrankheiten entscheidend 
erhöht ist. Außerdem sind Rössings Bela- 
stungswerte für die radioaktive Strahlung 
im Staub sechs mal höher als diejenigen 
der International Commission for Radio- 
logical Protection (ICRP) von 1979 - die 
allgemein auch schon als unzureichend 
kritisiert werden - und 36 mal höher als 
der Grenzwert der US National Academy 
of Sciences von 1990. Die Dokumente 
enthalten noch weitere erschreckende 
Details. 

Über diese Fakten wurde sowohl die 
Rössing-Belegschaft wie die Öffentlich- 
keit in Namibia und weltweit durch 
falsche Presseerklärungen und Publika- 
tionen des Konzerns getäuscht. Bis heute 
weigert sich der Konzern, mit der Mine- 
workers Union of Namibia (MUN) Ver- 
handlungen über Verträge im Gesund- 
heits- und Arbeitssicherheitsbereich auf- 
zunehmen, weiler der Ansicht ist, daß die 
bestehenden Verträge ausreichen. Allein 
schon aus diesem Grund wäre es für 
Namibia an der Zeit sich von dem Kon- 
zem zufrennen. 

Thomas Siepelmeier 
(AKAFRIK) 


Dieser Beitrag entstand im Rahmen der Arbeit des AKAF- 
RIK-Oko-Netzwerks: Afrika-Europa, in Kooperation mit 
der Heinrich Böll Stiftung (Köln). Die erwähnte Studie 
“PAST EXPOSURES” über Rössing ist über den AKAF- 
RIK Münster, Albersioher Weg 27,4400 Münster, zum Preis 
von 20 DM erhältlich. 


Lateinamerika 


Berichte u. Dokumente Nr. 5: 
Die Eroberung Amerikas und wir 

in Europa 

Eine wichtige Hilfe für alle, die sich ein 
eigenes Urteil zur Bedeutung der 500 
Jahre für Lateinamerika, Europa und 
die Kirche bilden wollen. Mit Beiträgen 
von P. Rottländer, Chr. Kargl-Schnabl 
und 1. Ellacuria. 148 Seiten. DM 5,00 


Eindrucksvolle 
Sammlung authen- 
tischer Dokumente 
zum Landkonflikt in 
Lateinamerika. 
„Misereor lädt mit 
diesem guten Buch 
zur politischen 
Gewissensbildung 

; ein.“ (Publik-Forum). 
220 Seiten. DM 12,50 


fr) 


Bestellen bei (gegen Rechnung) 
MISEREOR, Mozartstraße 9, 5100 Aachen 
Kostenlosen Katalog anfordern 
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Wir leben in einer Periode der großen weltpolitischen Umbrüche, der 
rapiden Zunahme der ökologischen Zerstörungen weltweit, der wach- 
senden Verelendung von Millionen von Menschen im Süden und 
Osten. Gleichzeitig sind gerade im Jahr 1992 die geschichtlichen Wur- 
zeln der heutigen weltwirtschaftlichen Strukturen, die aufder Ausbeu- 
tung der natürlichen Lebensgrundlagen, der Arbeit der Frauen und 
Männer in den Ländern der „Dritten Welt“ und der Frauen in der gan- 
zen Welt basieren, evident, die Dominanz weißer Herrenkultur zeigt 
sich geschichtlich wie aktuell tief in den Menschen und den gesell- 
schaftlichen Machtverhältnissen gegründet. 

Mit dem Golfkrieg 1991 wurde der Begriff der „Neuen Weltordnung“ 
geprägt. Daß die Mehrheit der Menschheit unter menschenunwürdi- 
gen wirtschaftlichen, politischen und sozialen Bedingungen leben 
muß, ist allerdings keineswegs neu, vielmehr ist abzusehen, daß die be- 
stehende hegemoniale Ordnung keine Verbesserung dieser Situation 
hervorbringen wird bzw. auch nicht soll. 

Soweit scheinen die Analysen der Linken, der Solidaritäts- und 3. Welt- 
Bewegung noch Bestand zu haben. 

Trotzdem fordern die „großen“ politischen Umbrüche von uns, daß wir 
uns darauf einlassen querzudenken, Leerstellen wahrzunehmen, wo 
vordem Dogmen und Ideologien standen. Die Veränderungen in den 
Ländern Osteuropas müssen wir in unsere Weltsicht miteinbeziehen, 
die Entwicklungen und Fehlschläge der realsozialistischen Staaten auf- 
arbeiten, ebenso wie wiruns damit konfrontieren müssen, daß die Kon- 
zepte und politischen Umsetzungen gesellschaftlicher Veränderungen 
in andere Richtungen gehen, als es unsere bisherigen Vorstellungen 
vom Umsturz durch Volksbewegungen zuließen. Das Konsummodell 
des Kapitalismus übt mit seinen Wohlstandsversprechen eine unge- 
heure Anziehungskraft auf Menschen aller Kontinente, auch auf uns 
selbst, aus. In Mittelamerika, in Afrika, im Nahen Osten, überall verän- 
dern sich die Koordinaten der bisherigen Herrschaftsverhältnisse in 


16. BUKO in Stuttgart 
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Prozessen, die nicht entlang einfacher Denklinien zu analysieren noch 
mit ebenso unilinearen Solidaritätsaktionen zu unterstützen sind. Wir 
haben noch keine Alternativen zur „Neuen Weltordnung“ entwickelt. 
Unsere politischen Handlungen und praktische Solidarität müssen im 
Spannungsfeld von Kontinuität und Umbruch stehen. Wir sollten neue 
Chancen in einer Epoche ohne „Stellvertreterkriege“ suchen und nut- 
zen, neue Problemfelder angesichts der US-Hegemonie analysieren. 
Wenn wir keine neuen Bündnisse aufbauen, wie auch das Verhältnis 
von Utopie und Alltagspragmatik nicht auszubalancieren lernen, wer- 
den wir unserem Namen Bewegung nicht gerecht werden. 

Aufdem 16.BUKO haben wiraalsInternationalismusbewegung den Ort, 
in Arbeitsgruppen, Workshops und Plena unsere Diskussionen und Ar- 
beit im o.g. Sinn zu bestimmen, neue Pfade zu suchen. 

Der BUKÖ ist entstanden aus vielfältigsten Initiativen der 70er Jahre, 
die nationale Befreiungsbewegungen unterstützten und inder Bundes- 
republik die Öffentlichkeit auf eklatante Ungerechtigkeiten im Nord- 
Süd-Verhältnis aufmerksam machen wollten. Heute steht der BUKO 
an einem Punkt, an dem eine Neuorientierung gesucht werden muß, 
inhaltliche und organisatorische Vorstellungen der aktuellen Arbeit 
und Bewegung entsprechen müssen. 

Inhaltliche Arbeitsgruppen dieses Kongresses sollen aus diesem 
Grundengan die Frage nach dem politischen Selbstverständnis gekop- 
pelt sein. Das heißt, es wird aufdiesem BUKO nicht aufder einen Seite 
eine Strukturdiskussion für wenige Funktionärlnnen und auf der ande- 
ren Seite viele interessante Arbeitsgruppen zum Konsumieren geben. 
Wir sind alle aufgefordert, Strukturen und Inhalte gleichzeitig zu be- 
rücksichtigen, um aus organisatorischen Sackgassen, z.B. keine Wahl 
des Koordinierungsausschusses im letzten Jahr, herauszukommen. 
Es gilteine Gratwanderung zu beginnen, die Utopien und Realitäten ei- 
nes befreienden Projektes heute zusammenbringt. Der BUKO in Stutt- 
gart wird lernen müssen zu balancieren. 


16. Bundeskongreß 


entwicklungspolitischer Aktionsgruppen 
28.5. - 31.5.1992 in Stuttgart 


Bundeskongreß entwicklungspolitischer Aktionsgruppen, Nernstweg 32-34, 2000 Hamburg 50, Tel. 040/39 3156 
Postgiroamt Hamburg, Konto 79112-201, BLZ 200100 20 
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Arbeitsgruppen 


In allen Arbeitsgruppen sollen folgende Fragestellungen und Aspekte behandelt werden: 


1. (500 Jahre) Kontinuitäten versus Umbrüche im Weltsystem 


2. Weltunordnung: Nur Anlaß zu Pessimismus oder Chancen und Perspektiven für neue Entwicklungen? 
3. Welche Aktionsformen und Organisationsformen (als Lösungsansätze) sind wichtig? 


4. Welche Formen der Solidarität streben wir an? 


5. Die Bedingungen von Frauen und patriarchale Strukturen und deren Konsequenzen 


1. Welche Chancen hat eine internationale Umweltbewegung? — 
Umweltbewegung — Neue Chance für Eine Demokratisierung 
Anhand mehrerer ausgewählter Beispiele „umweltrelevanter Entwicklungsvorhaben” (z.B. 
Staudämme. Bergbau. Industrialisierung) soll der Stand der Ökologiediskussion innerhalb 
der Umweltbewegung verschiedener Länder besprochen werden. Um diese nationalen Aus- 
einandersetzungen verstehen und über Aktions- und Bündnisformen nachdenken zu kön- 
nen, werden die ausgewählten Beispiele näher auf’ den nationalen Zusammenhang hin be- 
leuchtet. 
Weiterführend steht die Frage an. ist die internationale Uniweltbewegung in der Lage. den 
Anforderungen einer „Weltinnenpolitik* gerecht zu werden? Die buld anstehende UNCED 
und ihre begleitenden Konferenzen bicten dafür genug Diskussionsstofl. 


2. Transnationale Konzerne, Weltmarkt und wir? 

Macht — Ohnmacht — Gegenmacht 
Die Schwäche bisheriger Versuche der Internationalismus- und Solibewegung. sich dem 
Thema zu nähern. sind offensichtlich. Von Vorstellungen, wie eine internationale Gegen- 
machtorganisiert werden könnte. die sich an ökologischen, sozialen und entwicklungspoliti- 
schen Zielen orientiert, sind wir weit entfernt. Zudem ist der politische Austausch. der auch 
in der Öffentlichkeit relevante Ergebnisse zeigt, zwischen gewerkschaftlich/betrieblichen 
Gruppen und unserem Spektrum faktisch nicht vorhanden. Und doch gibt es holfnungsvolle 
Ansätze in verschiedenen Bereichen, an denen eingehakt werden kann. 
Wir wollen die Arbeitsergebnisse von verschiedenen Organisationen. dieindem Themenbe- 
reich arbeiten, vorstellen, sie diskutieren und uns anschließend fragen, wie die Koordinati- 
on zwischen den unterschiedlichen Spektren zu verbessern ist und wo unsere inhaltlichen 
Schwerpunkte in Zukunft liegen können. 


3. Supranationale Organisationen als Steuerungsinstrumente 

In dieser AG soll versucht werden. die Bedeutung und Möglichkeiten von Supranationalten 
Organisationen innerhalb der „Neuen Weltordnung” einzuschätzen. Insbesondere geht es 
hierbei um die Rolle dieser Organisationen bei der Lösung von Konflikten. In der AG wird 
dieser Jhemenkomplex kontrovers diskutiert werden. 


4. Die militärische Rolle Europas 

In der AG werden folgende Aspekte diskutiert: 
Wird Europa in einigen Jahren militärische Supermacht sein? 
Welche Arbeitsteilung werden die europäischen Länder im Rahmen einer Schnellen Ein- 
greiftruppe entwickeln? 
Kann es überhaupt eine homogene europäische Militärmacht angesichts der bestehen- 
den Widersprüche innerhalb des europäischen Bündnisses geben? 
Ist Europa in der Lage. aufgrund der nach wie vor bestehenden Konkurrenz seiner natio- 
nal organisierten Rüstungsindustrie eine gemeinsame europäische Militärmacht aufzu- 
bauen? 

- Wie können wir Antimilitarismus konkret artikulieren? 


5. Rassismus und europäische Dominanzkultur 

Im Mittelpunkt soll die Frage nach dem Zusammenhang der europäischen Ausbreitungsge- 
schichte der letzten 500 Jahre und der Entwicklung von rassistischen Gedanken- und Praxis- 
modellen stehen. Inwieweit ist Rassismus eine Legitimationideologie zur Herrschafitssiche- 
rung? Inwieweit war die Herausbildung der kapitalistischen Weltökonomie mit der Enıste- 
hung oder Ausbreitung von Rassismus verbunden? 

Welche Spuren hat der Rassismus bei den Trägern der europäischen Kolonisation hinterlas- 
sen? Welche Bedeutung komnit den Rassismus heute zu? 

Zusätzlich soll die Frage angegangen werden. welchen Stellenwert die Auseinandersetzung 
mit Rassismus und Nationalismus in der Internationalismusbewegung — insbesondere im 
BUKO - hat. wie sie hier — bspw. in Form eines Arbeitsschwerpunktes — auch strukturell 
verankert werden kann und welche Bedeutung sie bei dem Gegenkongreß in München ha- 
ben soll. 


6. Das Recht auf Entwicklung als Menschenrecht 

Sprangers neue Leitlinien der Entwicklungspolitik schließen die Konditionierung der Ent- 

wicklungshilfe aus Menschenrechtsgründen mit ein. Zusätzlich zur kritischen Auseinander- 

setzung mit den o.g. Leitlinien sollen weitere Schwerpunkte der Menschenrechtsdiskussion 
in dieser AG Thema sein. 

— Das von den Entwicklungsländern geforderte „Recht auf Entwicklung” als Dritt-Dimen- 
sionsrecht wird aufgrund der Gegenwehr der Industrieländer seit Jahren nicht als allge- 
meines Menschenrecht anerkannt. 

Sind die klassischen Menschenrechte durch die Integration kultureller Wertvorstellun- 
gen zu differenzieren, wie es in der afrikanischen Menschenrechts-Charta bereits unter- 
nommen wurde? 

— Sind Menschenrechte auch Frauenrechte? 


7. (Selbst-)verständnis und Standort internationaler Solidarität — 
Versuch einer Positionsbestimmung 

In der Ära nach der Blockkonfrontation und dem zweiten Gollkrieg. nach dem Scheitern di- 

verser Entwicklungsmodelle und „Befreiungsbewegungen an der Macht“, steht die Bündnis- 

frage und Wertediskussion vor neuen Herausforderungen. — Womit und zu welchen Zwecke 

sollen wir noch internationale Solidarität üben? Welche Adressaten und Verbündete haben 

wir hierzulande, weiche anderswo — und was hat das alles mit uns zu tun?! 


8. Feministische Flüchtlingspolitik 

Frauen haben vielzählige Gründe. um aus ihren Ländern, aus ihrer Lebenssituation zu Nlie- 
hen: 

Potitische und soziale Unterdrückung, ebenso wie geschlechtsspezifische Verfolgung und 
patriarchale Gewalt zwingen Frauen zur Flucht. 

Wie sieht unsere Zusammenarbeit mit Flüchtlingsfrauen aus und wie setzten wir unsere Vor- 
stellungen von feministischer und internationalistischer Politik konkret dabei um? 

Die Ansätze und Erfahrungen von zwei Frauen-Flüchtlingsprojekten stehen im Mittelpunkt 
der Diskussion. 


9. Große Töne — wenig erreicht? 

Kritische Bestandsaufnahme unterschiedlicher Ansätze der Aktionsgruppenarbeit am Bei- 
spiel Verschuldung. Was ist aus der BUKO-Arbeit zur Schuldenkrise {IWF-Kampagne) ge- 
worden und was hätte eigentlich passieren können bzw. müssen”? Wo blieb unser Biß und lan- 


ger Atem? Sind bestimmte Aktionslormen (z. B. Lobbying) vernachlässigt worden? Was 
wird heute in diesem Bereich gemacht. 7. B. aul’europäischer Ebene und in den neuen Bun- 
desländern? 


10. Weltmarkt ohne Ende? 


In einem ersten Teil wird am Beispiel eines kolonialen Handelsproduktes. des Zuckers. ein 
Bogen vom Anfang des Handels mit Lateinamerika zum „modernen“ Welthandel geschla- 
gen: vom kolonialen Raubrittertum zum technokratischen Weltmarktsystem in Zeiten von 
GATT. EG-Binnenmarkt etc.. das auch heute Milliardenbeträge aus den ehemaligen Kolo- 
nien zieht. 

Im zweiten Teil wird über Alternativen nachgedacht: die bisherigen Versuche von RohstofT- 
preissicherungen historisch abgerissen. an einem Beispiel ein Rohstoffabkommen differen- 
ziert dargestellt, anschließend werden Thesen zu einer anderen Welthandelsordnung/NWO 
diskutiert. 


11. Internationalismusarbeit in Osteuropa 

Nicht nur für die mitden Warschauer Pakt-Staaten verbündeten Entwicklungsländer (Kuba, 
Vielnam, Jemen u.a.) haben die Umwälzungen in Osteuropa eine neue Positionsbestim- 
mung unumgänglich gemacht. Auch viele andere sind von den Veränderungen in den Welt- 
handets- und -finanzströmen und der Einschränkung ihrer politischen Optionen betroffen. 
In der AG sollen mit drei Vertreterinnen entwicklungspolitischer Initiativen aus Rußland. 
Polen und (Ost-JBerlin die in verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen in Osteuropa vor- 
handenen Programme und Projekte einer solidarischen und ökologischen Weltwirtschafts- 
ordnung. der Stand der Aktivitäten in den Basisinitiativen der Internationalismusarbeit so- 
wie neue Kooperationsansätze West-Ost-Süd herausgearbeilet werden. 


12. Reparationen statt Schuldenstreichung?! 

Die Lebensbedingungen der meisten Menschen Afrikas, Asiens und Lateinamerikas wer- 
den nach wie vor von der Verschuldung ihrer Länder bestimmt — auch wenn die Schuldenkri- 
se der „Dritten Welt” in der öffentlichen Meinung nicht mehr das zentrale Problem zu sein 
scheint. 

In der AG werden die aktuelle Verschuldungssituation und das gegenwärtige Schuldenma- 
nagement analysiert. Darüberhinaus soll diskutiert werden, ob und wenn ja, unter welchen 
Bedingungen die Forderung nach Reparationsteistungen für Kolonialismus und Sklaverei, 
wie sie z.B. von indigenen Bevölkerungen Lateinamerikas. aber auch von der OAU erhoben 
wird, die Diskussion um Schuldenstreichung und um einen substanziellen Ressourcentrans- 
fer von Nord nach Süd auf eine Iragfähigere Basis stellen kann. 


13. „Ethno-Konflikte“, „Verteilungskämpfe“* überall — 

eine neue'Wirklichkeit oder nur ein neues ideologisches Raster 

der Berichterstattung? 
Armenien/Aserbaidschan, Kroatien/Serbien. Türkei/Kurdistan, Nord-/Südsudan, Afro- 
amerikaner/Juden in New York — „Ethnokonflikte” finden heute fast auf jedem Kontinent 
statt, Früher sprachen wir von Klassenkampf, von imperialistischen Kriegen, von sozialen 
Bewegungen. Heute gibt es ungleich mehr offene Kämpfe und Kriege als in den ersten 40 
Jahren „Nachkriegszeit“. Aber die jetzigen Szenarios verschlagen uns die Sprache. Schein- 
bar verstehen wir mit den alten Begriffsinstrumentarien die neue Welt-Un-Ordnung nicht 
mehr. Läuft heute tatsächlich alles nach ganz anderen, für uns unverständlichen Mustern? 
Oder handelt es sich schlicht um Manipulationen der Staaten und Massenmedien, die nur 
noch von „Ethno” sprechen, ganz gleich, was passiert? Die uns in den Kopf hämmern, wie 
wir — und andere — uns zu definieren haben. um ein Stück vom großen Kuchen abzubekom- 
men? 


14. „Die Eroberung der Seelen — 
das Verhältnis Kirche und Conquista“ 

Die katholische Kirche hat in der 500jährigen Geschichte Lateinamerikas viel Schuld auf 
sich geladen: Sie hat Ausbeutung und Unterdrückung geduldet. legitimiert und sich selbst 
daran beteiligt: sie hat unter dem Mantel der Missionierung andere Kulturen zerstört: sie 
versucht bis heute, emanzipatorische innerkirchliche Kräfte zu unterdrücken. Die AG be- 
laßt sich mit dem Verhältnis von Kirche und Conquista sowie mit Widerständstendenzen bis 
hin zur Befreiungstheologie. Ferner gehtes um die Frage einer Befreiungstheologie im euro- 
päischen Kontext. 


15. Geschäft mit der Gesundheit — 
ein deutscher Pharma-Konzern in Lateinamerika 

Die „Entdeckung“ und Eroberung der „Neuen Welt“ durch die Europäer hatte die weitge- 
hende Dezimierung der „indianischen“ Bewohner des Kontinents zur Folge. Neben brutaler 
Behandlung durch die Konquistadoren war das Einschleppen bisher unbekannter Krank- 
heitskeime wie Pocken, Masern u.a. verantwortlich für das Massensterben. 400 Jahre später 
versprach cine aufstrebende Industrie hingegen Gesundheit durch neuentwickelte Arznei- 
mittel. Auch in Lateinamerika gründete die deutsche Pharma-Industrie Niederlassungen. 
Am Beispiel eines deutschen Pharma-Konzerns, der in Lateinamerika besonders aktiv ist, 
sollen in der AG folgende Punkte untersucht werden: Geschichte der deuischen Pharma-In- 
dustrie in Lateinamerika: wie wichtig sind Arzneimittel für die Gesundheit; problematische 
Werbestrategien. Forderungen an deutsche Pharmafirmen. 


16. Der EG-Binnenmarkt nach Maastricht 

In dieser Arbeitsgruppe soll eine Bestandsaufnahme des EG-Binnenmarktprojektes ge- 
macht werden. Die Beschlüsse von Maastricht bzgl. der Wirtschafts- und Währungsunion, 
insbesondere für den entwicklungspolitischen Bereich werden vorgestellt. Es wurde in Maa- 
stricht nicht wie angekündigt, eine Demokratisierung der EG beschlossen, sondern eine wei- 
tere Kompetenzverlagerung im Bereich der Außen- und Militärpolitik weg von den Mit- 
gliedsstaaten hin zur Zentrale nach Brüssel. Angesichtsdieser Entwicklung soll in dieser AG 
über Perspektiven der EG, insbesondere über Ansätze für eine entwicklungspolitische Ar- 
beit über 1992 hinaus diskutiert werden. 


17. Wie peripher ist die „Dritte Welt“? 

Ist es ein Mythos, daß Ausbeutungsbeziehungen den Reichtum der „Ersten Welt” und die 
Armut der „Dritten Welt” systematisch vergrößern? Sind gar, wie in der letzten Zeit behaup- 
tet wird, die Peripherien für die Metropolen so gut wie bedeutungslos geworden” Im einzel- 
nen sollen (aktuellere) Entwicklungen in den Bereichen Rohstoffe, Absatzmärkte, Kapital- 
bewegungen und Direktinvestitionen einer genauen Analyse unterzogen und daraus folgen- 
de politische Konsequenzen gezogen werden. 


Workshops und sonstige Treffen 


WORKSHOPS 
1. Kaffee und Dritte-Welt-Handel 


Informationen aus erster Hand über die Auseinandersetzungen GE- 
PA/AG3WL und die Veränderungen im Dritte-Welt-Kaffeehandel 


2. Boot-Schaft ’92 

Eine ungewöhnliche Aktion zur Umkehrung der Blickrichtung: „Ent- 
deckungsreisende aus der Dritten Welt“ fahren per Boot zwecks Besich- 
tigung der Alten Welt den Rhein hinauf. 


Samstag 9.00 - 13.00 Uhr 


3. Gegenaktivitäten zum Weltwirtschaftsgipfel 
in München 


Der neueste Stand der Vorbereitungen für Gegenkongreß, Demo und 
Aktionstage gegen den WWG im Juli in München, Informationen, 
Austausch, Kontakte. 


4. ANPED 

„Alliance of Northern People for Environment and Development“, das 
relativ neue internationale Netzwerk sozialer Bewegungen und NGO 
aus den Bereichen Umwelt und Entwicklung stellt sich vor. 


5. „Nofretete will nach Hause“ 
Diese Kampagne ruft dazu auf, 1992 zum Jahr der Rückgabe der geraub- 
ten Kulturgüter zu machen. Informationen zur Kampagne 


6. Stadtrundgang 
Stuttgart erleben und begehen mit antikolonialem Blick. Mitzubringen 
sind Neugier, Lust und bequeme Schuhe. 


7. Kampagne „500 Jahre Kolonisierung und 

Widerstand in Lateinamerika“ — 

TeilnehmerInnen der Indio-Delegation berichten 
Auf dem panamerikanischen Treffen aller Indioorganisationen Latein- 
amerikas 1990 bereits geplant, reist eine Delegation von Abgesandten 
der unterschiedlichen Indio-Organisationen im Mai / Juni durch die 
BRD. Auf dem BUKO werden einzelne VertreterInnen über ihre Ar- 
beit und die Kampagne in Lateinamerika berichten. 


8. 500 anos de que? 500 Jahre wovon? — Mythen 

und Arbeit der spanischen Solibewegung 
Ein Aktivist der Madrider Kommission gegen die 500-Jahr-Feierlich- 
keiten wird von der aktuellen Kampagnenarbeit berichten. 


SONSTIGE TREFFEN: 

Am Freitag zur Zeit der Arbeitsgruppen treffen sich alle Anti-EG- 
Gruppen zum Infoaustausch und zur Kontaktaufnahme 

(Freitag 9-16 h). 


>. eeeeeeeeneesseseneeeeteneneeneeeeseeeeenesessseeeesenene: 


16. BUKO in Stuttgart 


Technisches 


Resolutionen: Auch in diesem Jahr werden auf dem Kon- 
greß nur Resolutionen abgestimmt, die bis zum 15.4.92 an die 
Geschäftsstelle des BUKO geschickt worden sind. Eine Resolu- 
tionsantrags-Kommission stellt fest, ob eingehende Resoluti- 
onsvorschläge bereits existierende BUKO-Beschlüsse nur wie- 
derholen würden. Solche werden dann nicht zugelassen. In- 
haltlich ähnlich gelagerte Resolutionsanträge werden von der 
Kommission in sinnvoller Weise gebündelt. Um den Gruppen 
Gelegenheit zu geben, die Resolutionen zu diskutieren, wer- 
den sie mit den Vorbereitungsmaterialien verschickt. Später 
eingehende Resolutionen werden nur noch zugelassen, wenn 
sie durch aktuelle Ereignisse bedingt sind. 


Vorbereitungsmaterialien werden mit der Anmeldebestä- 
tigung verschickt. 


Termin und Ort: Der 16. Bundeskongreß entwicklungspoliti- 
scher Aktionsgruppen findet vom 28.5. bis 31.5.92 im Kultur- 
zentrum „MITTE“, Hohe Straße 9 in Stuttgart statt. 


Teilnahme: Teilnehmen am 16. Bundeskongreß kann jede 
oder jeder, die/der die Teilnahmegebühr bezahlt. Stimmbe- 
rechtigt sind allerdings nur Delegierte von BUKO-Mitglieds- 
gruppen, die für das Jahr 1992 ihren Mitgliedsbeitrag bezahlt 
haben. Der BUKO-Jahresbeitrag beträgt pro Gruppe 150,-DM 
(plus FORUM-Abo 40,-DM). Institutionen, Bundesverbände 
und Koordinationen können am Kongreß nur als Beobachter 
ohne Stimmrecht teilnehmen. Die beobachtende Mitglied- 
schaft kann bei der Geschäftsstelle formlos beantragt werden 
(Jahresbeitrag 350,-DM, plus FORUM-Abo 40,-DM). 


Anmeldung: Zur Anmeldung muß der untenstehende Ab- 
schnitt vollständig ausgefüllt und der Teilnahmebeitrag (80,- 
DM für TeilnehmerInnen aus BUKO-Mitgliedsgruppen, 
110,-DM für sonstige TeilnehmerInnen) IM VORAUS auf das 
Konto des BUKO überwiesen werden: 

Postgiroamt Hamburg, Kto.-Nr. 79112-201 (BLZ 20010020). 
Bitte gebt auf der Überweisung den Namen der Gruppe deut- 
lich an. j 

Der Anmeldeschluß ist der 24.4.92. 

Die Anmeldung auf dem Kongreß selbst erfolgt im Kulturzen- 
trum „MITTE“. 


Fahrtkosten werden wahrscheinlich weitestgehend erstattet. 
Essen: Um uns eine Flut von Plastikgeschirr zu ersparen, wer- 


den die TeilnehmerInnen gebeten, ihr eigenes Geschirr (Be- 
cher, Schüssel, Teller) und Besteck mitzubringen. 


Bitte meldet Euch so schnell wie möglich an! Das hilft uns sehr für unsere Vorbereitungen (allerspätestens 24.4.92) 


Anmeldung für den 16. Bundeskongreß in Stuttgart, 28.5. - 31.5.1992 


(an den Bundeskongreß entwicklungspolitischer Aktionsgruppen, Nernstweg 32-34, 2000 Hamburg 50) 


1) Name der Gruppe/lnstitution: ...........2cecsseenenen 


2) Anschrift: .......222e@seseeeeeeeeeeenenenenenen nme nn r nenn 


Teilnehmerpreis von 80,- DM/110,- DM pro Person am ............... überwiesen. 
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Tagungsbericht 


Arme Menschen abschaffen 


Bevölkerungspolitische Tagung in der 
Evangelischen Akademie Bad Boll 


ie bevölkerungspolitische Tagung 
D: 9.und 10. April in Bad Boll hat 
wieder einmal gezeigt, welche 
unversöhnlichen Lager sich bei der Dis- 
kussion um bevölkerungspolitische Maß- 
nahmen gegenüberstehen. Auf der einen 
Seite stehen die Demographen und Wirt- 
schaftswissenschaftler, die statistisches 
Datenmaterial erfassen und danach die 
Wirtschaftskraft eines Landes beurteilen. 
In jüngster Zeit haben sich auch Umwelt- 
schützer, die um die Tragfähigkeit der 
Erde bangen, auf diese Seite geschlagen. 
Auf der anderen Seite formieren sich all 
diejenigen, die pauschale Erklärungsmu- 
ster ablehnen und für eine regional diffe- 
renzierte Sichtweise eintreten. Dazu 
gehören kritische Journalisten, Dritte- 
Welt-Gruppen und Kirchenvertreter. Alle 
Fraktionen waren in Bad Boll vertreten, 
und somit war bereits im Vorfeld eine 
Kontroverse und emotionale Diskussion 
zu erwarten. Von einem “klärenden 
Streitgespräch”, das sich die Veranstalter 
erhofften, konntealso keine Rede sein. 
Oberarzt Dr. Kießling, Mitglied des 
Internationalen Forschungsinstituts für 
Reproduktionsmedizin und -biologie be- 
kräftigte im Einführungsreferat die Not- 
wendigkeit von bevölkerungspolitischen 
Maßnahmen der Vereinten Nationen, 
indem er den TeilnehmerInnen ein Lehr- 
stück der Statistik vorführte, das eine 
andere Sichtweise gar nicht zuließ. Alle 
'Zahlenbeispiele und Modellrechnungen 
sollten beweisen, daß sich die Menschen 
zu schnell vermehren. Folglich ist es 
mathematisch konsequent, wenn dort, wo 
zu viele Menschen geboren werden, 
geburtensenkende Maßnahmen in Kraft 
treten. Daran schließt sich nach Kießling 
ein weiteres Argument an: Viele Men- 
schen belasten dieUmweltund gefährden 
den Rohstoffvorrat. So einfach ist das. 
Wer nur Zahlen sieht, kommt auch nur zu 
diesem Ergebnis. 


Miteinemrecht fragwürdigen Ausflug 
in die biologistische Sozialpsychologie 
weiß der Referent auch eine Antwort auf 
die Frage, warım in manchen Ländern 
der sogenannten Dritten Welt so viele 
Kinder geboren werden. Der Fortpflan- 
zungstrieb scheint das Problem zu sein. 
Um das zu beweisen, muß eine russische 
Bäuerin, die laut Guinness-Buch der 
Rekorde 27 Kinder geboren hat, herhal- 


ten. Spätestens hier waren auch Zweifel 
an seinen Forschungsmethoden ange- 
bracht. Den Zusammenhang zwischen 
ökonomischen und sozialen Gründen und 
den hohen Bevölkerungswachstumsraten 
in der sogenannten Dritten Welt wollte 
Herr Kießling (und nicht nur er) nicht 
sehen. Bilder, wie “der Bevölkerungs-D- 
Zug fährt mit Volldampf am Halteschild 
vorbei”, sind da wesentlich eingängiger. 

Das abendliche Streitgespräch bot die 
Möglichkeit, über Sinn oder Unsinn 
bevölkerungspolitischer Maßnahmen zu 
diskutieren. Auf dem Podium saßen sich 
Ingrid Spiller (Aktion Solidarische Welt, 
Berlin), Dr. Franz Alt (ZDF-Moderator 
und engagierter Vertreter der christlichen 
Lehre), Dr. Kießling (hier als Vertreter 
des UN-Bevölkerungsprogramms) und 
Ulli Kulke (Redakteur der Zeitschrift 
'natur’) gegenüber, beste Voraussetzung 
also für eine spannende Diskussion. Kul- 
ke, dessen polemischer Artikel “Die Gei- 
sterfahrer der Bevölkerungspolitik”* für 
die Tagungsleitung der Anlaß für die Ver- 
anstaltung gewesen war, befürwortet 
Familienplanungsprogramme, da für ihn 
Bevölkerungswachstum zwangsläufig zu 
wachsender Umweltzerstörung führt. 
Eine Senkung der Geburtenrate ist daher 
absolut erforderlich, um einem ökologi- 
schen Kollaps zu entgehen. Wer nun 
erwartet hatte, diese These genauer erläu- 
tert zu bekommen, wurde enttäuscht. Ein 
schlecht vorbereiteter Kulke beschränkte 
sich darauf, gegen die seltsam anmutende 
Meinungsallianz von Kirche und Dritte- 
Welt-Gruppen zu polemisieren (obwohl 
auch ihm der Streitpunkt Verhütung und 
Abtreibung bekannt sein dürfte). 

Auch Kießlings Redebeitrag ent- 
täuschte; er hatte wohl sein Pulver schon 
am Nachmittag verschossen. Ingrid Spil- 
ler konnte so den unzulässigen Zusam- 
menhang zwischen Bevölkerungswachs- 
tum und Umweltzerstörung widerlegen 
und brachte zusätzlich die feministische 
Kritik an Bevölkerungspolitik in die Dis- 
kussion ein. Die Familienplanungspro- 
gramme richteten sich nur an Frauen und 
muten ihnen durch höchst fragwürdi- 
ge Verhütungsmethoden gesundheitliche 
Risiken zu. Außerdem stehe die Kontrol- 
le der Gebärfähigkeit der Frauen (durch 
Langzeitpräparate) im Vordergrund, das 
Selbstbestimmungsrecht der Frauen wer- 
de damit ausgehöhlt. 


Für die Überraschung des Abends 
sorgte durch seinen Redebeitrag aller- 
dings Franz Alt (der klugerweise die 
Abtreibungsfrage nicht erwähnte). 
Scharfe Kritik übte er an der herrschen- 
den Bevölkerungspolitik, die für ihn 
aus dem Überlegenheitsdünkel der Men- 
schen in den Industrieländern entspringt, 
und stellte damitsogar noch Ingrid Spiller 
in den Schatten. Ausgehend von der The- 
se, daß für das starke Bevölkerungs- 
wachstum in der sogenannten Dritten 
Welt die dortigen desolaten Verhältnisse 
verantwortlich sind, forderte er gerechte- 
re Handelsbeziehungen und Schulden- 
streichung und machte die Industrielän- 
der für die globale Umweltkrise verant- 
wortlich. Mit Unterstützung von Ingrid 
Spiller übte er grundsätzliche Kritik am 
westlichen Entwicklungsmodell, das “in 
der ganzen Welt Unheil angerichtet hat” 
und sah die einzige Lösung in einer 
Abkehr von unseren Wachstumsidealen. 
Anstatt mehr Entwicklungshilfe (die die- 
sen Namen oft nicht verdient) und mehr 
Gelder für - fragwürdige - bevölkerungs- 
politische Programme zu fordern, sei es 
sinnvoller, die Länder der sogenannten 
Dritten Welteinfach “machen zulassen”. 

Starken Zuspruch erhielt er von einer 
brasilianischen Teilnehmerin, die Bevöl- 
kerungspolitik heftig kritisierte und mit 
ihrer Forderung “Laßt uns doch in Ruhe! 
500 Jahre Kolonialismus sind genug!” 
zumindest kurzfristig für betroffenes 
Schweigen sorgte. Doch dieses war von 
kurzer Dauer. Leute wie Franz Alt und 
Ingrid Spiller behinderten Problemlösun- 
gen durch ihre unrealistischen Forderun- 
gen, nur Phantasten glaubten an eine Ver- 
ändenung hin zu gerechten Verhältnissen, 
waru.a. aus dem Publikum zu hören. 

In der Tat tun wir uns schwer mit 
grundsätzlichen Veränderungen hier (und 
getrauen uns deshalb nicht einmal mehr, 
Utopien zu formulieren), und sei es auch 
nur, die hiesige Ressourcenverschwen- 
dung einzudämmen, um “unsere Um- 
welt” zu retten. Da ist es schon einfacher, 
die wachsende arme Bevölkerung des 
Südens zur Umweltbedrohung zu erklä- 
ren. Und die Konsequenz daraus ist dann 
wohl ein neuer Entwicklungsslogan: 
Nicht mehr Abschaffung der Armut, son- 
dern Abschaffung der Armen. 


ck/rw 
* in: natur 6/1991 
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Schmutzfinken auf der 


Anklagebank 


Zweites Internationales Wassertribunal in Amsterdam 


aß der Rhein und seine Nebenflüs- 
D se wieder freier atmen können, ha- 

ben wir unter anderem aucheinem 
internationalen Tribunal zu verdanken, 
das 1983 in Amsterdam die Anklagen 
mehrerer Bürgerinitiativen gegen Rhein- 
verschmutzer verhandelte. Das "Interna- 
tional Water Tribunal" (IWT) hat zwar 
keine legalen Mittel, seine durch eine in- 
ternationale, hochkarätig besetzte Jury 
gefaßten Entscheidungen durchzusetzen, 
da es ein privater Verein ist. Doch neben 
der Jury ist ein Team von Experten tätig, 
das die Berechtigung der vorgebrachten 
Anklagen prüft, und eine internationale 
Presseberichterstattung sorgte 1983 im 
Fall des Rheins dafür, daß die beschuldig- 
ten Firmen Maßnahmen zur Reduktion 
des Schadstoffeintrages in die Flüsse ein- 
leiteten. 

Im Februar 1992 fand das zweite inter- 
nationale Wassertribunal in Amsterdam 
statt. Diesmal ging es um Gewässerver- 
schmutzung, Wasserverschwendung und 
ökologisch fragwürdige Staudammpro- 
jekte in Ländern der sogenannten Dritten 
Welt, deren Verursacher vor allem im Be- 
reich Bergbau und Ölförderung große in- 
ternationale Konzerne sind. Neben drei 
Professoren aus Frankreich, Deutschland 
und der GUS saßen Vertreterinnen aus 
Ländern der Dritten Welt in der Jury: Keri 
Hulme aus Aotearoa (Neuseeland), 
Schriftstellerin und Vorsitzende des Mai- 
tahi Maori Committee; Devaki Jain, So- 
zialwissenschaftlerin aus Indien und Mit- 
glied der South Commission; Mary Oke- 
lo, Bankerin aus Kenia; Mochtar Lubis, 
Schriftsteller und Journalist aus Indone- 
sien sowie Vincente Sänchez aus Chile, 
der auch Mitglied im UNCED-Vorberei- 
tungskomittee ist. 

Hatten 1983 noch die meisten beschul- 
digten Firmen und Institutionen das IWT 
mit dem legalistischen Hinweis auf seine 
"Unzuständigkeit" zu ignorieren ver- 
sucht, so war die Reaktion auf die diesjäh- 
rige Sitzung erstaunlich: auf die 21 An- 
klagen, die entweder direkt verhandelt 
oder nur schriftlich vorgetragen wurden, 
wurde von acht Beschuldigten geantwor- 
tet, einige erschienen sogar persönlich, 
um auf die Vorwürfe zu antworten. Die 
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verblüffenste Antwort kam von der ar- 
gentinischen Tochtergesellschaft des 
deutschen Pelikan-Wagner-Konzerns, 
dem neben anderen die Verseuchung des 
Matanza-Riachuelo-Flusses bei Buenos 
Aires durch Produktionsabfälle vorge- 
worfen wird. Sie gestand unumwunden 
ihre Schuld ein und präsentierte ein Sa- 
nierungsprogranmnrn für ihre Einleitungen. 
Das IWT wird in Zukunft die Erfüllung 
dieser Zusagen überwachen. 
u den Angeklagten, die durch Ab- 
/ wesenheit glänzten, zählten z.B. 
die Verantwortlichen für die Ge- 
schäfte der Ok Tedi Kupfer- und Goldmi- 
ne in Papua-Neuguinea. Die Mine gehört 
zu 20% deutschen Investoren, die wei- 
teren Anteile halten der Staat Neu Guinea 
(20%) sowie amerikanische und australi- 
sche Firmen (je 30%). Zwischen 1984 
und 1988 wurde hauptsächlich Gold ab- 
gebaut, danach begann der Kupferabbau. 
Die Mine ist heute der fünftgrößte 
Kupferproduzent der Welt. Die Mengen 
an Erz und Abraum, die in Ok Tedi be- 
wegt werden, sind gewaltig: wenn man 
den Angaben der Betreiber über den Erz- 
gehalt und die Kupferförderung Glauben 
schenkt, entstehen jährlich bis zu 60-70 
Millionen Tonnen Abraum in Form von 
Schlamm, der von den Flüssen Ok Tedi 
und Fly River in das vor dem Gebirge lie- 
gende Tiefland geschwernmt wird, so daß 
sich in den Sumpfgebieten des Vorlandes 
bis zur Mündung des Fly Rivers ins Meer 
durch den Abraum langsam eine neue, 
meterdicke, schwermetallhaltige Boden- 
schicht ablagert, die mehr und mehr Le- 
ben in den Flüssen und Sümpfen erstickt. 
Schon nach wenigen Jahren Minenbe- 
trieb sind die Fischbestände um 50-80% 
reduziert. Die kleinen Gärten und Felder 
der Menschen im Tiefland werden unbe- 
baubar. Die Minenbetreiber erfüllen seit 
Beginn des Betriebes nicht die Auflage 
zum Bau von Dämmen, um die Abraum- 
produkte zurückzuhalten. 
ie Wasserproblematik im Nahen 
D Osten wurde durch die Präsentati- 
onzweier Fälle aus Israel deutlich. 
Einmal ging es um die Verweigerung der 
Wasser- und Abwasserversorgung für ca. 
7500 nomadisierende Beduinen im Nor- 


den und im Zentrum Israels. Schon vor 
der Gründung des israelischen Staates 
hatten diese für längere oder kürzere Zeit- 
räume Dörfer in der Region errichtet, die 
die israelische Regierung als "illegal con- 
centration" bezeichnet und nicht aner- 
kennt. 

Israel verteidigte sich auf dem Tribu- 
nal durch Beamte der Botschaft in den 
Niederlanden damit, daß der Staat das 
Recht habe, seine Planung für diese Ge- 
biete durchzusetzen. Den Beduinen wür- 
den andere Orte zugewiesen. Die Jury ur- 
teilte dagegen, daß ein Staat zwar das 
Recht habe, Entwicklungs- und Bebau- 
ungspläne für Gebiete zu entwerfen, aber 
er könnte nicht Menschen, wenn sie die- 
ser Planung im Wege ständen, die Was- 
serversorgung verweigern. Ein zweiter 
Fall über die Wasserrechte in den besetz- 
ten Gebieten, von der Palästinensischen 
Hydrologie-Gruppe eingebracht, wurde 
nur präsentiert, aber nicht verhandelt. 
Von seiten der israelischen Delegation 
gab es dazu keine Stellungnahme. 

Daß die Reaktionen der Beschuldigten 
auf den Veranstaltungen des IWT sich 


nicht auf Briefe, Gegendarstellungen und 


Verteidigungsreden beschränkten, zeigt 
der Fall des Goldbergbaus der philippini- 
schen Benguet Corporation. Während der 
Sitzungen des IWT wurde in Amsterdam 
bekannt, daß die philippinischen Militärs 
mehrere Studenten in Baguio City verhaf- 
tet und geschlagen haben. Sie arbeiteten 
mit_der anklagenden Initiative Mining 
Communities Development Center 
(MCDC) zusammen, die die Benguet 
Corporation beschuldigt, das Gewässer- 
netz von Itogon in Benguet und den Fluß 
Agno durch den Goldabbau zu zerstören. 
Bis heute ist über den Verbleib der Stu- 
denten nichts bekannt. Eine Delegation 
von amnesty international, die gerade zu 
Untersuchungen über Menschenrechts- 
verletzungen auf dem Weg in die Philip- 
pinen war, wurde über den Fall infor- 
miert. 

Thomas Siepelmeier 


Tagungsbericht 


Demokratie und Umwelt 


in Südostasien 


om 14.- 16.2. 1992 fand auf Einla- 

\ / dung der Südostasien-Informa- 
tionsstelle in Bochum eine 
Tagung über die Zusammenhänge zwi- 
schen Umweltsituation und Demokratie 
in den Ländern Südostasiens statt. Ihrem 
Konzept lag der Gedanke zugrunde, daß 
der Umweltschutz gerade in solchen Län- 
dern im Argen liegt, in denen politische 
Partizipation und demokratische Kon- 
trolle kaum oder gar nicht möglich ist. 
Neben fast einhundert Teilnehmern 
waren auch mehrere Experten, die z.T. 


aus der Region selbst stammen, nach. 


Bochum gekommen, um sich an den Dis- 
kussionen zu beteiligen, die drei Themen 
abhandelten: 


- die Abholzung des Regenwaldes und 
den Importboykott für Tropenhölzer (am 
Beispiel von Sarawak), 

- die Problematik der ungezügelten Indu- 
strialisierung (z.B. Thailand), 

- das in breiteren Kreisen bisher kaum 
bekannte Mekongprojekt, das vorsieht,. 
am Mekong von seinem Oberlaufin Thai- 
land bis zur Mündung in Vietnam eine 
Vielzahl von Staudämmen zur Gewin- 
nung von Elektrizität zu errichten. 


In der Frage des Tropenholzimports 
wandte sich der malaysische Opposi- 
tionspolitiker und Parlamentsabgeordne- 
te Sim Kwang Yang gegen einen soforti- 
gen und totalen Boykott durch die EG und 
forderte die Vertreter der Umweltgruppen 
dazu auf, die Situation differenzierter zu 
analysieren. Die EG ist der größte Abneh- 
mer von Halbfertig- und Fertigprodukten 
der malaysischen Holzindustrie. Ein sol- 
cher Importstopp würde der Bevölkerung 
in Sarawak die Existenzgrundlage entzie- 
hen und jegliche Entwicklungschance 
zunichte machen, argumentierte Sim. Es 
müsse vor allem darum gehen, die unge- 
hemmte Abholzung und den Export von 
Rohholz (Hauptabnehmerländer: Japan, 
Südkorea, Taiwan) einzuschränken oder 
wo nötig ganz einzustellen. Zugleich 
müßten verstärkt Bemühungen unter- 
nommen werden, alternative Einkom- 
mensquelle für die Menschen Sarawaks 


auch in der 
erschließen. 

Anders die Situation in Birma, deren 
Militärjunta ihren Krieg gegen die eigene 
Bevölkerung durch den Verkauf von 
Abholzungslizenzen finanziert. Hier 
Kann nur ein sofortiger Boykott Abhilfe 
schaffen, so einer deranwesenden Birme- 
sen. 


er Dialog zwischen westlichen 
D* asiatischen Umweltgruppen 

ist noch zu wenig entwickelt, so 
daß immer wieder Mißverständnisse ent- 
stehen: 

- Eine Umweltaktivistin aus Malaysia 
betonte im Hinblick auf die Robin-Wood- 
Aktion im Juli 1991, wie schmal der Grat 
zwischen erwünschter und hilfreicher 
Solidarität einerseits und schädlicher und 
unerwünschter Intervention (Stichwort: 
Okoimperialisten) sei. Die Aktion, bei 
der sich europäische Aktivisten auf Bäu- 
men in einer Abholzungszone in Sarawak 
angekettet hatten, erschwerten die Arbeit 
der örtlichen Umweltgruppen, denen 


Holzverarbeitung zu 


ohnehin von der Regierung in Kuala. 


Lumpur vorgeworfen wird, vom Ausland 
gesteuert zu sein und sich gegen das 
“nationale Interesse” zu wenden. Es wird 
befürchtet, daß die Ureinwohner wegen 
der einsetzenden Regierungspropaganda 
isoliert werden und sympathisierende 
malaysische Politiker nicht mehr bereit 
sind, sich offen zu solidarisieren. Die 
Repression durch die Sicherheitsorgane 
nahm bis hin zur Verhaftung von NGO- 


‘Vertretern zu. 


-Umweltschützer aus Südostasien 
beklagen, daß Gruppen aus den Industrie- 
ländern ihre Untersuchungsergebnisse 
über Aktivitäten der großen Konzerne nur 
sehr sparsam und zögernd zur Verfügung 
stellen. Nur einebereitwillige Weitergabe 
von vorhandenem Wissen ermöglicht 
effektive Aktionen gegen eine zerstöreri- 
sche Industrialisierungpolitik auch schon 
in der Planungs- und Ansiedlungsphase. 

Eine engere Zusammenarbeit und das 
bessere gegenseitige Verständnis zwi- 
schen den Umweltgruppen in den ver- 
schiedenen Weltgegenden ist dringend 


erforderlich, um wirkungsvolle Strategi- 
en entwickeln zu können. Voraussetzung 
dafür ist ein Dialog wie er in Bochum 
geführt wurde: offen, differenziert und 
problembezogen. khs 


(Weitere Informationen und Tagungsunterlagen 
bei: Südostasien-Informationstelle, Josephinen- 
str. 71,4630 Bochum) 


südostasien 
informationen 


Kultur: Zwischen 
"Tradition" 
und "Moderne" 


" Heft Nr. 1/92 
aus dem Inhalt: 


rik- und Prosabeispieie aus 
Südostasien 
* Wayang, Tempel und Konsum 
* Vietnam: Literaten als Kritiker 
litischer Macht 
urma: Zähne zeigen - Zur 
“ Suatlon junger Literatur 
* Rock-Programme im malysischen 
Fernsehen 
* Comics und Karikaturen In Malaysia 
und Indonesien 
* Philippinen: Kritische Kultur gegen 
Show und Busineß 


außerdem: 
Tagungsbericht: Umweltsituation und 
Demokratie in Südostasien 


Schwerpunkt dies nächsten Heftes: 
Kolonlallsmus 


erhättich bei 
erscheinen Mersgähich Südostasien- 
8-2: Seite Informationssteile 


430 500 01) I. KX201 
440 100 46) N. 1748-400 
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.Tombeza 


Rezension 


Ein Amoklauf durch die 


 algerische Geschichte 


N, 


lgerien Anfang der vierziger Jah- 
A: Die Moderne bricht in Form 

von deutschen Stukas in das bäu- 
erliche Leben ein, “Sie stiegen sehr hoch 
in den Himmel, höher als der Adler und 
höher als die Sonne, dann ließen sie sich 
mit gedrosselten Motoren geräuschlos, 
damit niemand gewarnt wurde, herab- 
stürzen. Gnade Gott den beleuchteten 
Orten”. Später kommt die US-Army, die 
ein riesiges Militärlager errichtet. Der 
Schrecken weicht einer wachsenden Fas- 
zination. Schon der Würfelzucker und 
das Mehl dieser Soldaten, welches sie 
gegen algerische Früchte und Kaninchen 
eintauschen, macht dies sinnlich klar: 
“Würfelzucker, viel weißer als der 
Schnee auf unerreichbaren Bergen, 
weißer als die Zähne eines kleinen Kin- 
des, weißer als die Haut der schönsten 
Mädchen, aber nicht so weiß wie dieses 
phantastische amerikanische Mehl, das 
so gut bindet ohne zu klumpen”. Die 
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Menschen ahnen, dem haben sie kaum 
etwas entgegenzusetzen. Die Tragödie 
der algerischen Gesellschaft, die heute 
einem neuen Höhepunkt zustrebt, 
beginnt. 

Vier Jahrzehnte Kampf innerhalb der 
zunehmend traumatisierten Gesellschaft 
Algeriens. Das ist der Rahmen des 
Romans Tombeza. Der Mythos einer 
nationalrevolutionären Regierung zer- 
bröselt dabei von derersten Seite an. 

Tombeza, die zentrale Figur des 
Romans, ist ein Outcast, jeder kann ihm 
ungestraft die Fresse polieren. Seine Mut- 
ter wird mit fünfzehn vergewaltigt, sie 
versucht abzutreiben, bei der Geburt 
stirbt sie, Tomb&za kommt gezeichnet auf 
die Welt. Die Familie kann die Schande 
nicht ertragen, sie setzt ihn aus. Der örtli- 
che Geistliche vertreibt ihn aus der 
Koranschule. Er wird zum Gejagten, der 
nur den nackten Überlebenskampf kennt. 

Ende der fünfziger Jahre. Der Befrei- 


ungskampf der FLN tobt mit unerbittli- 
cher Härte. Die Kolonialmacht, personi- 
fiziert durch einen französischen Leut- 
nant, erkennt die Möglichkeit, Tomb&za 
als Spitzel und Kollaborateur einzu- 
setzen. Er, der als Bastard nichts zu verlie- 
ren hat, aber doch wie kein anderer die 
Tücken und Schliche seiner Mitmen- 
schen kennt, die ihn hassen, wird zum 
Jäger. Er wird Chef eines “Umgruppie- 
rungsdorfes”, das die Guerilla von der 
Bevölkerung, die zentral zusammenge- 
pfercht wird, abschneiden soll. Eine Vari- 
ante der Unterdrückung, die sich bei 
Militärs weltweit größter Beliebtheit 
erfreut. Das Opfer wird zum Täter. Eine 
fast schon klassische Konstellation. 

Der 1945 geborene algerische Schrift- 
steller Rachid Mimouni führt uns mit sei- 
nem 1984 in Französisch erschienenen 
Erfolgsroman Tomb£za in einen Strudel 
von grausamen Bildern, die die algeri- 
sche Gesellschaft gnadenlos sezieren. Sie 


ist zerrissen, ist islamisch geprägt, hat das 
Funkeln des Wohlstands Europas vor 
Augen und weiß doch, daß dieser so fern 
ist. Das Trauma der Kolonialzeit wirkt 
noch nach und gleichzeitig verblaßt der 
Mythos der Regierungspartei, die doch 
die Freiheit bringen sollte. 

Anfang der siebziger Jahre wacht 
Tombeza schwer verletzt in dem Kran- 
kenhaus auf, in dem er früher als Pfleger 
gearbeitet hat. Das Krankenhaus als 
Mikrokosmos Algeriens. Ein trostloses, 
durch und durch korruptes Gemeinwe- 
sen. Nur der eigene Vorteil gilt, alles 
andere, ob moralischer Ehrenkodex oder 
Glaube, ist Fassade. Wer kein Geld oder 
Beziehungen hat, verreckt wahlweise in 
seinereigenen Kotze oder Scheiße. 

Was Fanon, der ebenfalls in einem 
algerischen Krankenhaus gearbeitet hat, 
in “Die Verdammten dieser Erde” natio- 
nalrevolutionären Bewegungen noch 
vorsichtig in ihr Stammbuch geschrieben 
hat, wobei er der einsame Rufer in der 
Wüste blieb, wird hier in einem fast Dan- 
tischen Inferno vorgeführt. Tombeza 
wird in seinen ursprünglichen Zustand 
zurückgestoßen. Er, der sich durch 
Denunziation und Ausbeutung von 
abhängigen Patienten eine gesicherte 
Stelle im Krankenhaus verschafft hat, 
muß nun in seinem Dämmerzustand 
erkennen, daß er sich selbst die Falle 
gestellthatin derernunrettungslos sitzt. 

Die Hoffnungslosigkeit, die der Autor 
uns präsentiert, wird auch an der verzwei- 
felten Situation der Frauen deutlich. Fast 
schon prophetisch erkennt er die heutige 
Situation, in der sich die algerische Frau- 
enbewegung zwischen der islamischen 
Heilsfront und einer Militärdiktatur ein- 
geklemmt sieht. Fundamentalistischer 
Aberglaube und Männlichkeitswahn be- 
drohen die Frauen, die sich nicht unter- 
ordnen wollen. Dabei wäre doch vieles 
einfacher, wenn nicht... “Armes 
Mädchen! Arme Frauen! Euer Fluch ist 
dieses Häutchen, das den Eingang eurer 
Vagina verschließt. Welch obskure, doch 
unerbittliche Notwendigkeit hat die 
Natur dazu gebracht, euch dieses 
unglückselige Hymen zu bescheren? 
Ohne Häutchen wäre alles viel einfacher. 
Ein anschwellendes Stück Fleisch, das in 
eine Höhle aus Fleisch dringt, daraus muß 
man doch kein Drama machen”. Ohne 
Frage, auf den Punkt gebracht. Allerdings 
‘zeigt nicht nur der sich anschließende 
Satz, daß der Autor selbst nicht weit vom 
aufgeklärten Macho entfernt ist: “Ein 


Rezension 


sorgfältiges Bad würde genügen, um die 
Spuren von tausend aufeinanderfolgen- 
den Vergewaltigungen abzuwaschen”. 
Im Klartext: Vergewaltigung an sich ist 
nicht so schlimm, kann ja abgewaschen 
werden. Nur das religiöse Brimborium, 
das darum gemacht wird, ist nervend. 
“Ein kleines Häutchen, das eine Zivilisa- 
tion begründet”. Ausnahmsweise proji- 
ziert der Autor hier seine eigenen Phanta- 
sien auf Tomb£za, seine Romanfigur. Das 
manchmal schwülstige Pathos. schadet 
dem ansonsten blendend analytisch 
geschriebenen und von Bernhard Thieme 
hervorragend übersetzten Buch. 

Wo bleibt in diesem Dunkel der Hoff- 
nungsschimmer? Er strahlt völlig uner- 
wartet, wenn die Nacht am tiefsten ist. 
Anfang der sechziger Jahre, Tomb&za ist 
wiedereinmal am Ende. Der Krieg ist aus, 
die Franzosen ziehen sich zurück. Kolla- 
borateure sind der persönlichen Rache 
ausgeliefert, Freiwild für jeden aufge- 
putschten Sadisten. In einem Vorhof der 
Hölle wird gerade einer kastriert. “Ein 
Schrei vom anderen Ende der Welt”. Da 
geht die Tür auf und herein tritt ein FLN- 
Kommandant, der völlig entstellt ist. 
Nachdem er die Guerillatechnik aufgege- 
ben hatte, gruppierte er seine Mannen um 
und wollte, wie jeder Militär, einen schul- 
mäßigen Angriff durchführen. Sie liefen 
in den Tod. Die französische Luftwaffe 
entdeckte sie und belegte sie mit Phos- 
phor und Napalm. Das Leben ist für ihn 
vorbei und doch befreit er Tomb£za. “Ich 
sehe ihn an, stumm vor Staunen, bis ich 
diese Augen wiedererkenne, die der 
Strahl meiner Taschenlampe einmal 
nachts im Umgruppierungslager unter 
einer Hecke getroffen hat”. Er hat ihn 
damals, aus für ihn unerklärlichen Grün- 
den, laufen lassen. Und jetzt: “Der Arm 
des Mannes faßt brüderlich unter meine 
Achsel und hebt mich hoch. Zum ersten- 
mal in meinem Leben habe ich mich auf 
eine mir dargebotene Schulter stützen 
können”. 

Für Mimouni gibt es keine positive 
Utopie mehr, nur die Hoffnung auf indivi- 
duelle Hilfe in einem Meer der Grausam- 
keitundGleichgültigkeit. 

gelu 


Rachid Mimouni: Tombeza, Roman, 
Aus dem Französischen von Bern- 
hard Thieme. Rotbuch Verlag, Ber- 
lin 1991, 295 Seiten, 34,- DM 


Sozialismus 


Die marxistische Monatszeitschrift 
Sozialismus liefert Informationen und 
Hintergrundmaterial zu folgenden Be- 
reichen: 

>> Diskussionen im Forum Gewerk- 
schaften (es schreiben: Detlef Hen- 
sche, Lorenz Schwegler, Frank Dep- 
pe, Heinz Bierbaum, Otto König, Theo 
Steegmann, Sybille Stamm) 

> Ökonomische Analysen national 
und international (es schreiben: Joa- 
chim Bischoff, Jörg Huffschmidt, Ru- 
dolf Hickel, Karl-Georg Zinn) 

>> aktuellen politischen Diskussionen 
der Linken (es schreiben: Andr6 Brie, 
Eric Hobsbawm, Sabine Kebir, Peter 
von Oertzen, Wolfgang Thierse) 


Einzelheft: DM 7,50 
Jahresabo: DM 75,- (incl. Porto) 


Bestellcoupon: 
Hiermit bestelle ich ein kostenloses 
Probeheft 


Name: 


Straße: 


PLZ, Ort: 


Zu schicken an: 
VSA-Verlag 
Postfach 50 15 71 
W-2000 Hamburg 50 
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Philippinen: 
Guerilla und Revolution 


ie philippinische Neue Volksar- 
D mee (NPA) galt 1985 als die "welt- 

weit schnellstwachsende" Gueril- 
labewegung, doch die "Februarrevoluti- 
on", die die Marcos-Diktatur stürzte und 
"Cory" Aquino ins Präsidentenamt 
brachte, drängte die NPA ins politische 
Abseits. Nach knapp einem Jahr hatte 
sich die Cory-Manie gelegt. Die soziale 
und wirtschaftliche Dauerkrise auf den 
Philippinien schüttelt weiterhin die Be- 
völkerungsmehrheit, aber die philippini- 
schen Revolutionäre in der illegalen 
Dachorganisation National Democratic 
Front (NDF) mit ihren stärksten Gruppie- 
rungen, der kommunistischen Partei CPP 
und der NPA, scheinen auf einem Tief 
ihrer jüngsten Geschichte angekommen 
zu sein. 

Mit großer Akribie hat Sven Hansen 
aus schwer zugänglichen Dokumenten 
und Stellungnahmen der Revolutionäre 
und ihrer Organisationen Gründe für die- 
se Krise herausgearbeitet und versucht, 
"die Perspektiven einer von der NDF 
geführten Revolution einzuschätzen" (S. 
13). Die NDF steht in der Tradition der 
philippinischen Landrevolten der vergan- 
genen zwei Jahrhunderte, dieihren Grund 
haben in der extrem ungerechten und 
rückständigen Gesellschaftsstruktur, die 
von der CPP als "semifeudal" und "semi- 
kolonial" begriffen wurde. Für ihre Grün- 
dung hatte die CPP mit dem 26. Dezem- 
ber 1968 bewußt den 75. Geburtstag 
Maos gewählt: Wie die chinesische KP 
setzte die CPP auf die Bauern als revolu- 
tionäre Hauptkraft und den "langwierigen 
Volkskrieg", in dem die Städte (als 
Machtzentren) vom Land her eingekes- 
selt und perspektivisch erobert werden 
sollten. 

„_ Hansen sieht hierin eine "kritiklose 
Übernahme des chinesischen Revolu- 
tionsmodells", da der im Vergleich zu 
China "größere Einfluß des Kapitalis- 
mus, die lange bürgerlich-parlamentari- 
sche Tradition, die stärkere Zentralregie- 
rung und die größere Verstädterung der 
Philippinen unberücksichtigt" (22) blie- 
ben. Daß mit diesem Konzept die NDF 
trotzdem große Erfolge erzielte, verdank- 
te sieder- scheinbaren - Bestätigung ihrer 
Analyse durch die Verhängung des 
Kriegsrechtes im Jahr '72, wodurch ande- 
re Wege als der bewaffnete Kampf 
zunächst ausschieden. Im folgenden Jahr- 
zehnt wurde aus einer kleinen Gruppe 
eine Guerillabewegung, die etwa 20 Pro- 
zent der philippinischen Bevölkerung 
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Rezension 


unterihren Einfluß brachte, insbesondere 
durch konsequente Organisationstätig- 
keit im ländlichen Bereich, wo sıe 
"Schutzfunktionen für die Bauern" gegen 
Großgrundbesitzer und Militär wahr- 
nahm. Nach militärischen Rückschlägen 
hatte die NPA eine "Filipinisierung der 
maoistischen Strategie" (33) vorgenom- 
men. Anders als die chinesische KP ver- 
zichtet sie auf den Aufbau befreiter 
Gebiete bzw. fester Basen, sondern nutzte 
stattdessen die geographische Gestalt der 
philippinischen Inselwelt zu dezentralen 
Operationen. 

Zentralistisch blieb allerdings die poli- 
tische Führung und strikt maoistisch ihre 
Machtgewinnungsstrategie. Die NDF 
hielt fest an den "Dogmen" des Vorrangs 
des bewaffneten, ländlichen vor dem 
legalen, städtischen Kampf sowie an 
einem Konzept von Bündnissen, die 
grundsätzlich ihrer inhaltlichen und orga- 
nisatorischen Führung bedurften (95). 
Nach der Ermordung des Oppositions- 
führers Ninoy Aquino 1983 verlagerte 
sich der Kampf gegen die Diktatur unter 
massiver Beteiligung der Mittelschichten 
aber plötzlich in die Städte, und der "sek- 
tiererische Elitismus" , den eine parteiin- 
terne Kritikerin der CPP vorwarf, ließ 
breite gesellschaftliche Bündnisse schei- 
tern (68). Zudem lehnte die CPP mit 
orthodoxer Theoriegläubigkeit den vom 
Aquino-Lager geführten und von Millio- 
nen von Filipinos unterstützten Wahl- 
kampf gegen Marcos als "hohlen und 
geräuschvollen Wettstreit lokaler Reak- 
tionäre" (65) ab. Seitdem hat sie es nicht 
mehr vermocht, ihre einstige politische 
Vormachtstellung im philippinischen 
Oppositionsspektrum zurück zuerobern. 

Das NDF-Lager hat seit 1986 mehr- 
fach strenge Selbstkritik geübt, die von 
Hansen herausgearbeiteten Dogmen je- 
doch unangetastet gelassen. Eine über- 
mäßige Militarisierung wurde eingestan- 
den, an dem Primat des bewaffneten 
Kampfes aber festgehalten, obwohl ange- 
sichts der mangelnden Bewaffnung der 
NPA und der Möglichkeit einer US-Inter- 
vention "die Aussichten auf einen rein 
militärischen Sieg gering" (135) sind. 
Eine stärkere Betonung des politischen 
Kampfes in den Städten zwecks Vorberei- 
tung eines Aufstandes (& la Nicaragua) 
fordert eine Gruppe in der NDE, über eine 
an internationale Entwicklungen und den 
Interessen der philippinischen Bevölke- 
rung angepaßte Haltung zu Wahlen oder 
Friedensverhandlungen verfügt sie aber 


nicht. Hansen ist nicht so naiv, den philip- 
pinischen Revolutionären ein Einfügen in 
das etablierte System und das Niederle- 
gen der Waffen zu empfehlen. "Reform- 
unwilligkeit der Eliten und des Militärs" 
sowie historische Erfahrungen sprechen 
dagegen (136). 

"Das alte Revolutionsmodell gewähr- 
leistet vermutlich auch in Zukunft die 
militärische Unbesiegbarkeit der NPA im 
Hinterland", prognostiziert Hansen, da 
die Ausbeutungsstrukturen in den ländli- 
chen Gebieten nach wie vor stark sind, 
"mehr jedoch nicht " -, denn die NDF 
"entbehrt gegenwärtig einer überzeugen- 
den revolutionären Perspektive" (96). 
Hierfür müßte die NDF den politischen 
und soziologischen Veränderungen auf 
den Philippinen (eine formal funktionie- 
rende Demokratie, rasant zunehmende 
Verstädterung und Kapitalistische Ele- 
mente in allen Wirtschaftssektoren) in 
ihrer Analyse und Strategie Rechnung 
tragen. Vereinfacht ausgedrückt: Mit 
einer Bauernarmee kann man keine bald 
überwiegend in den.Städten lebende 
Bevölkerung zum Sozialismus führen. 

Der Dominanzanspruch in Bündnis- 
sen und die autoritäre Ausgestaltung in- 
nerparteilicher Diskussionen - hier hätte 
man sich von der Studie deutlichere Hin- 
weise gewünscht - stimmen auf fatale 
Weise mit den Äußerungen von 
CPP/NPA/NDF zu den Krisen in den 
(einstmals) sozialistischen Ländern über- 
ein. Sie werden nur aus verfehlter Wirt- 
schaftspolitik, nie aus demokratischen 
Defiziten erklärt. Damit ist die NDF weit 
davon entfernt, "ein neues demokrati- 
sches Modell anzubieten, ... das sowohl 
die Herrschaft der kommunistischen Par- 
teien in Osteuropa als auch die Begren- 
zungen des westlichen Prinzips der 
demokratischen Repräsentation hinter 
sich läßt" (137). In einem solchen Modell 
sieht Hansen eine wichtige inhaltliche 
Perspektive des Befreiungskampfes auf 
den Philippinen. Wenn die NDFdies nicht 
zu leisten vermag, dann vielleicht neue 
potentielle Bewegungen, die sich aus 
minoritären Positionen des Untergrundes 
- die Hansen ausgiebig vorstellt - sowie 
kleineren legalen Gruppierungen ent- 
wickeln Könnten. 

Frank Braßel 


Sven Hansen, Philippinen. Guerilla 
und Revolution. Ursprünge, Entwick- 
lungen und Krise der NDF, Münster 
1991, Wurf Verlag, 1745., 19,80 DM 


Beitrag zur GEPA-Diskus- 
sion vgl. "blätter des iz3w'' 
Nr. 167 ff 


last drei Jahre ist es her, daß für die 
F:+- zur Entwicklung und 

Förderung der Partnerschaft mit der 
Dritten Welt‘ (GEPA) ein neues Konzept 
beschlossen wurde. Die GEPA ist der 
größte Importeur von Waren für die Welt- 
Läden und Aktionsgruppen. Sie ist ein 
wichtiges Bindeglied in der Infrastruktur 
derLäden. 
Heute zeigen sich die Auswirkungen, und 
wir denken, es ist an der Zeit, nochmals zu 
fragen: "quo vadis GEPA?" 

Wohin führt die Entwicklung des soge- 
nannten ‘fairen Handels‘? Der erste GE- 
PA-Katalog (für Haushalte) ist auf dem 
Markt und der zweite ist in Vorbereitung. 
Es gibt die ersten Supermärkte, die GE- 
PA-importierten Kaffee anbieten. Wirt- 
schaftlich erscheint dieses neue Konzept 
folgerichtig und erfolgsversprechend. 
Aber: 

- geht es für die Produzenten auf? 

- geht es auch für die Produzenten auf, die 
nicht am GEPA-Konzept teilhaben kön- 
nen? 

- geht es für die entwicklungspolitische 
Arbeitbeiuns auf? 

Für die Produzenten, die das Glück ha- 
ben, über die GEPA vermarkten zu kön- 
nen, scheint das Konzept vordergründig 
aufzugehen. Sie erhalten höhere Preise 


Dritte-Welt-Handel 


als diemarktüblichen und sie können u.U. 
ihre Produktion ausbauen, da sie mehr ab- 
setzen können. Uns bleiben aber Fragen: 
Wie reagiert die GEPA auf Schwan- 
kungen des Absatzmarktes (Moden, Sät- 
tigungseffekte etc.). Schafft die GEPA 
nicht neue Abhängigkeiten, bzw. zemen- 
tiert sie nicht alte? Was passiert mit einem 
Produzenten, wenn der Markt für sein 
Produkt zusammenbricht? 

Zur zweiten Frage: Man kann von der 
GEPA nicht erwarten, daß sie alle poten- 
tiellen Erzeuger weltweit erfaßt. Aber 
kann sie wenigstens (wie früher) auf klei- 
ne Produzenten Rücksicht nehmen? Auf 
solche, die geringe Stückzahlen herstel- 
len, weil sie in Subsistenzwirtschaft pro- 
duzieren (d.h. von ihrem Produkt nicht 
primär abhängig sind)? Kleine Stückzah- 
len kann man nicht an Supermärkte und 
Großverbraucher liefern, nichtübereinen 
Katalog vertreiben. Kleine Produzenten 
passen nicht in das neue Konzept und ha- 
ben es folglich heute bei der GEPA 
schwerer, wieein Vertreter derGEPA sag- 
te. 

Verstand sich die GEPA vor zehn Jah- 
ren noch als Handelsunternehmen mit bil- 
dungspolitischem Anspruch, sohat dieser 
Teil des Selbstverständnisses der GEPA 
wohl am meisten gelitten. Im Katalog 


taucht dieser Anspruch kaum noch auf, 
und in der Tat ist auch der Bildungsetat 
der GEPA nicht adäquat zur eingetre- 
tenen Umsatzsteigerung mitgewachsen. 

Läden und Aktionsgruppen werden im 
neuen Konzept zu ‘Bestellcentern‘ eines 
modernen Versandhandelsgeschäfts ab- 
qualifiziert, als wenn der Umsatz alles 
wäre. 

Unserer Ansicht nach hat sich die GE- 
PA von einem politisch motivierten Han- 
delsunternehmen in ein Handelsunter- 
nehmen mit caritativem Ansatz verwan- 
delt. Im Vordergrund steht bei der GEPA 
(und leider vielen Läden) der ‘Mehrpreis‘ 
der Waren (aus Marktsicht die ‘Spende‘ 
des Kunden), nicht die Problematisierung 
der internationalen Handelsstrukturen. 
Ihr wesentlicher Charakter bleibt erhal- 
ten: Der Süden produziert noch immer für 
den Norden. Sorgt die GEPA nur noch für 
das alternative Mäntelchen? 

Arbeitskreis Zweidrittelwelt 
in der Katholischen 
Hochschulgemeinde Koblenz 


Was hier nicht steht, steht in der taz. 
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Kurz belichtet 


Indigenas fürchten um ihre 
Nahrungsmittel 


nde Januar gab die kolumbianische 
FE“ dem Drängen vor allem 

der US-Drogenpolizei (DEA) 
nach. Der nationale Drogenrat Kolumbi- 
ens beschloß, das Totalherbizid Glypho- 
sat zum großflächigen Einsatz mit dem 
Ziel der Vernichtung von Mohnfeldern 
einzusetzen. Seit Jahren fordern die USA 
die flächendeckende Vernichtung von 
Drogenpflanzungen in Kolumbien. Auf 
dem Drogengipfel Ende Februar 1992 
wiederholte US-Präsident Bush seine 
Forderungen an die lateinamerikanischen 
Länder. Zukünftige Wirtschaftshilfe sei 
von einer völligen Vernichtung der Dro- 
genkulturen und einem Sinken des 
Kokainexports indie USA abhängig. 

FIAN, eine Menschenrechtsorganisa- 
tion, die sich für das Recht sich zu 
ernähren einsetzt, erreichten ın den letz- 
ten Wochen wiederholt Nachrichten 
kolumbianischer Indianer- und Okolo- 
giegruppen, die vor den nicht absehbaren 
Folgen des flächendeckenden Einsatzes 
von Glyphosat warnen. Insbesondere die 
Indianergruppen haben Angst, daß 
ihre Nahrungsmittelversorgung ernsthaft 
Schaden nehmen könnte. Dieses zu den 
weltweit am meisten eingesetzten Total- 
‚herbiziden zählende Glyphosat (Marken- 
name u.a. Roundup) ist in den meisten 
Ländern zugelassen. Allerdings darf es 
keine Anwendung auf Flächen geben, 
von denen die Gefahr einer Abschwem- 
mung in Gewässer durch Regen oder 
Bewässerung (besonders in bergigem 
Gelände) droht. Die kolumbianischen 
Drogenpflanzungen, die vernichtet wer- 
den sollen, befinden sich jedoch in bergi- 
genRegionen. 

Eine Studie der 'National Academie of 
Science' der USA enthält darüber hinaus 
den Hinweis, daß Glyphosat-Rückstände 
in Lebensmitteln möglicherweise Krebs 
hervorrufen können. Die in den betroffe- 
nen Regionen lebenden Indianer befürch- 
ten nun vor allem Opfer der neuen 'Dro- 
genpolitik' zu werden. In doppelter Hin- 
sicht ist ihre Nahrungsmittelversorgung 
bedroht (Fischvergiftungen, Ernteverlu- 
sie bzw. belastete Lebensmittel durch das 
Totalherbizid). Die kolumbianischen Or- 
ganisationen fordern dagegen als geeig- 
nete Maßnahmen den Einsatz der vorhan- 
denen Mittel zur Drogenbekämpfung für 
soziale Investitionen in den betroffenen 
Regionen, um den drogenproduzierenden 

. Bauern Alternativen zu bieten. Spritzak- 
tionen werden ohne Verbesserung der 
Lebensbedingungen nur zu Verlagerun- 
gen des Anbaus führen. 


Weitere Infos: 

FIAN - Food First Information 
and Action Network 

Postfach 102243 

6900 Heidelberg 
Tel.:06222-50108 
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Wohinmitden 
Altlasten? 


ehr als 45.000 Liter des Insekti- 
M: Dieldrin lagern in Depots 
nahe der Hafenstadt Toliara in 
Madagaskar. Die 200-Liter-Fässer sind in 


einem miserablen Zustand: einige von 


"ihnen sind bereits durchgerostet und 


lecken. Die EG lieferte die Chemikalie 
zur Bekämpfung von Wüstenheu- 
schrecken, bevor der Einsatz von 
Dieldrin 1982 verboten wurde. Madagas- 
kar fehlen die nötigen technischen Ein- 
richtungen, um die Chemikalie umwelt- 
gerecht zu beseitigen. Gemeinsam mit 
Shell International, dem Hersteller des 
Produktes, und dem lokalen Pflanzen- 
schutzdienst wird die Deutsche Gesell- 
schaft für Technische Zusammenarbeit 
(GTZ) im Herbst 1992 die Altlast entsor- 
gen: Das Dieldrin soll in sichere Trans- 
portbehälter umgefüllt und nach England 
verschifft werden. Dort wird es in einer 
speziellen Verbrennungsanlage entsorgt. 
Die Situation in Madagaskar ist kein 
Einzelfall. Im Niger waren 1991 eben- 
falls 65.000 Liter Dieldrin zu entsorgen. 
Das Nachbarland Libyen hatte einen 
großen Teil davon als Geschenk geliefert. 
Allein auf dem afrikanischen Kontinent 
lagern nach Zahlen der Welternährungs- 
organisation (FAO) rund 6.500 Tonnen 
alter Pestizide, die meist kostenlos durch 
internationale Hilfsprogramme dorthin 
gelangten. Aus Pestiziden entstehen Alt- 
lasten bei: übertriebenen Liefermengen 
und Vorratshaltung, mangelnder Geber- 
abstimmung, fehlender Logistik für den 
Einsatz vor Ort, zu spätem Eintreffen, 
schlechter Qualität der Produkte und 
unvorhersehbaren Änderungen des 
Schädlingsbefalls. Auch das Lagermana- 
gement vor Ort ist oftmals unzureichend. 
Bei unsachgemäßer Aufbewahrung ver- 


'seuchen die Pflanzenschutzmittel den 


Boden und das Grundwasser, gefährden 
dabei den Menschen und seine Umwelt. 
"Leider sind return-to-sender-Aktio- 
nen wie im Niger nur selten möglich. 
Häufig ist der Hersteller nicht mehr her- 
auszufinden oder die nationalen Gesetz- 
gebungen der Lieferländer verhindern 
einen Rücktransport", schildert ein GTZ- 
Experte seine Erfahrungen. In diesen Fäl- 
len sucht er nach einer Lösung vor Ort: 
Für die Verbrennung der Pestizide wer- 
den Ofen mit teuren Rauchgasreini- 
gungsanlagen be-nötigt. Sind die Anla- 
genabertechnisch veraltet, lassen sie sich 
nicht mehr für den neuen Zweck umrü- 
sten. Deshalb fordert der GTZ-Mann: "Es 
bedarf länderübergreifender Lösungen 
und internationaler Zusammenarbeit in 
dieser Problematik", zur Verhinderung 
von Pestizidexporten und zur Erzwin- 
gung von Rücktransporten, möchte man 
hinzufügen. 
(gtz-pressemitteilung, ug) 


Muiltilaterale Handels- 
organisation gefordert 


kretärs Arthur Dunkel für den geplan- 

ten Abschlußtext der achten Verhand- 
lungsrunde des Allgemeinen Zoll- und 
Handelsabkommens (GATT) findet sich 
in der letzten Version der Vorschlag zur 
Gründung einer Multilateralen Handels- 
organisation (MTO). Diese MTO soll 
nach dem Vorschlag von Dunkel Rechts- 
nachfolgerin des derzeitigen GATT- 
Abkommens werden. 

Auch wenn in der Präambel davon 
gesprochen wird, daß es Ziel einer sol- 
chen Organisation sei, eine nachhaltige 
Wirtschaftsweise zu fördern und Ent- 
wicklungsländer gerechter am zukünfti- 
gen Wirtschaftswachstum zu beteiligen, 
fehlen dem Entwurf in jeder Hinsicht 
Regelungen, um den Herausforderungen 
der nächsten Jahre - weltweit zu einer 
sozial gerechten und ökologisch nachhal- 
tigen Wirtschaftsweise zu kommen - 
gerecht zu werden. Sowohl bei den kon- 
kreten Abschnitten, als auch den vorge- 
schlagenen Institutionen fehlen Mecha- 
nismen, die menschenrechtlichen und 
ökologischen Mindeststandards Beach- 
tung zukommen lassen. Ebenso fehlt ein 
Vorschlag für ein internationales Kartell- 
recht, das insbesondere für Agrarprodu- 
zenten im Süden von großer Bedeutung 
wäre. Denn nach Angaben des Zentrums 
der Vereinten Nationen für Transnationa- 
le Unternehmen unterstehen achtzig Pro- 
zent aller landwirtschaftlichen Nutz- 
flächen für Exporte in Entwicklungslän- 
dern der Kontrolle weniger Multinationa- 
lerFirmen. 


FIAN - Menschenrechtsorganisation 
für das Recht sich zuernähren 
Postfach 102243 

6900 Heidelberg 

Tel.:06222-50108 


T: Entwurf des GATT-Generalse- 


'TIERRASSNUESTRA 


Organ der Kampagne 
»500 Arios de Resistencia Indigena, Negra y Popular« 


TIERRA NUESTRA berichtet 

in Reportagen, Interviews und Analysen vierma} im Jahr 

0 aus der Perspektive der lateinamerikanischen Volksbewegungen 

o über Gegenaktivitäten zu den offiziellen 500-Jahre-Feiern in 
Lateinamerika 

o über die Arbeit der vielfältigen Basisbewegungen des Konti- 
nents (auch über 1992 hinaus) 

o mit dem Ziel, zur Vernetzung dieser Bewegungen beizutragen. 


TIERRA NUESTRA kt 

ein Instrument der Kommumikation zwischen all jenen, deren Stim- 

me fünf Jahrhunderte lang zum Schweigen gebracht worden ist. 
vierteljährlich in spanischer Spra- 


che herausgegeben von der alter- 
ASENCÄHR nativen Nachrichtensgentur APIA. 
periodisfica ara nuestra 
de informaciön kostet im Abonnement 8S 200.- 
pro Jahr (Einzelheft 65 50,-). 
Alfernafiva, &.C. kann besteßt werden bei APIA, 


Mumbgasse 1.3/49, 1020 Wien. 


TIERRA NUESTRA wird 


Wahlrecht für 
Flüchtlinge 


inwänderinnen und Einwanderern 

wird in der Bundesrepublik das 

Wahlrecht vorenthalten, obwohl es 
eines der elementaren Rechte des Men- 
schen in einer demokratischen Gesell- 
schaft ist. Am 20. März 1992 stellten die 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Immi- 
grantenverbände (BAGIV), der Verband 
bi-nationaler Familien und Partnerschaf- 
ten (IAF) und der Verband der Initiativ- 
gruppen in der Ausländerarbeit (VIA) 
ihren gemeinsamen Aufruf vor, indem 
sowohl das aktive als auch das passive 
Wahlrecht für Einwanderer und Einwan- 
derinnen gefordert wird. In der aktuellen 
Diskussion, die gekennzeichnet ist von 
Gewaltbereitschaft und Ablehnung ge- 
genüber MigrantInnen und Flüchtlingen, 
reicht es nicht aus, daß Deutsche Auslän- 
derfreundlichkeit demonstrieren. Gerade 
jetztseies notwendig, die Forderung nach 
der vollen politischen Mitbestimmung 
für MigrantInnen und Flüchtlinge in die 
Debatte einzubringen. Nur mit dem 
Stimmzettel in der Hand könnten Migran- 
tInnen und Flüchtlinge verhindern, daß 
sie von Politikern zu Wahlkampfzwecken 
mißbraucht würden. Nachdrücklich for- 
dern die Verbände die Bundesregierung, 
den Bundesrat, die Länderparlamente 
und die Parteien auf, jetzt die Initiative für 
eine Änderung des Grundgesetzes zur 
Einführung des aktiven und passiven 
Wahlrechts für Einwanderinnen und Ein- 
wanderer zu ergreifen. Mit einer Unter- 
schriftensammlung, die über das gesamte 
Jahr 1992 laufen wird, wollen die oben 
erwähnten Verbände ihre Forderung 
öffentlich machen und die Diskussion 
aufrechterhalten. Die gesammelten 
Unterschriften werden der Verfassungs- 
kommission, die bis zum 31.3.1993 
arbeiten wird, Anfang 1993 übergeben 
werden. 
Weitere Infos und 
Unterschriftenlisten: 
BAGIV 
Poppelsdorfer Allee 19 
5300 Bonn 1 


IAF 
Kasseler Str. 1a 
6000 Frankfurt/Main 90 


VIA 
Theaterstr. 10 
5300 Bonn 1 


Kurz belichtet 


Ausbildungsverbot für 
Jugendliche Flüchtlinge 


as hessische Innenministerium 
D: jugendlichen Asylsuchenden 
durch einen Erlaß vom 19. März 
1992 die Aufnahme einer Berufsausbil- 
dung untersagt. Scharfe Kritik an dieser 
jetzt bekannt gewordenen Maßnahme 
äußerte die Interessengemeinschaft mit 
Ausländern verheirateter Frauen / Ver- 
band bi-nationaler Familien und Partner- 
schaften. Nach Ansicht des Verbandes, 
der sich seit Jahren für unbegleitete min- 
derjährige Flüchtlinge einsetzt, wider- 
spricht das Ausbildungsverbot allen 
pädagogischen und humanitären Erwä- 
gungen. Für jugendliche Flüchtlinge, die 
oft nicht wüßten, ob und wie lange sie in 
der Bundesrepublik bleiben können, die 
außerdem unter den Erfahrungen der 
Flucht, der Trennung von den Eltern und 
des Kulturwechsels litten, stellte die 
Möglichkeit einer Berufsausbildung oft 
den einzigen Hoffnungsschimmer dar. 
“Was nützen alle Bemühungen des 
Jugendamtes, der Betreuerinnen und 
Betreuer, des Vormunds etc. diesen Kin- 


„ dern und Jugendlichen eine Zukunftsper- 


spektive zu eröffnen, wenn ein amtlicher 
Federstrich alles wieder zunichte 
macht?", heißt es in dem Schreiben des 
Verbandes an die Fraktionen der beiden 
hessischen Regierungsparteien (SPDund 
Grüne). Das Ausbildungsverbot ist nach 
Ansicht des Verbandes außerdem kurz- 
sichtig, weil den Jugendlichen sowohl 
Möglichkeiten verbaut werden, später in 
der Bundesrepublik ihren Lebensunter- 
halt zu verdienen als auch bei einer etwai- 
gen Rückkehr in ihr Herkunftsland, dort 
wieder Fuß zu fassen. 


DIE BRÜCKE 


NACHRICHTEN @ MEINUNGEN @ KULTUR 
FÜR GLEICHBERECHTIGUNG UND VÖLKERVERSTÄNDIGUNG 


DISKUSSIONSFORUM 


DIE BRÜCKE erscheint seit zehn Jahren regelmäßig zweimonatlich. 
Inhaltliche Schwerpunkte sind: das schwierige Verhältnis des Deutsch- 
tums zu seinen eingewanderten Minderheiten, der Umgang mit Men- 
schenrechten in Europa, men des alttäglichen und strukturellen 
Rassismus und Ethnozentrismus sowie Bereiche interkultureller Begeg- 
nung. Sie bietet in einem kommentierten Nachrichtenteil und einer um- 
fassenden Medienschau einen Überblick über die aktuelle Diskussion. 
DIE BRÜCKE entwickelt und verändert sich mit den Interessen ihrer 
Leserschaft. Sie verharrt nicht, sondern mischt sich in die Mehrheitsge- 
sellschaft ein. Unbeguemlichkeit bei der Meinungsäußerung und Streit- 
kultur sind ihre Grundelemente. Die Redaktion sieht darin auch ihre 
politische Aufgabe und versucht, die Diskussion mit Herausgabe von 
themenspezifischen Sonderbänden zu vertiefen. Zum Beispiel der kürz- 
tich erschienene 


SONDERBAND 


ISLAM IM ABENDLAND 


Bilden die MW Millionen Muslime in Westeuropa den Brückenkopfeines 
Islam, der heute von Süden her die Industrienationen bedroht wie kürz- 
lich noch von Osten der Kommunismus? Was wird hier mit dieser frem- 
den Religion weingeschleppt«. von welchen Menschen, mit welchen Ab- 
sichten? Wie wird ihnen durch die Mehrheitsgesellschaft begegnet? 
DIE BRÜCKE greift die Thematik in einem Sonderband auf. um zu ei- 
ner differenzierten Auseinanderselzung mil dem Konfliktfeld »ISLAM 
IM ABENDLAND« beizutragen. 

1608. ® 14.— DM Im Buchhandel @ ISBN 3-925134-06-9 (für Abon- 
nentinnen der Zeitschrifi DIE BRÜCKE 10,— DM zzgl. Porto. 30% 
Ermäßigung bei Bestellungen von mehr als drei Exemplaren.) 


Besteltungen: DIE BRÜCKE e.V. 
Riottestr. 16. 6600 Saarbrücken, Tet. 0681/390 51 50 
Fax 0641/81 72 29 
. Die Zeitschrift DIE BRÜCKE befindet sich im zehnten 
Jahr ihres Bestehens. Kostenloses Probeheft anfordern! 


Straßentheater zu 
500 Jahre Kolonialismus 


Zwei Straßentheatergruppen wollen 
im 'Kolumbus-Jahr' ihre Arbeit loka- 
len Gruppen zur Verfügung stellen. 
Die Straßentheatergruppe ‘Schluck & 
weg’ startet mit ihrem neuen Pro- 
gramm zu einer Entdeckungsreise am 
25.5. und beendet die Tour am 6. Juni 
1992. "Land in Sicht‘, so der Titel des 
Straßentheaterstücks, das die Gruppe 
'zu Ehren‘ eines ganz bestimmten 
Pharmamultis im Rahmen ihrer Akti- 
onswoche (s.o.) auf öffentlichen Plät- 
zen aufzuführen gedenkt. Die Gruppe 
arbeitet mit der BUKO Pharma-Kam- 
pagne zusammen und wendet sich an 
alle Gruppen im Postleitzahlenbe- 
reich 6000 bis 8999. 


Kontakt: 

"Schluck & weg! 
Markus Müller 
Gustav-Müller-Str.9 
1000 Berlin 62 

Tel.: 030/782 5709 + 


Das 'Aktionstheater 500 Jahre’ berei- 
tet unter dem Arbeitstitel: 'S00 Jahre 
Kolumbus und die Folgen’ eine Colla- 
ge von Szenen der Conquista und 
ihren Kontinuitäten vor. Die Theater- 
arbeit der Gruppe orientiert sich an 
Augusto Boals "Theater der Unter- 
drückten'. Geplant ist eine sechs- bis 
achtwöchige Rundreise durch die 
BRD, ab Anfang August. Startort ist 
Regensburg. Die Gruppe sucht bevor- 
zugt Gruppen auskleineren Städten. 


Kontakt: 

Aktionstheater 500 Jahre 
c/o Christoph Luckhaus 
Grunewaldstr.35 

1000 Berlin 62 


Beide Gruppen verlangen kein Hono- 
rar. Die Veranstalter müssen aller- 
dings für Bewirtung und Unterbrin- 
gung der Gruppenmitglieder aufkom- 
men sowie einen Unterstützungsbei- 
trag für die Deckung der Reisekosten 
leisten. Die genauen Konditionen sind 
unter denoben angegebenen Adressen 
zu erfahren. Viel Spaß. 
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BOLIVIA 93, Januar/Februar 1992 
BOLIVIAMAR - bolivianischer Pazifikstrand und 
Freihandelszone in Peru * COMIBOL - Privatisie- 
rungen und Bergarbeiter-Proteste * die Instrumente 
der US-Außenpolitik gegenüber Bolivien in den 
50er und 60er Jahren * Beitrag der politischen Stif- 
tungen zur entwicklungspolitischen Arbeit in Boli- 
vien * Interview mit Carlos Toranzo: Die Paradoxien 
der Kommunalwahlen. 

Bezug: BOLIVIA Sago, Informationszentrum Boli- 
vien e.V., Kottbusser Damm 101, 1000 Berlin 6] 


Lateinamerika Nachrichten Nr. 214, April 1992 
Kuba - Wo stehen wir? 

Haiti - Haiti droht die neue schöne Welt der forma- 
len Demokratie / Internationale Tourismusbörse - 
Begegnung zweier Welten / Mexiko-Stadt - Mit 
Polizeigewalt gegen StraßenhändlerInnen / Kuba - 
"Beleben Sie die Revo..." - Die kubanischen Intel- 
lektuellen im Widerspruch / Solidarität - aber wie? 
Solidarität, Hilfe und der Mainstream. Eine Replik / 
Peru - Chronik eines angekündigten Mordes - Sen- 
deros Attentat auf Marfa Elena Moyano und die Kon- 
sequenzen/El Salvador - "Die Vereinbarungen sind 
sehr unpräzise" Interview mit Ana Guadelupe Marti- 
nez (ERP/FMLN) Chile - Demokratie und Sicher- 
heit / Ökologie - Müllexporte: Hauptsache billigund 
weit weg / Argentinien: Müll, Moneten, Machen- 
schaften. Brasilien: Erfolgreiche Recycling-Projek- 
te "Von Abfall kann man leben“ - MüllsammlerIn- 
nen in Brasilia, ECO 92 - Festival der NGOs, Rezen- 
sion: Chile - Entwicklung gegen die Umwelt 
Nicaragua - Die Atlantikküste am Rande eines Krie- 
ges? 

Bezug: Lateinamerika Nachrichten- Vertrieb, Gnei- 
senaustr. 2, 1000 Berlin 61, Tel. 030 - 694 61 00, Fax 
030 - 692 65 90. Einzelheft: DM 5,- / Jahresabo DM 
55,- 


Kritische Ökologie: 10 (1) März 1992 

(ehemals Umweltzeitung) 

Schwerpunkt: "Und wäre nicht der Bauer, so hätten 
wir kein Brot (...) - Einige Überlegungen und Fall- 
beispiele zum Verhältnis zwischen Wissenschaft- 
lern, Experten, Helfern und Bauern in Forschung, 
Katastrophenhilfe und Entwicklungsförderung / um 
Welt: Chile - Verkehrsinferno in Santiago de Chile / 
Biotechnologische Forschung in Afrika / Desertifi- 
kation in Mauretanien / forum: G-7 und die Wälder 
Brasiliens /UNCED-92 / Kaffee - Universität Mainz 
setzt auf Alternativkaffee / BAYER: Trauerflor in 
Leverkusen - Wie BAYER eine Niederlage erlitt. 
Einzelpreis: DM 7,-, im Jahresabo: DM 25,- oder als 
Förderabo Hrg. und Vertrieb: Verein zur Förderung 
von Landwirtschaft und Umweltschutz in der Dritten 
Welt (VFLU) e.V., Langgasse 24/H; RFA/FRG, 
6200 Wiesbaden 1, Tel.: 0611/3703 71 


DRITTE WELT, Nr. 4/1992 
Schwerpunkt Drogen: Drogenfront / Drogenkultur: 
Zwischen Himmel und Hölle /Boliviens drogenab- 
hängige Wirtschaft /Peru - Koka als Überlebensstra- 
tegie / Vom "Goldenen Dreieck" um die Welt / Die 
Opiumkriege / Drogen, CIA, Contras /Fiasko trotz 
Satelliteneinsatz: Die US-Drogenkriege / Wohin 
fließen die Drogendollars? / Rezension: Ciro Kraut- 
hausen, Koka-Kokain / Maghreb: Brief an meine 
algerische Schwester / Kolumbus kam nicht aus Chi- 
na / Internationaler Aufruf "Peace for Cuba” / Kon- 
troversen: Der "weiße Mann" - zur Dominanz verur- 
teilt?/ Leonardo Boff: Der Kapitalismus bietet keine 
Rettung /Porträt: GERMANWATCH / Rückblick: 
. Krieg um die Malvinas /Falkland-Inseln 
Einzelheft 6,50 DM; Abo 60 DM 
Bezug: DRITTE WELT, Liebigstr. 46, 3500 Mar- 
burg 
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zurichten. 


Zeitschriftenschau 


informationsdienst südliches afrika Nr. 1 
Jan./Febr. 1992 

Schwerpunkt: Umweltschutz in Afrika 

Südafrika: Die Verhandlungen haben begonnen - 
Runder Tisch mit Lücken - Vielparteienkonferenz 
CODESA * Eine Rolle für die UNO beim Über- 
gangsprozeß? * Spirale der Gewalt. Sambia: Eine 
Träne für den alten Mann * Chilubissimo - Sambias 
neuer Staatspräsident. Namibia: Altlast Rössing, 
Zimbabwe: Strukturanpassung * Kleinkapitalismus. 
Mosambik: Faustrecht und Zerfall * Barama-Führer 
getötet. Umwelt: Wächter im Garten von Eden - 
Umweltschutz in Afrıka * Naturschutz im Kaoko- 
veld: Das Purros-Projekt * Wasserpoker im Oka- 
vango-Delta. Diskussion: Demokratisierungsbewe- 
gung in Afrika. Beigeheftet: SADCCA-Brief "Aus- 
blick auf morgen” - Interview mit Simba Makoni * 
INWASA - Informationen aus Wirtschaft und 
Arbeitswelt Nr. 5 * Index 1991 

Preis: DM 6,-; Abo DM 40,- 

Bezug: Informationsstelle Südliches 
Königswinterer Str. 116, 5300 Bonn 3 


Afrika, 


Referentin für den Bereich 
Südliches Afrika 
(Zimbabwe und Südafrika) 


gesucht zum 1. Oktober 


Erforderlich sind: 

- Landeserfahrung 

- verwaltungstechnische Kenntnisse 
im Rahmen der Projektarbeit 

- Erfahrung mit entwicklungspoliti- 
scher Offentlichkeitsarbeit 

- gute Englischkenntnisse 

ı Wünschenswert sind: 

- portugiesische und französische 
Sprachkenntnisse 


Wir wünschen uns eine Kollegin, die 
bereit ist zur Teamarbeit, die sich in 
den aktuellen politischen Diskussionen 
auch im südlichen Afrika auskennt und 
sich daran beteiligen kann. 

Es handelt sich um eine Vollzeitstelle, 
die in Anlehnung an BAT Vb - Ein- 
heitsgehalt - bezahlt wird. 

Wir sind eine NGO, die von Basis- 
initiativen getragene Projekte v.a. in 
den Bereichen Frauen, Ökologie und 
Menschenrechte in Lateinamerika, 
Afrika und Indien finanziell unter- 
stützt. 


Bewerbungen sind bis zum 30. Mai 
andie ASW 

Aktionsgemeinschaft 

Solidarische Welt e.V., 
Hedemannstr. 14, 

1000 Berlin 61 


EPK 1/92: Nichts zu lachen. Kinder zwischen 
Selbstbestimmung und Marginalisierung 
Beiträge: "Wie vom Himmel gefallen", Namibische 
Kinder zwischen den Welten * Von der Seligkeit der 
Kindheit * Ganz bleiben, ohne zu explodieren, 
Straßenkinder in Sao Paulo * Brasilien: Eugenisches 
Denken und Gewalt gegen Straßenkinder * Wenn 
Schulen kaputtgehen, Das Beispiel Kamerun * Die 
Navajoinder Schule der Weißen * Zwischen Tradi- 
tion, Kolonialismus und Moderne, Erziehung in 
Afrika * Check-out ins Ungewisse, Minderjährige 
Flüchtlinge * Heimat Deutschland? Ausländische 
Kinder in der Bundesrepublik * Armut hat viele 
Gesichter, Zur Arbeit von ATD "Vierte Welt" * Kin- 
derarbeit in Indien: grausam aber unvermeidlich? * 
IAO - Strategien gegen Kinderarbeit * Doppelt 
benachteiligt: Behinderte Kinder in der Dritten Welt 
* Teppichknüpfen - kein Kinderspiel * Kinderkon- 
vention mit Vorbehalten * Intifada: Kinder unter 
Ausnahmerecht * Schweigende Zuschauer der Zer- 
störung. Indianische Kinder in Guatemala * On aus 
Bangkok: Wo bin ich zu Hause? * EPK-didaktisch: 
Spielend lernen - KINDERleicht 

Bezug: EPK, Nernstweg 32-34, 2000 Hamburg 50, 
Tel.: 040/390 52 21, Preis: DM 6,- 


Südostasien Information, Nr. 1/92 (April) 

Kultur: Zwischen "Tradition" und "Moderne" 

aus dem Inhalt: Lyrik- und Prosabeispiele aus 
Malaysia, Singapur, Indonesien und den Philippinen 
/ Südostasien: Wayang, Tempel und Konsum / Viet- 
nam: Literaten als Kritiker politischer Macht / Die 
Friedensidee des kambodschanischen Buddhismus / 
Burma: Zähne zeigen - Zur Situation junger Literatur 
/ Rock-Programme im malaysischen Fernsehen / 
Malaysia: Comic-Geschichte von Lat / Die Funktion 
von Karikaturen in der indonesischen Politik / Phi- 
lippinen: Kritische Kultur gegen Show und Business 
außerdem: Tagungsbericht: Umweltsituation und 
Demokratie in Südostasien /Jahresregister 1991 
Bezug: Südostasien Informationsstelle, Josephinstr. 
71, 4630 Bochum 1; Tel.: 0234/502748; 


FORUM entwicklungspolitischer Aktionsgrup- 
pen Nr. 160: 

Schwerpunkt: Entwicklungshilfe - Hilfe zur Selbst- 
hilfe? Interview: Lebensstil eines Entwicklungshel- 
fers * Jörg Brandes: Die neuen politischen Kriterien 
des BMZ * Brigitte Erler: Entwicklungshilfe ist Aus- 
beutung * Walter Cirsovius: Entwicklungshilfe - 
Schwierigkeiten von Nichtregierungsorganisatio- 
nen * Vera Buerschaper: Überlebenskampf der neu- 
en entwicklungspolitischen Gruppen im Osten 
Deutschlands * Interview G. Hilliges: Ein alter Hase 
im entwicklungspolitischen Geschäft * Entwick- 
lungspolitisches Lexikon. 

Bestellung: Redaktion FORUM, Buchtstr. 14/15, 
2800 Bremen 1. Tel. 0421/325156, 


ila 154, April 92 

Schwerpunktthema "EI Salvador: Frieden schaffen 
ohne Waffen?" 

Auf 46 Seiten Beiträge zu El Salvador nach 12 Jah- 
ren Krieg: Rückblick, Augenblick, Ausblick (Auf- 
standsbekämpfung, Die Rolle der USA, Menschen- 
rechte, Regierungspartei ARENA, Befreiungsbewe- 
gung FMLN, Wirtschaft: Wiederaufbau oder 
Neuaufbau, Rückkehr der Flüchtlinge, Frauenorga- 
nisationen, BRD-Entwicklungshilfe, Salvador-Soli- 
darität). 

Weitere Berichte und Interviews zur Lage in Hondu- 
ras, über die Öffnung der Naziarchive in Argentini- 
en, zur gegenwärtigen Situation auf Kuba, zum 
Widerstand gegen das Regime in Haiti und über die 
Fortsetzung des Kampfes mit anderen Mitteln der 
kolumbianischen Indianerguerilla Quintin Lame. 

80 Seiten, Einzelpreis jetzt 6,- DM, Abo unverändert 
50,- DM, Bezug: ila, Heerstraße 205, 5300 Bonn 1 


Frauen im Sudan 

Situation, Hintergründe, Perspektiven - eine Veran- 
staltung des Hilfswerk für den Süd-Sudan e.V., der 
ESG-Frankfurt, der KHG Frankfurt, den Comboni- 
Missionaren, dem Verein der sudanesischen Studen- 
ten in Deutschlande. V., dem Amt für multikulturelle 
Angelegenheiten der Stadt Frankfurt unddem ASTA 
der Uni Frankfurt vom 16.-17. Mai 1992 in der Uni- 
versität Frankfurt. Anmeldung und Infos bei: 
SaifEldin Ali Khogali 

c/oSabina Bohnet 

Taunusring 42 

W-6050 Offenbach 

Tel.:069/838204 


Konferenz Globale Entwicklung 

Eine Tagung der SPDam 15. Mai 1992 in Bonn 
Anmeldung und Infos bei: 

SPD-Parteivorstand 

z.Hd. Roland Röscheisen 

Ollenhauerstr. 1 

W-5300 Bonn | 

Tel.:0228/532297 


Selbstorganisation und Chaos. Entwicklungspo- 
litik und Entwicklungspädagogik in neuer Sicht 
Symposium vom 15.-17. Mai 1992 in Burg Rien- 
eck/Gemünden 

Anmeldung und Infos bei: 

Prof.Dr. Treml 

Pappelallee 19 

W-2055 Dassendorf 

Te1.:040/65412803 


Imperialismus und kulturelle Identität 

Die Rolle der Kultur als Vehikel der Befreiung und 
die Kulturzerstörung, die gleichzeitig die Identität 
zerstört, ist Thema dieses Seminars vom 5.-8.Juni 
1992 in Hamburg-Hoisbüttel 

Anmeldung und Infos bei: 

Dienste in Übersee 

Esplanade 14 

W-2000 Hamburg 36 

Tel.:040/341446 


Kultur der Entwicklung - zur Fragwürdigkeit 
von Entwicklungsparadigmen 

Themen: Entwicklungspolitische Leitbilder der 
Metropolen, alternative Entwicklungsparadigmen 
und Monokultur der Entwicklung, Tagung vom 10.- 
12. Juni 1992 in Witzenhausen 

Anmeldung und Infos bei: 

Hans Herman 

Steinstr.19 

W-3430 Witzenhausen 

Tel.:05542/503216 


Anzeige 


Aufeinander 
zugehen 


Tagungshinweise 


° stische Zusammenarbeit, 


Kairos Europa Ökumenisches Pfingstfest 1992 
für Familien, Gruppen und Einzelpersonen vom6.-8. 
Juni 1992 in Bad Boll, es finden u.a. Arbeitsgruppen 
mit den Titeln: Festung Europa, wie lebt sich's in 
Europa, Zweidrittelgesellschaft Europa, Europas 
Landwirtschaft statt 

Anmeldung und Infos bei: 

Evangelische Akademie 

Akademieweg 11 

W-7325 Bad Boll 

Tel.:07164/79-238 


Schule und Eine Welt 

Arbeits- und Koordinationstreffen für entwicklungs- 
pädagogische Informationszentren und LehrerIn- 
nenbibliotheken zum Lernbereich Eine Welt vom 
26.-28. Juni 1992 in Arnoldshain 

Anmeldung und Infos bei: 

Evangelische Akademie Bad Boll 

Büro Reutlingen 

z.Hd.FrauMorville 

Kaiserstr.137 

W-7400 Reutlingen 


Die Wüste tobt? - Soziale Bewegungen in Latein- 
amerika und hier 

Das dritte Seminar der Projektgruppe internationali- 
Zukunft und Aktion 
(PIZZA) vom 15.-17. Mai 1992 in Bad Karls- 
hafen/Helmarshausen 

Anmeldung und Infos bei: 

Informationsbüro Nicaragua 

z.Hd.Anke Spiess 

Hofaue51 

W-5600 Wuppertal 


Sympathiewerbung für Fremde 

Eine Tagung der Evangelischen Akademie Bad Boll 
vom 22.-24. Mai 1992 in Bad Boll für alle Menschen, 
die gegen die zunehmende Ausländerfeindlichkeit 
tätig werden wollen 

Anmeldung und Infos bei: 

Evangelische Akademie Bad Boll 

Akademieweg I1 

W-7325 Bad Boll 

Te1.:07164/79-0 


Kulturarbeit von Frauen - Afrika, Asien, Latein- 
amerika/Karibik 

In diesem Seminar vom 29.-3]. Mai 1992 in Ham- 
burg geht es um die vielfältigen Methoden, wie Frau- 
en der drei Kontinente sich kulturell betätigen 
Anmeldung und Infos bei: 

Cultur-Cooperatione.V. 

Nernstweg 32-34 

W-2000 Hamburg 50 

Tel.:040/394133 
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Die Ost-West-Wochenzeitung 


REIAG 
AM wiosk! 


Neu eingetroffene Bücher 


Ferhad Ibrahim/Mir A. Ferowsi, Die Kuwait-Krise 
und das regionale Umfeld; Das Arabische Buch 
(Verlag), 1992, Das Arabische Buch, Horstweg 2, 
1000 Berlin 19; 177 Seiten 


Hans Diefenbacher/Ulrich Ratsch, Verelendung 
durch Naturzerstörung; Sachbuch Fischer (Ver- 
lag), Frankfurt, Februar 1992; 277 Seiten; 18,80 DM 


Charles Pauli, G-7 Der Gipfel, diese Weltwirt- 
schaft? isw München (Verlag), März 1992; isw- 
sozial-ökologische Wirtschaftsforschung München, 
Georg-Wopfner-Str. 46, 8000 München; 33 Seiten, 
5,-.DM 


Dietmar Dirmoser, Conquista, Kapital und Chaos; 
LIT-Verlag Münster, Hamburg 1992; 280 Seiten; 
29,80 DM 


Mitteilungen des Instituts für Asienkunde, Jens Rai- 
ner Behrendt (Hrsg.), Die Asiatische Entwick- 
lungsbank; Hamburg, 1992, Nr.205;117 Seiten, 24,- 
DM 


Nuruddin Farah, "Maps", (Roman); Ammann Ver- 
lag AG, Zürich; 38] Seiten; 46,- DM 


Unrast Kollektiv, Europa 1993 Der Große Zauber; 
unrast, Münster 1992; unrast-Verlag und Vertrieb, 
Querstr. 2,4400 Münster 141 Seiten; 14,80 DM 


Manfred Mols/Peter Birle, Entwicklungsdiskussio- 
nen und Entwicklungspraxis in Lateinamerika, 
Südostasien und Indien; LIT-Verlag, Münster, 
Hamburg, 1991; LIT-Verlag, Rothemburg 41, 4400 
Münster; 284 Seiten 


Institut für Asienkunde; Asien, Pazifik Wirt- 
schaftsbuch 1992; 2000 Hamburg 13, 1992, 560 
Seiten, 65,- DM 


Christoph Links, Sandinismus; Edition, Der andere 
Buchladen Köln, 1992; Der andere Buchladen Köln, 
Zülpicherstr. 197, Köln; 113 Seiten 


Den lasse ich mal auf mich zukommen: 6 
Wochen lang den Freitag für 10.- DM (nur 
Vorkasse: bar, Scheck oder Briefmarken). 


Name//Vorname 
& Stage een 
; BJ esse 
dates 


Vertrauensgarantie: Ich weiß, daß ich diese Bestellung innerhalb 
einer Woche beim Freitag widerrufen kann. Wird der Bezug nicht 
vor Erhalt der 5. Ausgabe gekündigt, wandelt sich das Probeabo in 
ein regutäres Abo um. 


Einsenden an: Vertrieb Freitag, PF 360 520, 
W-1000 Berlin 36 
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LEN, 


In folgenden Buchhandlungen können Sie die WoZ auch direkt ver- 
gleichen und kaufen: 

Göttingen: Buchladen Rote Strasse 10 GmbH. Kassel: Buchhandel 
Terra Cotta, Frankfurterstr. 108. Düsseldorf: Bi Ba Buze, Achenerstr. 1. 
Bochum: Ubu-Antiquariat, Unistr. 16. Hagen: Quadrux, Langestr. 21. 
Frankfurt: Autorenbuchhandlung, Reuterweg 57. Buchhandlung Das 
Lesecafe, Diesterwegstr. 7/HH. Land in Sicht, Rotteckstr. 13. Eine 
Weltladen, Gr. Friedbergstr. 29. Buchhandlung Die Wendeltreppe, 
Brückenstr. 54. Südseite, Int. Buchhandlung, Münchnerstr. 56. Karl 
Marx Buchhandlung, Jordanstr. 11. Buchhandlung Waide, Alt-Schwan- 
heim 22. Uni-Buch, Jügelstr.1. Offenbach/Main: Buchladen am Markt, 
Wilhelmplatz 12. Buchhandlung Tucholsky, Mittelseestr. 14. Mühlheim: 
Mühlheimer Buchladen, Bahnhofstr. 1. Darmstadt: Buchhandlung 
Georg Büchner, Lauteschlägerstr. 18. Hanau: Bücherstube Dausien & 
Erb, Am Freiheitsplatz 6. Heidelberg: Derandere Buchladen, Plöck 93. 
Konstanz: Buchladen zur Schwarzen Geiss, Obermarkt 12. Freiburg: 
Buchhandlung Jos Fritz, Wilhelmstr. 15. Würzburg: Buchladen Neuer 
Weg, Senderstrasse 33/35 


WEIL’'S 

IN DER GANZEN 
BRD NICHTS 
VERGLEICHBARES 


GIBT. 


Ich will die schweizerische 
WochenZeitung WoZ kennenlernen 
und vergleichen, bitte senden $ie 
mir vier Nummern gratis zur Probe 


Vorname: 
Name: 
Strasse: 
PLZ/Ort: 
Einsenden an: 


Wo2, Postfach, CH-8059 Zürich 


Postvertriebsstück 
Gebühr bezahlt 


M3477F 
iz3w 
Postfach 5328 


7800 Freiburg 
ISSN 0933-7733 


